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Vorbemerkung, 

Aeussere Umstände haben die Beendigung des 
Druckes der nachfolgenden Abhandlungen verzö- 
gert, und es sind inzwischen die auf Seite 120 als 
bevorstehend bezeichneten Tarifänderungen bekannt 
gemacht worden. 

Hiernach sind nach Auflösung der bestandenen 
Vereinsverträge zwischen dem deutschen Reiche 
einerseits und Oesterreich - Ungarn , sowie den 
Niederlanden andrerseits Separat- Verträge ge- 
schlossen worden; und es ist die bisher intern 
norddeutsche Zoneneintheilung mit dem Einheits- 
gebührensatz von 5 resp. 10 und 15 Sgr. auf das 
ganze deutsche Reich ausgedehnt worden, wahrend 
für den Verkehr zwischen diesem und Oesterreich- 
Ungarn bez. den Niederlanden zwar die frühem 
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beiden Vereinszonen in Geltung bleiben, der Ein- 
heitsgebührensatz aber von resp. 8 und IG Sgr. 
auf 10 und 20 Sgr. erhöht worden ist. 

Diese Erhöhung ist ein deutlicher Beweis für 
die Richtigkeit des am Schlüsse des ersten Ab- 
schnittes Seite 67 u. ff. in Bezug auf die Gebüh- 
rentaxe Gesagten* 

Berichtigend zu Seite 110 ff ist endlich noch 
hinzuzufügen, dass auf den Reichstelegraphenlinien 
private Depeschen in Chiftern und Geheimworten 
nicht mehr ausgeschlossen sind, indem die Zulassung 
zwar nicht durch eire Abänderung der Telegraphen- 
Ordnung, wohl aber durch eine Abänderung der 
Tarifbestimmungen ausgesprochen ist. 
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Einleitung. 



Wenn gleich die Versuche und Anfänge, die Beför- 
derung von Nachrichten auf schnellere Weise, als durch 
einzelne Boten, Reiter oder Fussgänger zu bewirken, bis 
in das hohe Alterthuin und nahe an die Grenze der my- 
thischen Zeit reichen, so hat die Telegraphie, als Ver- 
kehrsmittel, eine allgemeinere Bedeutung doch erst in der 
allerneusten Zeit erlangt. 

Allerdings ist es aus den Schriften der Alten nach- 
weisbar, dass das Alterthum schon optische und akustische 
Signale zur Mittheilung von Nachrichten auf weite Ent- 
fernungen kannte, und zwar nicht nur beschränkte 
Signale zur Verbreitung einzelner, ganz bestimmter Nach- 
richten, Vorfälle und Befehle, (Ankunft der Feinde, Nahen 
einer Flotte, Verkündigung eines Sieges, Landen von 
Seeräubern, Zeichen zum Sammeln der Truppen), sondern 
sogar schon eine alphabetische Fackeltelegraphie, bei 
welcher zwei Fackelsysteme einmal die Reihe und dann 
den speciellen Ort andeuteten, an welchem die entsprechend 
geordneten Buchstaben des Alphabets standen, ja dass 
das Telegraphensystem beispielsweise in Persien eine 
solche Entwickelung gefunden hatte, dass der König durch 
die Feuerzeichen, welche die Feuermacher der Reihe nach 

Ludewig, Telegraphenrecht. 1 
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von den Grenzen des Reichs bis nach Susa und Ekbatana 
einander gaben, in einem Tage sogar Alles erfuhr, was 
in Asien unternommen ward. Es ist ferner bekannt, dass 
die Perser schon zu des Cyrus Zeiten, wie später auch 
die Gallier wichtigen Nachrichten auf Entfemungen bis 
zu 32 deutschen Meilen dadurch Verbreitung verschafften, 
dass die dauernd vertheilt aufgestellten Posten sich die- 
selben durch Geschrei gegenseitig mittheilten; dass auch 
im Mittelalter Feuerzeichen (Lauffeuer) in vielfacher An- 
wendung waren; — trotzdem konnte einer derartigen 
Telegraphie die Bedeutung eines Verkehrsmittels nicht 
beigelegt werden, weil sie lediglich Staatszwecken diente 
und der Benutzung des Einzelnen unzugänglich war. 

Dasselbe gilt auch noch von dem in der ersten Hälfte 
dieses Jahrhunderts in Anwendung gewesenen Systeme 
der optischen Staatstelegraphen, welches gleichfalls nur 
zur Beförderung von Staatsnachrichten diente oder rich- 
tiger gesprochen, dienen sollte, indem es den Dienst wohl 
öfter versagte, als leistete. 

Um die stereotyp gewordenen Ausdrücke hier nicht 
auszulassen, erst die wichtigen Entdeckungen Galvani's 
und seines berühmten Schülers Alexander Volta zu Pavia, 
die Beobachtung von Oersted, Professor in Kopenhagen, 
die einfache von Ampere aufgestellte Regel, die eben so 
folgenreiche, als glückliche Anwendung der Watson'schen 
Entdeckung durch Steinheil und die an diese Vorgänge 
gereihten technischen Erfindungen, mit einem Worte 
erst die Entwicklung der elektrischen Telegraphie haben 
die Signalisirung in die Ferne zu einem Allen zugäng- 
lichen Verkehrsmittel gemacht. 

Das Bedürfniss derselben, bewusst oder unbewusst, 
war schon lange vorhanden und hatte sich mit der Vervoll- 
kommnung der Transportmittel, sowie mit der hiermit zu- 
sammenhängenden Ausdehnung des Verkehrs und der 
Handelsverbindungen mehr und mehr gesteigert, so dass 
weder die sofortige fleissige, allseitige Benutzung, noch 
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auch der bis jetzt erkennbare ununterbrochene und rapide 
Aufschwung des Telegraphen-Verkehrs Verwunderung 
hervorrufen können. 

Den Umfang und das Wachsen des telegraphischen 
Verkehrs zeigt die nachstehende statistische Zusammen- 
stellung, welche bis zum Jahre 1866 den Telegraphen- 
Verkehr in Preussen, von da ab aber den im nord- 
deutschen Bunde angiebt. 
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Obschon zwischen der ersten Froschschenkelzuckungs- 
beobachtung Galvani's und der praktisch brauchbaren 
Herstellung eines Telegraphen - Apparates eine geraume 
Zeit verstrichen war, in welcher sich Beobachtung an 
Beobachtung, Entdeckung an Entdeckung, Erfindung an 
Erfindung, Construction an Construction reihte, so war 

l* 



Digitized by Google 



doch die wirkliche Möglichkeit der elektrisch - telegra- 
phischen Correspondenz ziemlich plötzlich gegeben, und 
zu ihrer Aufnahme in die civilisirte Gesellschaft war 
Nichts vorbereitet. Sie erschien völlig gesetzlos, für jedes 
Kapital zugänglich und schuf mit einem ganz neuen Ge- 
werbe auch absolut neue Verhältnisse und Beziehungen, 
von welchen die bisherigen Gesetzgeber sich noch Nichts 
hatten träumen lassen. Das Corpus juris, das gemeine 
Recht, das Landrecht und der Code Napoleon, sie kennen 
alle noch nicht den Telegraphen und die Eigenthümlich- 
keiten seines Betriebes; gleichwohl war er da, er half 
einem dringenden Bedürfnisse ab, und das Publikum 
fragte deshalb auch nicht nach seiner juristischen Legiti- 
mation, sondern es begnügte sich, seine Dienste bestens 
zu acceptiren, sowie von ihnen nach Möglichkeit zu pro- 
fitiren. 

Sehr bald indessen entstanden in Folge des neuen 
Gewerbebetriebs Rechtsfragen der verschiedensten Art, 
zu deren Beurtheilung die vorhandenen Gesetze ohne oft 
sehr weitgreifende Deductionen keinen Anhalt boten. 
Trotzdem ist auch heute noch nicht viel geschehen, um 
diesen offenbaren Uebelständen Abhülfe zu schaffen, was 
jedenfalls in unseren an Gesetzen gewiss höchst produktiven 
Tagen auffallen muss, aber kaum zu beklagen ist. Die 
öftere Behauptung, unser gesetzreiches Zeitalter leide zwar 
nicht an Thätigkeit, wohl aber an gesetzgeberischer 
Fähigkeit, soll hier zwar nicht bestätigt werden, denn 
seit jener Zeit, in welcher Savigny zuerst gegenüber dem 
allgemeinen Verlangen nach einem allgemeinen deutschen 
Gesetzbuche auseinandersetzte, dass unsere Zeit keinen 
Beruf zur Gesetzgebung habe etc., sind in den meisten 
Staaten ganz neue und veränderte Grundlagen für die 
Gesetzgebung durch den Constitutionalismus eingetreten. 
Da es aber keinen Gesetzgeber mehr, sondern nur noch 
gesetzgebende Faktoren giebt, deren Thätigkeit bei oft 
himmelweit von einander divergirenden Ansichten schon im 
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Einzelstaate nur auf den Abschluss von Coraproniissen 
hinauslaufen kann und bei allgemeineren Vereinbarungen 
(Zollverein, Handelsgesetzbuch) in noch erböhterem Grade 
auf Compromisse beschränkt ist, so ist es nicht zu viel ge- 
sagt, dass mit philosophischem Recht und Rechtsphilosophie 
die heutigen Gesetzgeber allerdings wenig mehr zu 
schaffen haben. Sie müssen sich lediglich an die Praxis 
und an das Bedürfniss halten. Die Philosophie ist heut- 
zutage, nachdem die exakte Naturforschung die früher 
angestaunten und adoptirten philosophischen Systeme viel- 
fach nur noch als blosse Hirngespinnste will gelten lassen, 
überhaupt in eine üble Lage gerathen, und nur die Logik 
oder besser noch logisches Denken ist in allgemeinerem 
Ansehen geblieben. 

Betrachtet man sich das wichtigste Elaborat der 
neueren deutschen Gesetzgebung, die Verfassung des nord- 
deutschen Bundes, so wird ihm weder Freund noch Feind 
den Namen eines philosophischen Systems beilegen wollen. In 
ihren 79 Artikeln enthält sie neben vielen organisatorischen 
Reglements, staatsrechtliche, zoll- und handelsrechtliche, 
gewerbegesetzliche und polizeiliche, seerechtliche, mili- 
tärrechtliche, finanzpolitische und strafrechtliche Gesetze 
und Bestimmungen und Details, dass es zu verwundern 
ist, wie das Alles auf 22 massigen Oktavdruckseiten Platz 
finden konnte. Dennoch ist sie unbedingt das grösste 
Meisterstück der neuen Gesetzgebung und vielleicht noch 
mehr durch das, was sie blos andeutet und implicite ent- 
hält, als durch das, was sie direkt ausdrückt. — Schon 
dass sie unter den damaligen Umständen im Jahre 1867 
nicht nur ans der Vorberathung der Delegirten der ein- 
zelnen Regierungen, hervorkam, sondern auch bei dem 
ad hoc berufenen Reichstage trotz aller particularistischen 
Interessen und Bestrebungen, trotz allen Geschreies über 
das zerrissene Deutschland, über die Zurückstossung des 
Brudervolkes, über Verleugnung demokratischer Errungen- 
schaften und über militärische Vergewaltigung zur An- 



nähme gelangte und endlich sogar bei den Einzelland- 
tagen, Volks- und Herrenhäusern etc. sanktionirt wurde, 
dass in ihrem Geltungsbereiche Alle unter einen Hut 
kamen oder kommen mussten, das ist als ein wahres 
Wunder zu bezeichnen und rechtfertigt gewiss den ge- 
brauchten Ausdruck eines Meisterstückes, wie es auch 
beweist, dass sie trotz ihres so zu sagen conglomerat- 
artigen Zustandes einem wirklichen Bedürfnisse im Wege 
der Gesetzgebung entsprach, und wenn auch nicht den 
idealen, so doch den der praktischen Möglichkeit ent- 
sprechenden Ausdruck für den allgemeinen Willen ge- 
funden hatte, dass sie das seit Jahrhunderten in den ver- 
schiedensten Arten, den mannigfachsten Wegen documen- 
tirte Einheitsbestreben des deutschen Volkes zwar noch 
nicht völlig befriedigte, aber doch den praktisch mög- 
lichen Anfang zu dessen Befriedigung machte, von wel- 
chem aus, wie inzwischen die Geschischte der letzten 
Monate gelehrt hat, schliesslich ein Resultat der Ver- 
einigung erzielt worden ist, welches sich wohl selbst die 
Mitglieder des 48er Rumpfparlaments kaum als möglich 
gedacht hatten. 

Der der früheren Bundes- und der heutigen Reichs- 
verfassung von Einzelnen entgegengetragene Widerwillen 
musste sich dem Gesammtwillen, dem sie entsprach, unter- 
ordnen. 

Obschon sonach die heutige Gesetzgebung den Be- 
weis geliefert hat, dass sie Bedürfnissen wohl zu be- 
gegnen weiss, obschon ferner seit Savigny auch ander- 
weit auf dem Wege einer gemeinsamen deutschen Gesetz- 
gebung durch die Zollvereinsgesetze, das allgemeine 
Handelsgesetzbuch und Strafgesetzbuch etc. mancher 
Schritt vorwärts geschehen und nicht minder für die 
nähere Zukunft weitere Fortschritte im Wege der Reichs- 
gesetzgebung in Aussicht stehen, so würde es doch be- 
denklich gewesen sein, für die aus dem telegraphischen 
Verkehr sich ergebenden Verhältnisse und Beziehungen, 
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deren Entwicklungsgang noch mehr oder minder unbe- 
kannt und ungewiss, das Recht schon früh durch Ge- 
setze schaffen zu wollen. Es kann hier natürlich nicht 
von Naturgesetzen, sondern nur von Rechtsgesetzen die 
Rede sein, und wie diese ursprünglich bei dem Zusammen- 
treten der bürgerlichen Gesellschaft nur durch Sammlung 
und Aufzeichnung der allmälig ausgebildeten und zu 
rechtlicher Anerkennung gelangten Gewohnheiten ent- 
standen, so muss das wahre Gesetz, wie in grösseren, 
so auch in kleineren Verhältnissen, auch heute noch ge- 
funden, — nicht gemacht werden; es darf nur der Aus- 
druck sein für den Allgemeinwillen und das in diesem 
sich documentirende Recht; jedes andre Gesetz ist Will- 
kür. Für neue Dinge und Verhältnisse wird sich das 
Recht erst durch Gewohnheit und Praxis zu entwickeln 
haben, ehe es im Gesetze einen Ausdruck finden kann. 
Allerdings ist dann für die Entwicklungszeit eine gewisse 
Rechtsunsicherheit unvermeidlich; allein diese kann auch 
durch vorzeitige Gesetze, durch Gelegenheitsgesetze nicht 
vermieden werden, weil diese auf die Dauer unhaltbar 
sind und häufiger Abänderung bedürfen. Selbst für be- 
kannte, altherkömmliche Dinge und Verhältnisse reichen 
die Gesetze zur Entscheidung jeden concreten Falles nicht 
aus, weil der Gesetzgeber unmöglich alle nur denkbaren 
Fälle im Voraus umfassen kann. Es erübrigt daher auch 
für das allgemeine Civilrecht nur und ist für dieses all- 
gemein anerkannt, dass vorkommenden Falls, mithin auch 
in telegraphischen Rechtsfragen, nach Analogieen ent- 
schieden werden muss. Reicht die Erforschung des Wil- 
lens des Gesetzgebers, die strikte Interpretation nicht aus, 
so muss die interpretatio extensiva zur Anwendung kom- 
men; es ist zu erforschen, wie der Gesetzgeber vorge- 
schrieben haben würde, wenn er den betreffenden Fall 
in Consequenz seiner andern Vorschriften beurtheilt hätte. 
Ubi eadem ratio, ibi eadem legis dispositio. 

Auch ein in dem ersten Entwickelungsstadium der 
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Telegraphie emanirtes Telegraphen Gesetz würde hiervon 
nicht entbunden haben, und es ist darum auch nur als 
zweckmässig anzuerkennen, dass das deutsche Handels- 
gesetzbuch (1861) des Telegraphen nicht gedenkt. Bei 
der Berathung des Artikels 319, welcher den Zeitpunkt 
feststellt, bis zu welchem bei einem unter Abwesenden 
gestellten Antrage der Antragende gebunden bleibt, wurde 
allerdings die Frage, ob und wann die Absendung einer 
telegraphischen Rückantwort im Sinne dieses Artikels als 
rechtzeitig erfolgt anzusehen sei, in Erwägung gezogen; 
nach den veröffentlichten Protocollen erklärte jedoch die 
Mehrzahl der Versammlung, der Telegraph sei noch als 
ausserordentliches Correspondenzmittel anzusehen, und 
sohin könne auf ihn bei Entscheidung dieser Frage keine 
Rücksicht genommen werden. — Nach den oben mit- 
geteilten statistischen Angaben würde dieser Grund heute 
nicht mehr als stichhaltig gelten können; was sich in 
einem Jahr mehre Millionenmal wiederholt, ist nicht mehr 
zu ausserordentlichen Ereignissen zu zählen. — Dies be- 
stätigt auch die Aufnahme, welche jetzt die Telegramme 
Seitens des Publikums erfahren. 

Leute, welche gern Etwas aus sich machen möchten, 
pflegen in Eisenbahncoupees, an offnen Tafeln in Gasthöfen 
und überall, wo die Gelegenheit sich bietet, laut und ver- 
nehmlich zu erzählen, wenn sie einmal in die Lage kom- 
men, dass sie eine Extrapost bestellt, dass sie einen Weg 
mit Extrapost zurückgelegt haben. „Seht was ich für 
ein wichtiger Mensch bin, der ich mich dieses kostspieligen 
Transportmittels bediene." Die Extrapost gilt noch ziem- 
lich allgemein und heute vielleicht noch mehr, als früher, 
für ein aussergewöbnliches Beförderungsmittel. — Aehn- 
lich war es früher mit den telegraphischen Depeschen; 
es verlieh einen besondern Glanz, eine erhöhte Wichtig- 
keit, wenn man sagen konnte: „ich habe telegraphirt" 
und auch gesetzte Leute überkam eine gewisse Aufregung, 
wenn sie den Depeschenboten mit dem blauen Couvert 
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in das Zimmer eintreten sahen. Erhielt ein Geschäfts- 
mann auf der Börse ein Telegramm, dann harrte Alles 
in hoher Spannung seiner nächsten Operationen. 

Der Telegraph galt noch als ein aussergewöhnliches, 
mindestens als ein nicht ganz alltägliches Verkehrsmittel, 
und war dies auch in Ansehung des mit telegraphischen 
Correspondenzen verknüpften Kostenaufwandes nicht un- 
gerechtfertigt. Seine Benutzung musste sich auf wich- 
tigere Fälle beschränken und setzte eine gewisse Wohl- 
habenheit voraus. Heute aber, wo nicht nur alle Plätze 
von nur einiger Bedeutung, sondern auch schon ganz un- 
bedeutende Orte Telegraphen-Anstalten besitzen, wo diese 
sicli nicht mehr allein auf Städte beschränken, sondern 
auch schon bis zu Marktflecken, Dörfern und selbst ein- 
zelnen Etablissements gelangt sind, wo die Telegraphi- 
rungsgebithren sich nur für sehr weite Entfernungen noch 
auf Thalcr berechnen, während für nähere Entfernungen 
die Absendung eines Telegramms billiger ist, als die 
eines recommandirten und per expressen Boten zu be- 
stellenden Briefes, — wo der Telegraph nicht mehr blos 
zur Vermittlung wichtiger Staatsgeschäfte oder grossar- 
tiger Handelsoperationen dient, sondern schon in weiten 
Kreisen als bequemes Mittel zur Vermeidung längerer 
Condolenz-, Oratulations- und ähnlicher Convenienz- Cor- 
respondenzen betrachtet, wo er vielfach selbst in Anspruch 
genommen wird, um den Obstkörben der Hökerweiber 
und den Fässern und Kisten hausirender Härings- oder 
Bücklingshändler neuen Vorrath zu verschaffen, oder gar 
um den wichtigen Fall des Salamanderreibens Seitens des 
Corps der einen Universität dem einer andern zu notifi- 
ciren, — heute wird dem Eintritt des Telegraphcnboten 
mit nicht höherer Spannung entgegengesehen, als dem des 
Briefträgers und das Telegraph iren kann nur noch als 
eine ganz gewöhnliche, Allen offenstehende und zugäng- 
liche Correspondenz weise betrachtet werden, die sicli 
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weder auf wichtige Fälle, noch auf einzelne Gesellschafts- 
kreise zu beschränken hat. 

Allein trotz dieser bisher schon gewonnenen Aus- 
dehnung befindet sich die Telegraphie immer nur noch 
in einem Stadium der Entwicklung, deren Gang und End- 
resultat, wie später bei der Angabe der altern, der jetzigen 
und der noch in Aussicht stehenden technischen Leistungen 
weiter ausgeführt werden wird, noch von Niemandem 
Ubersehen werden kann. Kann es, wie bereits erwähnt, 
schon aus diesem Grunde nur als zweckmässig angesehen 
werden, dass die Gesetzgebung im Allgemeinen diesen 
noch gänzlich unbekannten und unberechenbaren Grössen 
nicht vorgegriffen hat; so kann es auch überhaupt nicht 
Wunder nehmen, dass sie bisher noch kaum versucht hat, 
die Anfänge zu einem Gesetze zu finden, wenn man be- 
denkt, welche Zeit gewöhnlich verfliesst und verfliessen 
muss, ehe sie allmählig hervortretenden neuen Bedürf- 
nissen mit Erfolg gerecht werden kann. Nirgends wirkt 
eine Uebereilung schädlicher, als in Bezug auf die Ge- 
setzgebung. 

Dagegen wird eine wissenschaftliche Untersuchung 
über die sich ergebenden Rechtsverhältnisse doch vielleicht 
hier und dort Interesse erregen, und es wird sich dabei viel- 
leicht zeigen, ob heute die Bedingungen für die Emani- 
rung eines Telegraphen-Gesetzes schon vorhanden sind. 

Die rechtlichen Fragen, welche die Erscheinung der 
Telegraphie im Gefolge hatte, lassen sich im Allgemeinen 
eintheilen wie folgt: 

1) die Verhältnisse des Unternehmers als Gewerbetrei- 
benden; 

2) die Verhältnisse des Gewerbeunternehmers zu dem 
den Telegraphen benutzenden Publikum (Correspon- 
denten); 

3) die Verhältnisse der Correspondenten untereinander. 
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Erster Abschnitt. 



Die Verhältnisse des Telegraphengewerbs- 

unternehmers. 

Dass gegenwärtig der Telegraphenbetrieb, abgesehen 
von den auch der Privatcorrespondenz zugänglichen Eisen- 
bahntelegraphen, in fast allen Ländern des europäischen 
Continents zu den Staatsgewerben zählt, dass selbst in 
England der Uebcrgang des Telegraphenbetriebes aus 
der Privatverwaltung in diejenige des Staates erfolgt ist, 
und auch in dem Lande der Freiheit und Selbstbestim- 
mung par excellence in Nordamerika, das Gleiche ange- 
strebt wird, dass andrerseits aber überhaupt kaum nen- 
nenswerthe Versuche gemacht worden sind, die Privat- 
industrie im Telegraphenbetriebe zu betheiligen, — das 
Alles deutet nur den faktischen Zustand an, es beweist 
aber noch nicht, dass der Telegraphenbetrieb dem Staate 
allein rechtlich zusteht, dass er zu den noth wendigen oder 
wesentlichen Regalien gehöre. 

Als die Regalien und Staatsmonopole geschaffen 
wurden, war an die elektrische Telegraphie noch nicht 
zu denken, und bei ihrer Entstehung konnte die neue 
Erfindung ohne neue gesetzliche Bestimmungen, zu deren 
Emanirung mittlerweile vielfach die Mitwirkung von Fak- 
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toren nothwendig geworden, welche den Monopolisirungen 
nicht wohl geneigt sind, nicht regalisirt und nicht mono- 
polisirt werden. Ebensowenig kann der Telegraphenbe- 
trieb aus allgemein -staatsrechtlichen Gründen von vorn- 
herein flir den monopolistischen Staatsgewerbetrieb in 
Anspruch genommen werden. Versteht man unter den 
noth wendigen und wesentlichen Regalien diejenigen 
Rechte und Gerechtigkeiten, welche der Staatsexecutive 
vorbehalten bleiben müssen, weil sie ohne dieselben gar 
nicht bestehen oder doch ihre Pflichten nicht in vollem 
Umfange erfüllen kann, so wird dies von dem Telegra- 
phenbetriebe Niemand behaupten wollen. Es soll hierbei 
nicht darauf hingewiesen werden, dass die Staaten Jahr- 
tausende hindurch ohne denselben bestanden und daher 
den Beweis geliefert haben, dass er zu ihrer Existenz 
nicht nöthig ist; denn mit der Entwickclung der Cultur- 
zustände ändern sich auch die Bedürfnisse; allein noch 
heute bestehen Staaten (Nordamerika etc.) welche den 
Telegraphenbetrieb ausschliesslich oder doch zum grossen 
Theile der Privatindustrie überlassen, ohne an ihrer Sou- 
veränität Einbusse zu leiden, neben solchen, welche ihn 
mehr oder minder ausschliesslich für sich in Anspruch 
nehmen. 

Wenn überhaupt ganz im Allgemeinen schon immer bei 
der Bestimmung der Regalien, als Hoheitsrechte anfge- 
fasst, die Spezial-Gesetzgebung dem allgemeinen Staats- 
rechte zu Hülfe zu kommen hat, so haben es die mono- 
polistischen Staatsgewerbe eigentlich gar nicht mit dem 
allgemeinen Staatsrechte, sondern nur mit der Staats- 
finanzwirthschaft zu thun, und natürliche Staatsmonopol- 
gewerbe existiren überhaupt nicht, — Es ergiebt sich 
dies schon aus der Betrachtung, dass die monopolistischen 
Staatsgewerbe in verschiedenen Staaten sehr verschiedene 
Industriezweige umfassen und die faktisch bestehenden 
nur einer . speziellen gesetzgeberischen Thätigkeit älterer 
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oder neuerer Zeit und Zweckmässigkeitsgründen ihren 
Ursprung verdanken. 

Ebenso kommt es auch hier in Frage, ob es zweck- 
mässig ist, den Telegraphenbetrieb zu einer staatlichen 
Einrichtung zu machen, ob er zu denjenigen Gegen- 
ständen und Gerechtigkeiten zu zählen ist, welche Nie- 
mandem anvertraut oder zugeeignet werden können, der 
einen für das allgemeine Beste so vorteilhaften Gebrauch 
von denselben zu machen im Stande wäre, als der Staat, 
oder wohl gar in den Händen von Privatleuten dem ge- 
meinen Wesen schädlich zu werden vermögen; ob es 
recht und billig sei, dass der Staat sich für seine 
Leistungen bezahlen lasse und den Gewinn ziehe, wel- 
chen dergleichen Gegenstände sonst mit sich bringen; ob 
der Telegraphenbetrieb zu denjenigen Gewerben zu 
rechnen ist, deren Betreibung der Staat sich vorbehält, 
um ein bestimmtes, leicht und sicher zu erhebendes Ein- 
kommen zu erzielen, welches mittelbar oder unmittelbar 
durch Erniedrigung der Steuern dem Volke wieder zum 
grössern Vortheil gereicht, als wenn es Privaten über- 
lassen bliebe. 

Eine Entscheidung über diese Frage, ob Telegraphen- 
anlagen zu den Regalien gehören, ist im Allgemeinen 
noch nicht getroffen; nur in Oesterreich erging sehr früh, 
schon am 25. Januar 1847, (Politische Gesetze und Ver- 
ordnungen für sämmtliche Provinzen des Oesterreichischen 
Kaiserstaates mit Ausnahme von Ungarn und Siebenbür- 
gen. Band 75. Seite 12) also noch unter der Metternich'- 
schen Aegide folgendes Hofkanzleidekret: 

„Bei der Wichtigkeit, welche telegraphische Verbin- 
dungen für die öffentliche Verwaltung haben, finden sich 
Seine k. k. Majestät laut a. h. 'Cabinetschreibens vom 16. Ja- 
nuar 1847 zur Anordnung bestimmt, dass von nun an, 
ohne vorher von Sr. Majestät selbst erwifkter Erlaubniss, kei- 
nem Privaten, weder einem Einzelnen noch einer Gesellschaft, 
gestattet sein soll, Telegraphen zu errichten. 
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Diese a. h. Bestimmung wird der Landesstelle mit dem 
Auftrage bekannt gegeben, dieselbe alsogleich in gehöriger 
Art mit dem Beisätze allgemein kund zu machen, dass im 
Falle der Uebertretung alle für die Einrichtung getroffenen 
Vorbereitungen und hergestellten Apparate von dem Unter- 
nehmer selbst oder auf dessen Kosten von der Staatsver- 
icaltung in unbrauchbaren Zustand versetzt werden würden." 

Bedenkt man, dass im Jahre 1847 die Telegraphen 
kaum noch im Entstehen begriffen waren, so tritt die 
polizeiliche Obsorge und Umsicht dieses Gesetzes äusserst 
prägnant hervor, zumal es in seiner Allgemeinheit für 
Private nicht nur die Telegraphenanlagen zu öffentlicher 
Benutzung gegen die Bezahlung eines Entgelts, sondern 
sogar jede telegraphische Verbindung zu Privatzwecken 
verhindert. — Es ist nicht unwahrscheinlich dass, wie es 
allerdings nicht zum Vortheil der Achtung vor den Staats- 
einrichtungen und einer geordneten Justizpflege vielen 
allzu rigorosen Gesetzen an manchen Orten zu gehen pflegt, 
dass auch dieses Gesetz nicht in seiner ganzen Schärfe 
gehandhabt worden ist und gehandhabt wird; gleichwohl 
genügt es um jede Telegraphenanlage zu verhindern oder 
mindestens zu erschweren. 

Welches Recht dem Staate aber zustehen soll, einen 
Fabrikherrn zu verhindern, sein Comptoir mit den ein- 
zelnen Arbeitsstellen seines Etablissements und diese unter 
sich telegraphisch zu verbinden, wenn er selbst mit der 
Verbindungsleitung den eignen Grund und Boden nicht 
überschreitet, die ähnliche Anlage auf dem Gutshofe eines 
ausgedehnten Landbesitzes zu verbieten, oder gar einem 
Hotelbesitzer zu verwehren, die einzelnen Gastzimmer mit 
einem telegraphischen Signalapparat für die Portierstube 
zu versehen, — das ist nicht recht einzusehen. Das ci- 
tirte Hofkanzleidekret bietet aber hierzu die Möglichkeit, 
wenn man unter Telegraphie die Mittheilung bestimmter 
Signale mit Hülfe des elektrischen Stromes von einem 
Orte an einen andern versteht; da es nicht darauf an- 
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kommen kann, ob die Verbindungsleitung den eignen 
Hof, das eigne Haus oder auch nur das eigne Zimmer 
verlässt. — Ein Physiker oder. Techniker, welcher zwei 
telegraphische Apparate construirt und sie im eignen Zim- 
mer ohne a. h. Ermächtigung in Thätigkeit setzt, könnte 
möglicher Weise in Oesterreich eine Gesetzwidrigkeit be- 
gehen, da dieser Versuch alle wesentlichen Eigenschaften 
der Herstellung einer Telegrapheneinrichtung an sich trägt. 

In seinen Consequenzen geht dieses Gesetz daher 
offenbar über das vernünftige Recht des Staates hinaus; 
es lässt sieh auch wohl mit Sicherheit annehmen, dass 
eine solche Ausdehnung und solch eminente Beschränkung 
der Privatthätigkeit und selbst des Privatbesitzes nicht 
in der Absicht des Gesetzgebers gelegen hat; aber es ist 
dies ein Beweis für die frühere Behauptung, dass es höchst 
bedenklich sei, für neue Dinge das Recht durch Gesetze 
schaffen zu wollen, ehe ihr Entwicklungsgang genügend 
bekannt geworden. 

Dass die Telegraphie eine grosse Ausdehnung ge- 
winnen würde, konnte jeder verständige Mensch schon im 
ersten Stadium derselben beurtheilen; allein noch heute 
lässt sich dieselbe nicht mit Sicherheit übersehen. Das 
allerdings kann man mit Bestimmtheit voraussagen, dass 
private Localtelcgraphen für Fabriken, Oekonomieen, 
Handelsgeschäfte, Gasanstalten, Feuerwehren etc. sich 
noch enorm vermehren werden, und wenn es auch nicht 
dazu kommen wird, wie dem Verfasser dieses schon vor 
zwölf Jahren von einem allerdings sehr enthusiastischen, 
aber im höchsten Grade achtungswerthen und bedeutenden 
Verehrer und Kenner der Telegraphie versichert wurde, 
dass noch jedes anständige Haus seine telegraphische 
Verbindung haben würde, um selbst mit entfernten Ver- 
wandten in Verbindung treten zu können, — so scheint 
doch in der That der heutige Entwicklungsgang darauf 
hinzuzielen, dass sich das öffentliche Telegraphennetz 
künftig vorzüglich durch den Anschluss und die Auf- 
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nähme von localen, privaten oder communalen Tele- 
grapheneinrichtungen erweitern wird. Einen solchen 
Autschwung von Staatswegen und durch Gesetze hindern 
zu wollen, wäre die verkehrteste Massregel. 

Nicht ganz so früh, aber doch schon im Jahre 1855, 
folgte das Königreich Sachsen mit einem dem öster- 
reichischen Gesetze ziemlich ähnlichen nach. (Gesetz 
und Verordnungsblatt flir das Königreich Sachsen. 18. Stück 
vom Jahre 1855.) 

Dieses Gesetz, die Anlegung und Benutzung elektro- 
magnetischer Telegraphen betreffend, vom 21. September 
1855 lautet: 

§. 1. Zur Anlegung eines elektromagnetischen Telegra- 
phen bedarf es der ausdrücklichen, von Unseren Ministerien 
des Innern und der Finanzen gemeinschaftlich zu erthei- 
lenden Erlaubniss, bei deren Ertheilung diejenigen Beding- 
ungen festzusetzen sind, unter denen für jeden vorliegenden 
Fall die Errichtimg oder Benutzung der Telegraphen statt- 
finden darf 

§. 2. Besitzer bereits bestehender elektromagnetischer 
Telegraphenvorrichtungen haben die nach §. 1 erforderliche 
Erlaubniss zu deren fernerem Betriebe innerhalb 4 Wochen 
von Publikation dieses Gesetzes an einzuholen, 

§. 3. Wer der Bestimmung §. / zuwider eine Tele- 
graphenvorricJdung herstellt oder im Fall des §. 2 über die 
dort bestimmte Frist hinaus ohne Erlaubniss fort benutzt, 
verfällt in eine Geldbusse von 100 Thalern oder ent- 
sprechende Gefängnissstrafe, sowie Confiscation sämmtlicher 
unbefugter Weise aufgestellter oder benutzter Telegraphen- 
apparate und Leitungen. Wer sonst den Bestimmungen 
dieses Gesetzes oder den ihm für die Anlage oder Benutzung 
von Telegraphenvorrichtungen gestellten Concessionsbeding- 
ungen zuwiderhandelt, ist mit einer Ordnungsstrafe von 1 
bis 00 Thaler zu belegen* 

Die desjallsige Untersuchung und Bestrafung steht der 
ordentlichen Polizeiobrigkeit des Uebertreters zu. 
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§. 4. Die mit vor sehr iftsmässiger Genehmigung be- 
stellenden elektromagnetischen Telegraphenvorrichtungen sind 
durch du Direction des Staatstelegraphen zu überwachen, 
welche sich von der genauen Einhaltung der für die Auf- 
stellung und Benutzung der betreffenden Vorrichtung vor- 
geschriebenen Bedingungen zu überzeugen hat und deshalb be- 
fugt ist, jederzeit selbst oder durch ihre Organe von den 
Apparaten der Privattelegraphen , wie von den über deren 
JJiensÜeistung zu ßihrenden Büchern Einsicht zu nehmen, 
auch innerhalb der Grenzen jener Aufsichtsführung den be- 
treffenden Privatunternehmern Anordnungen zu ertheilen etc. 

Den Schluss bilden Ressortbestiinmungen. 

Dieses Gesetz ist wo möglich noch einschränkender 
und autokratischer, als das österreichische, weil es sogar 
rückwirkend gegen schon bestehendes Besitzthum auftritt 
die ganze Handhabung den Polizei- und Verwaltungsor- 
ganen unter Ausschluss des Rechtsweges Uberlässt, weil 
es nicht nur die materielle Unbrauchbarmachung der Appa- 
rate, sondern deren Confiscation und ausserdem noch die 
Verhängung nicht unerheblicher Geldbussen verfügt. 

Darin allerdings, dass die Concessionsertheilung nicht 
mehr dem Staatsoberhaupte, sondern den Ministern vor- 
behalten ist, documentirt sich schon ein der vorwärtsschrei- 
tenden Entwickelung und Anwendung Rechnung tragender 
Fortschritt, und dennoch trägt das Gesetz das Gepräge 
der Vorzeitigkeit an sich, weil es nur von elektromagne- 
tischen Telegraphen spricht. 

Jeder Fachmann weiss es und wird es dem Richter 
gutachtlich bestätigen, dass Magnetoelektricität von Elek- 
tromagnetismus grundverschieden ist und daher bleibt das 
obige Gesetz ohne willkürliche Interpretation auf magneto- 
elektrische Telegrapheneinrichtungen unanwendbar. We- 
nige Jahre nach seinem Erscheinen entsprach es also 
schon nicht mehr den Intentionen seines Urhebers. In 
der Praxis übrigens ist dieses Gesetz auch nie in seiner 
ganzen Schärfe zur Anwendung gelangt, indem telegra- 

Ludewig, Telegraphenrecht. 2 
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phische Hauseinriehtungen als concessionspflichtig nicht 
betrachtet worden sind. Es scheint zwischen Signal- und 
Sprechapparaten d. h. zwischen solchen, welche nur ein- 
zelne Zeichen (Läutewerke, Klingeln) und solchen, welche 
zur Mittheilung von Worten etc. dienen können, unter- 
schieden worden zu sein; obschon auch dies mit Unrecht 
und ohne Consequenz, da man für eine oder mehre 
Glocken Signale für jeden Buchstaben, für jedes Wort nicht 
minder zu verabreden und zu erzeugen im Stande ist, 
als durch Nadel- oder selbst Druckapparate. 

Die beiden angeführten Gesetze bilden so ziemlich 
die einzigen Versuche, um den Telegraphenbetrieb zu 
regalisiren oder zu monopolisiren. Dass sie ihren Zweck 
aber nicht völlig erreichten oder erreichen konnten, wer- 
den wir noch später sehen. — Alle übrigen Staaten haben 
sich damit begnügt, einen Staatstelegraphenbetrieb ein- 
zurichten, und da sie den lediglich im Interesse des Be- 
sitzers angelegten localen Telegrapheneinrichtungen keine 
Hindernisse bereiteten, so kamen sie auch kaum je in 
ConfÜct mit den Absichten der Privatindustrie, welche 
sich des Gewerbes einer allgemeinen telegraphischen Cor- 
respondenzvermittlung hätte bemächtigen können. Ueberall 
sonst existirten, bis auf die neueste Zeit, nur administrative 
Reglements ohne gesetzliche Wirksamkeit, welche die Re- 
geln für den Betrieb und die Vermittlung der bestehenden 
Staatstelegrapheneinrichtungen festsetzten, und selbst die 
allein hier anzuführenden ersten Artikel der beiden fran- 
zösischen „Gesetze" von 1850 (Bulletin des bis de la rC- 
publique francaise Nr. 330. 1850) 

„tt est permis ä toutes personnes dornt Videntite est 

etablie, de correspondre, au moyen du telegraphe üectrique 

de l'Etat, par l'entremise des fonetionnaires de tadmi- 

nistration ttlegraphique' 1 
sowie von 1861 (bulletin 948. 1861) 

„iL est permis ä toute personne de correspondre 

au moyen du telegi'aphe electrique, par Centremise des 
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fonctionnaires de Vadministration des lignes telegraphiques 

ou des agents deVguSs par eile. 

L'administrat,ion peut toujours exiger, que l'expe'diteur 

dune depeche etaUisse son identitb" 
schliessen die Existenz anderer, als der Staatstelegraphen, 
keineswegs aus; — ja während das ältere Gesetz Jeder- 
manns Befugniss zur Benutzung der Telegraphen auf die- 
jenigen des Staates beschränkt, lässt das jüngere Gesetz 
diesen noch einschränkenden Zusatz „de 1'Etat" ganz fort, 
wie es auch, worauf später noch zurückzukommen ist, 
die Notwendigkeit, die Identität des Depeschenauf- 
gebers festzustellen, aufhebt. 

Auch in Preussen konnte der Telegraphenbetrieb, in 
Ermangelung specieller gesetzlicher Bestimmungen nicht 
als Staatsmonopol betrachtet werden, weil das allgemeine 
Staatsrecht hierfür keinen Anhalt bot und diesem die 
Specialgesctzgebung noch nicht zu Hülfe gekommen war, 
und da weder die allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Ja- 
nuar 1845 (Pr. Ges.-Sammlung 1845, Nr. 2241, S. 41) in 
ihrem §. 27, welcher die einer besonderen polizeilichen 
Genehmigung bedürftigen gewerblichen Anlagen aufführt, 
noch auch die Abänderung zu derselben vom 22. Juni 
1861 (Ges.-Samml. 1861, Nr. 5405, S. 441) die Telegra- 
phenanlagen berücksichtigt, noch auch endlich das Ge- 
setz, betreffend die Errichtung gewerblicher Anlagen vom 
1. Juli 1861 (Ges.-Samml. 1861, Nr. 5427, S. 749) der- 
selben Erwähnung thut; so wäre in Preussen die Errich- 
tung von Privattelegraphenanlagen zu allgemeiner Be- 
nutzung gegen Erhebung von Gebühren ohne die Nach- 
suchung einer Concession nicht ungesetzlich gewesen. 
Dies ist jedoch nur theoretisch richtig; in der Praxis ge- 
nügte die staatliche Polizeihoheit, um jeden ähnlichen, 
unliebsamen Versuch zu verhindern; weil es undenkbar 
ist, eine Telegraphenanlage für nur irgend nennenswerthe 
Entfernungen auf die Benutzung von Privatterrain zu be- 
schränken, und weil die Inanspruchnahme öffentlicher 
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Wege nicht ohne Genehmigung des Fiskus, als Eigen- 
tümers und der Staatspolizei, als Aufsichtsbehörde über 
die öffentliche Ordnung, erfolgen konnte. 

Uebrigens würde auch schon der §. 26 der ange- 
zogenen Gewerbeordnung: 

„Eine besondere polizeiliche Genehmigung ist nur er- 
forderlich 

1 ) zur Errichtung gewerblicher Anlagen, welche durch die 
örtliche Lage oder die Beschaffenheit der Betriebs- 
stätte für die Besitzer oder Bewohner der benach- 
barten Grundstücke, oder für das Publikum überhaupt 
erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Belästigungen 
herbeiführen können, 

2) zu dem Beginn solcher Gewerbe, bei welchen entweder 

a) durch ungeschickten Betrieb, oder 

b) durch Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden 
in sittlicher Hinsicht 

das Gemeinwohl oder die Erreichung allgemeiner 'polizei- 
licher Zwecke gefährdet werden kann/* 
vollständig genügen, um die Concessionspflichtigkeit des 
Telegraphengewerbes zweifellos darzuthun, da sowohl 
durch die Telegraphenanlage, wenigstens insofern sie 
oberirdisch ist, den Besitzern der ihr benachbarten Grund- 
stücke Nachtheile und Belästigungen erwachsen können, 
als auch namentlich durch ungeschickten Betrieb oder 
durch Unzuverlässigkeit der Gewerbetreibenden das Ge- 
meinwohl gefährdet werden kann. 

In Bezug auf die Privat- Eisenbahnen hat sich in 
Preussen eine andere Praxis herausgebildet, indem weder 
die altern beim Erscheinen der Telegraphen schon be- 
stehenden Gesellschaften zur Errichtung derselben be- 
sondere Concessionen nachgesucht haben, noch aucli für 
die neuen Gesellschaften in den allgemeinen Conces- 
sionsurkunden irgend eine Andeutung enthalten ist, dass 
es zur Herstellung solcher Anlagen einer besonderen Con- 
cession bedürfe, während sich bestimmte Andeutungen 
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finden, class die Anlage von elektrischen Eisenbahntele- 
graphen stillschweigend vorausgesetzt wird. Den Eisen- 
bahnen gegenüber hat also der Staat indirekt anerkannt, 
dass er das Monopol der Telegraphen nicht besitzt, denn 
wenn auch von technischem Standtpunkte aus Eisenbah- 
nen nicht mehr füglich ohne irgendwelche elektrische 
Telegraphen -Einrichtungen gedacht werden können, so 
kann man sie in juristischer Hinsicht doch nicht ohne 
Weiteres mit den Telegraphen identificiren, und wenn der 
Staat ein Recht auf deren Monopolisirung beansprucht 
oder nur ihre Concessionspfüchtigkeit allgemein vorausge- 
setzt hätte, dann hätte unter allen Umständen in den 
Coucessionsbedingungen und genehmigten Statuten hier- 
von Erwähnung geschehen müssen. — In Preussen ist 
die Unterlassung in Ermanglung eines .Telegraphen- Ge- 
setzes aucli nicht auffallend; wohl aber in Sachsen, wo 
die Concessionspflicht der Telegraphen gesetzlich ist; 
allein auch hier findet sich selbst noch 1855 und bis in 
die neueste Zeit hinein in den Statuten der concessio- 
nirten Privateisenbahngesellschaften nicht die geringste 
Erwähnung der Telegraphen. Ueber etwanige anderweite 
Verhandlungen hierüber im blossen Correspondenzwege 
lässt sich allerdings nicht urtheilen, die Gesetz- und Ver- 
ordnungsblätter enthalten indess keine Andeutung. 

Dass aber, um auf Preussen zurückzukommen, auch 
hier der Staat in der Lage war, jeden Concurrenten 
rechtlich auszuschliessen, unterliegt keinem Zweifel, und 
es kann nur noch die Frage entstehen, ob, um diesen im 
vorliegenden Falle allerdings nicht ganz zutreffenden 
Ausdruck zu gebrauchen,, ob die Monopolisirung des Te- 
legraphengewerbes Seitens des Staates auch in der Natur 
der Sache begründet oder lediglich bureaukratisch- poli- 
zeilicher Willkür zuzuschreiben war. 

Gegen den monopolistischen, staatlichen Gewerbebe- 
trieb im Allgemeinen werden manche Bedenklichkeiten 
geltend gemacht, und es wird behauptet, dass der Staat 
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in den meisten Fällen ein schlechter Gewerbtreibender 
sei, weil er d: %r \ Gewerbe doch nicht selbst, sondern nur 
durch Mittelspersonen betreiben könne. Für kleinere 
Verhältnisse mag dies richtig sein; wie wenig es aber 
für umfangreichere Gewerbsunternehmungen zutrifft, wird 
sich weiter unten (Seite 32 u. flf.) noch Gelegenheit finden, 
ausführlich zu besprechen. 

Die Gefahr allerdings ist bei Staatsmonopolen nicht 
ausgeschlossen, dass das Finanzinteresse des Staates mit 
dem Volksinteresse in Collision tritt, während den Pri- 
vatunternehmer die freie Concurrenz zwingt, in den 
Schranken der Billigkeit zu bleiben, und die Justiz, wie 
Polizei ihn an widergesetzlicher Handlung und Ueber- 
vortheilung hindern. Allein auch dies ist nur insoweit 
anzuerkennen, als der Staat als etwas dem Volke gegen- 
überstehendes, wenn nicht feindliches, so doch fremdes 
betrachtet wird, wenn die Executive zum Despotismus 
wird; heute, wo der Staat nur als die Realisation eines 
dem Gesammtwillen entsprechenden absoluten Gesetzes 
erscheint, und wo selbst die concrete Staatsform in der 
constitutionellen Monarchie dem in seinen Vertretern 
sich darstellenden Volkswillen einen höchst bedeutenden 
Einfluss einräumt, bieten sich im Allgemeinen, wo 
erforderlich, genügende Mittel zur Abwehr schroffer fis- 
kalischer Gelüste, und wie wenig speciell für den Tele- 
graphenbetrieb ein fiskalischer Standpunkt eingenommen 
worden ist, wird im weitern Verlaufe noch wiederholt 
zur Sprache kommen. 

Jedenfalls ist nicht zu verkennen , dass es einzelne 
Gewerbe giebt, welche zwar nicht zu den wesentlichen 
Regalien zählen, wohl aber als zweckmässige Staats- 
Monopole anzusehen sind, indem sie in den Händen von 
Privaten leicht für das allgemeine Wohl schädlich, oder 
doch mindestens weniger gemeinnutzlich werden können. 

Es ist deshalb besser, wenn die Ausübung solcher 
Gewerbe der Staat selbst Übernimmt. 
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Eine noch nicht sehr fernliegende Zeit betrachtete es 
hierbei sogar als nützlich , wenn dieser Gewerbebetrieb 
von dem Staate, insoweit es ohne Schädigung des öf- 
fentlichen Wohles möglich, als eine leichte und bequeme 
Quelle des öffentlichen Einkommens benutzt wurde. Die 
heutige nationalökonomische Richtung will davon frei- 
lich Nichts mehr wissen, obschon sie hierin offenbar 
nicht minder, als in der Verwerfung aller indirekten 
Steuern zu weit geht. Es ist hier aber nicht der Ort, 
um dies ausführlicher zu erörtern, nur das ist zu erwähnen, 
wie es jedenfalls'nicht richtig ist oder sein würde, solchen 
Tendenzen so weit nachzugeben , dass die Ausübung 
eines staatlichen Monopols nicht nur keine Einnahme- 
quelle bleibt, sondern sogar ein Zuschussbedürfniss schafft. 

Diejenige Art von Monopolen, für welche der Staat 
nicht eine gewisserma:_;sen moralische Verpflichtung, son- 
dern nur einen finanziellen Vortheil geltend macht, weil 
er sie leicht und vortheilhaft ausüben kann, weil sie sich auf 
derart ausgebreitete Bedürfnisse beziehen, dass schon ein 
massiger Nutzen über die Selbstkosten ein bedeutendes 
Einkommen liefert, sind hierunter nicht mit einbegriffen. 

Monopolen der letzten Art, Handelsmonopolen, ha- 
ben die verschiedensten Artikel unterlegen und unterliegen 
ihnen zum Theil noch, als *Salz, Tabak, Pelzwerk, Kaffee, 
Zucker u. s. w.; ihre Verhältnisse haben jedoch mit de- 
nen des Telegraphenbetriebes Nichts zu thun, und es ist 
deshalb nicht erforderlich, sie zu den Zwecken der vor- 
liegenden Abhandlung einer nähern Betrachtung zu un- 
terziehen, obschon auch sie gewiss nicht mit ganz allge- 
meiner Berechtigung grundsätzlich zu bekämpfen sind. 
Als Monopole der andern Art, ausdrücklich für den Staats- 
betrieb geeignet, sind aus älterer Zeit vorzugsweise 

der Münzmonopol und 
das Postmonopol 
zu erwähnen; zu beiden würde neuerdings das Tele- 
graphenmonopol ganz naturgemäss hinzutreten. 
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Für den vorliegenden Zweck bedarf es keiner wei- 
tern Betrachtung des Mtinzmon op'ols; es genügt darauf 
hinzuweisen, wie es für das Interesse des Staates und 
der Gesellschaft von der höchsten Wichtigkeit ist, dass 
das Geld einen bestimmten Werth habe, und dass sich 
Jeder ohne weitere eigene Prüfung fest darauf verlassen 
kann, abgesehen von der Scheidemünze, in allen einzel- 
nen Münzstücken den durch Namen und Ueberschrift aus- 
gedrückten Werth und innern Gehalt auch wirklich zu 
besitzen. Es würde sich aber eine feste und bestimmte 
Ordnung in dem Geld- und Münzwesen, wenn überhaupt, 
so doch nur sehr schwer erreichen lassen, wenn der Staat 
nicht selbst das Geschäft der Ausmünzung übernehmen 
wollte, und es entspricht daher durchaus dem Allgemein- 
willen und hat ihm, wie die thatsächlichen Verhältnisse 
lehren, bei allen Culturvölkern seit den ältesten Zeiten 
entsprochen, dass der Staat nicht allein dieses Geschäft 
für sich in Anspruch nimmt, sondern auch dafür sorgt, 
dass überhaupt keine Münzen im Lande cursiren, welche 
den Verkehr unsicher und betrügerisch machen. — Ebenso 
ist es in diesem einzelnen Falle der hohen Wichtigkeit 
für den Verkehr und des allgemeinen Bedürfnisses wegen 
gerechtfertigt und nöthig, dass der Staat zur Ausübung 
- dieses Monopols nicht nur atff jeden Gewinn verzichtet, 
sondern sogar einen gewissen Kostenaufwand und Zu- 
schuss nicht fürchtet. 

Eine fiskalische, auf Gewinn berechnete Verwaltung 
des Münzmonopols, eine Steigerung des Schlagschatzes, 
ist durchaus als unzulässig zu erachten und die zahlreichen 
internationalen Münzverträge der neueren Zeit haben 
hierin fast allgemein die Beobachtung der strengsten 
Grundsätze zur Pflicht gemacht. 

Das Postmonopol 

bietet viel Aehnlichkeit mit dem Telegraphenmonopol, 
und es ist deshalb nützlich, etwas genauer auf dasselbe 
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einzugehen. Es kann zugegeben werden, dass das Alter- 
thum Posteinrichtuugen im Sinne der heutigen Zeit nicht 
besass, wenn man unter solchen* bis zum Erscheinen der 
Dampfschiffe und Eisenbahnen die gegen feststellende, 
gleichruässige Taxe Allen, zugängliche, stationsweise Be- 
förderung mit untergelegten Pferden von Briefen., Geldern, 
Werthobjecten, Packeten und Personen versteht ; da so- 
wohl die reitenden, stations weise vertheilten Boten der 
Perser, trotz ihrer höchst vollkommenen Organisation, 
als auch das in seiner Ausbildung minder vollkommene 
Läuterwesen der Griechen, wie auch endlich der in hoher 
Vollkommenheit durchgebildete cursus publicus der Römer 
die Privatanwendung gänzlich ausschlössen und nur der 
Mittheilung und Beförderung von Staatsnachrichten u. s. w- 
dienten. — 

Gleichwohl müssen diese Einrichtungen doch jeden- 
falls als Anfänge des Postwesens betrachtet werden, und 
es wäre ein grosser Irrthum, wollte man, wie es so häufig 
geschieht, die Posten als eine Erfindung der Herrn de 
la Tour et Tassis (Thum und Taxis) betrachten. Das 
Bedürfuiss gegenseitiger Mittheilung ist für das Menschen- 
geschlecht zu dringend und für die Bildung jedes von 
einem Centraipunkte aus geleiteten Staatswesens zu un- 
ab weislich, als dass die Vernunft glauben könnte, das- 
selbe wäre erst mit den Herren von Thum und Taxis zur 
Erkenntniss gekommen und hätte durch sie die Mittel 
zur Befriedigung erhalten. — Ebenso lässt sich auch mit 
Sicherheit behaupten, dass, wenn auch der römische Staat 
ein plötzliches und gänzliches Ende gefunden, doch die 
bürgerlichen Verhältnisse und die Lebensweise der Men- 
schen und Staaten nicht ebenso plötzlich eine vollkom- 
mene Veränderung erfahren konnten. 

Lässt sich daher auch aus den vorhandenen Quellen 
die ununterbrochene Fortdauer des römischen cursus 
publicus nicht nachweisen, so ist es doch klar, dass 
mindestens in jedem wenn gleich nur territorialen Staats- 
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Organismus die ununterbrochene Correspondenz zwischen 
dem Centrum und den einzelnen Gliedern nothweudig 
war und dem entsprechende Einrichtungen voraussetzt. 

So hatte auch Karl der Grosse, welcher zuerst wie- 
der die Territorialherrschaft ausdehnte nnd viele Provin- 
zen und Länder unter einem Scepter und einem Ge- 
setz vereinigte, drei Courierztige, ausgehend wahrschein- 
lich von Auxerre, einem schon in der Zeit der Merowinger 
wichtigen Knotenpunkte der Strassen nach Spanien, 
Italien und über Aachen zu den übrigen deutschen Landen. 

Auch diese Einrichtung, für welche zwar specielle 
Bestimmungen bezüglich der Unterkunft und Weiterbe- 
förderung der Couriere nicht aufzufinden sind, aber doch 
keinenfalls ganz fehlten, weil schon für die Aufnahme 
u. s. w. der mit Freibriefen und Traktorien versehenen 
königlichen Beamten und Diener durch allgemeine Ge- 
setze hinlänglich gesorgt war, diente nicht den privaten, 
sondern nur den öffentlichen, den noch nicht getrennten 
staatlichen nnd höfischen Interessen, und auch ihre Fort- 
bildung und ihr Zusammenhang mit späteren Einrichtungen 
ist nicht nachweisbar, obschon auch hier die Ver- 
muthung nahe liegt, dass das einmal vorhandene Cultur- 
institut nicht gänzlich wieder verschwunden sei, sondern 
in auf und absteigender Entwickelung in die spätere Zeit 
hinübergereicht habe. 

Die älteste nicht für rein staatliche, und weuu auch 
noch nicht völlig für private, so doch blos für corpora- 
tive Zwecke errichtete postähnliche Einrichtung findet 
sich in den s. g. Klosterboten, welche die engere Ver- 
bindung der zahllosen Klöster mit ihrem Kirchen reginiente 
aufrecht erhalten sollte und nebenher auch nicht nur von 
Seiten des Staats benutzt wurde, sondern ebensowohl der 
Benutzung Seitens Privater zugänglich war. — Die Be- 
förderung der Privatcorrespondenz durch ein mehr oder 
minder öffentliches Institut tritt hier zum ersten Male auf, 
und es ist nicht uninteressant, dass es die Klöster waren, 
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weiche in ihrer bessern Zeit und vor dem gänzlichen, 
innern sittlichen Verfalle neben den andern von ihnen 
unzweifelhaft gelösten und geförderten culturhistorischen 
Aufgaben auch diesen Fortschritt in den Bereich ihrer 
Thätigkeit gezogen haben. Mit dem Aufblühen der Städte, 
vorzüglich des Hansabundes, bilden sich dann das Städte- 
botenwesen mit den Metzgerposten und die Universitäts- 
botenanstalten aus, wie das ganze Mittelalter corporativ, 
aber nicht nur der Corporation, sondern auch dem Staate 
dienstbar und der Benutzung der Einzelnen zugänglich. 
Eine monopolistische Tendenz ist hierbei ausdrücklich 
noch nicht anerkannt, wenn schon es in der Natur der 
Sache lag, dass die Beförderung der Nachrichten mehr 
und mehr den durch Gesetz und Privilegien unterstützten 
und aus den die Kräfte der Einzelnen bei Weitem über- 
wiegenden Mitteln des Gemeinwesens unterhaltenen 
Anstalten ausschliesslich zufloss, ohne dass. Versuche con- 
currirender Privatindustrie zu registriren wären. Die 
ursprünglich zum Besten einer Körperschaft gegründete 
Einrichtung fasst sehr bald im eigenen Interesse die übrige 
Gesellschaft ins Auge und findet in deren Beiträgen 
für bestimmte Leistungen hinreichende Mittel 
zur Selbsterhaltung, ohne die Kräfte unbetei- 
ligter Dritter auf unliebsame Weise zum Vor- 
theile Alleingeniessender in Anspruch nehmen 
zu müssen. 

Gegen Ende des 15. Jahrhunderts Hess endlich für 
Frankreich Ludwig XL, in seiner allgemein eentralisirenden 
und auf den Einheitsstaat hinarbeitenden Tendenz den 
' hohen Nutzen einer regelmässigen Communication er : 
kennend, den Staat wieder als Begründer und Leiter 
einer Staatspost (er gebraucht schon den Ausdruck : „pos- 
tes") auftreten, und nach wenigen Jahren hat das allge- 
meine Bedürfniss die ursprünglich nocli beengenden kö- 
niglichen Vorschriften derart durchbrochen, dass nicht nur 
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Privatcorrespondenzen befördert werden, sondern sogar 
schon eine Personenbeförderung stattfindet. 

Die Gründung Ludwig XI. datirt nachweisbar vom 
19. Juni 1464; ohne diesen speciellen Nachweis des Ur- 
sprungs finden sich bald darauf auch in Deutschland 
landesherrliche Boten- und Postanstalteu wie z. B. die 
churbrandenburgische zwischen Küstrin und Anspach, von 
Anspach nach Wolffenbüttel, sowie die sächsische zwi- 
schen Meissen und Schluttdorf in Friesland. 

Aehnlich entstanden in den habsburgischen Erb- 
landen landesherrliche Einrichtungen, um deren Ausbil- 
dung sicli die Familie der Taxis wesentliche Verdienste 
erwarb, so dass einzelne Mitglieder zur Generalpost- 
meisterei in Venedig, in Spanien, in Flandern ernannt 
wurden. 

Bis hierher war jedoch noch kein Versuch der Mo- 
nopolisirung gemacht worden; die den gleichen Zweck 
verfolgenden mehr privaten, corporativen Einrichtungen 
traten aber immer mehr vor den landesherrlichen oder 
mit staatlichem Schutz auftretenden Concurrenzanstalten 
zurück, und werden bis zum gänzlichen Erlöschen auf 
immer kleinere Localkreise beschränkt ; das Unterliegen 
ist auch ganz natürlich, weil mit der Ausdehnung des 
Verkehrs sofort eine Menge internationaler Fragen, Be- 
ziehungen und selbst Streitigkeiten entstehen, deren Lö- 
sung lediglich der Staat gewachsen ist; — gleichwohl 
wird den Nicht-Staats-Anstalten die Berechtigung des Be- 
stehens noch nicht abgesprochen. 

Erst die von den habsburgischen Kaisern an die Taxis 
verliehenen Patente, welche ursprünglich nur den flan- 
drisch-österreichischen Postcours im Auge hatten und sich 
erst später allgemeiner auf eine Reichspost ausdehnten, 
immer aber unzweideutig die österreichischen Landes- 
posten ausnahmen, auch erst in spätem Wiederholungen 
den Versuch machen, die übrigen landesherrlichen 
Posten zu Gunsten desPrivilegiumsinhabers zu beschränken, 
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nehmen die Idee der Monopolisirung auf und nennen die 
Posten ein kaiserliches, hochbefreites Regale 
(1627). Zugleich aber erfolgen auch die Proteste der 
einzelnen Reichsstände, da die Patente allein vom Kaiser 
ohne der Enteren Zustimmung ertheilt waren und des- 
halb eine gesetzliche Kraft für das Reich nicht bean- 
spruchen konnten. — Sie bildeten den wohlfeilen Dank 
des Hauses Habsburg für die ihm geleisteten Dienste auf 
Kosten Andrer. Aus andrer Leute Haut ist wohlfeil 
Riemen schneiden. Wenn trotzdem die Taxis'schen Posten 
sich immer weiter ausbreiten konnten, so lag dies nur 
daran, dass einzelne Reichsstände, anstatt damit vorzu- 
gehen, durch eigene Anstalten den immer mehr wach- 
senden Bedürfnissen entgegen zu kommen und abzuhelfen, 
sich damit begnügen Hessen, eine Faust in der Tasche 
zu machen, hier und dort einen armen Postillon zu chi- 
caniren und fremdem Unternehmungsgeist Hindernisse zu 
bereiten. In denjenigen Landen, in welchen, wie in 
Churbrandenburg, eine intelligente Regierung dem Be- 
dürfnisse rechtzeitig Rechnung trug, haben die Taxis 
niemals festen Fuss fassen können. 

Allein trotzdem die Landesregierungen theilweise mit 
Erfolg die kaiserliche Regalität und die Monopolisirung 
der Posten für die Familie Taxis bekämpften, so dauerte 
es doch noch lange, ehe sie dieselbe für sich in Anspruch 
nahmen. So war noch im Jahre 1646 für den schwe- 
dischen Postmeister in Riga die Concession, seinen bis 
dahin in Königsberg endigenden Postcours bis Danzig 
auszudehnen, schon ausgefertigt, und wurde nur durch 
die Dazwischenkunft des Kammerrathes Matthias wieder 
cassirt, bez. durch den Letzterm ertheilten Auftrag, das Post- 
wesen zu organisiren, ersetzt, und erst auf seinen Vor- 
schlag wurde dessen Verwaltung und Betrieb nicht mehr 
blos unter Staatsaufsicht gehalten, sondern vom Staate 
ganz übernommen. Es fehlte aber noch lange Zeit an 
einem Postgesetze und auch an einen Postzwang hatte 
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man noch nicht gedacht, wenn gleich die privaten Fuhr- 
unternehmer mehr und mehr zu Gunsten der Postge- 
rechtsame beschränkt wurden. Erst die allgemeine preus- 
sische Postordnung vom- 10. August 1712 behielt aus- 
drücklich und ausschliesslich dem Staate das Recht vor, 
Anstalten mit Posteigenschaft zur Beförderung von Per- 
sonen und verschlossenen Briefen ^anzulegen. 

Die Postregal ist sonach noch verhältnissmässig 
ziemlich neuen Datums und keineswegs aus dem ge- 
meinen Rechte hergeleitet worden, sondern nur mit Hülfe 
partitularrechtlicher Festsetzungen, welche vorzüglich in 
Hinsicht des Packetverkehrs mannigfache Abänderungen, 
Erweiterungen und Beschränkungen selbst bis in die 
neueste Zeit hinein erfahren haben, entstanden. 

Diesem Ursprünge gegenüber entsteht nun die Frage, 
ob es an sich gut, recht und zweckmässig war, dass der 
Staat auf diesem Gebiete monopolisirend und selbsthan- 
delnd auftritt, anstatt die Eutwickelung der Beförderungs- 
anstalten der Privatindustrie zu überlassen. 

Die treffendste Antwort auf diese Frage bildet der 
Artikel 48 der norddeutschen Bundesverfassung, nach 
welchem mit dem Telegraphen wesen das Postwesen für 
das gesammte Gebiet des norddeutschen Bundes als ein- 
heitliche Verkehrsanstalt eingerichtet und verwaltet wer- 
den soll mit der Bemerkung, dass vielleicht kaum eine 
andere Verfassungsbestimmung allgemeineren und unge- 
teilteren Beifall gefunden hat, diejenigen etwa ausge- 
nommen, welche dabei an persönlichen Befugnissen eine 
Einbusse erlitten haben. 

Ist dies aber heute noch der Fall, wo Privatindustrie 
und Association auf einer ganz anderen Stufe stehen, als 
nach Beendigung des dreissigjährigen Krieges, so war 
dies damals, wo kaum von einem Btirgerstande im Sinne 
der heutigen Zeit die Rede war, wo die Gewerbthätig- 
keit zum grossen Theil auf die engsten Grenzen des 
kleinen Handwerks beschränkt blieb, wo eine. Fabrik- 
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Industrie kaum dem Namen nach existirte, eine um so 
unabweisbarere Notwendigkeit , sollte der Postbetrieb 
nicht, wie es bei der Taxis'schen Post wirklich der Fall 
war, in den Händen eines einzelnen unternehmenden 
Privaten zu einem später fast unerträglichen Privilegium 
werden. — 

Unzweifelhaft würde es ungerecht sein, wollte man 
den Fürsten von Thum und Taxis alles Verdienst um 
das Postwesen absprechen und sie nur als die Blutegel 
deutscher Nation betrachten, welche, gestützt auf das 
ihnen in den Schooss gefallene Privileg, nur die Ausbeu- 
tung des Volkes im Auge gehabt hätten; dennoch ist es 
nicht uninteressant, dass, als nach den Ereignissen von 
1866 das Ende ihrer Postherrschaft unvermeidlich ge- 
worden war und sie sich deshalb zur gütlichen Annahme 
einer Abfindung bereit erklärten, welche durch den Ver- 
trag vom 28. Jan. 1867 auf drei Millionen Thaler fest- 
gesetzt wurde, ursprünglich eine bei Weitem höhere Summe 
nach den früheren Reinerträgnissen beansprucht wurde. 
Die Entschädigung wurde aber auf die genannte Summe 
rcducirt, nachdem geltend gemacht worden, dass sie den 
anPreussen übergehenden Real werthen und demjenigen Er- 
trage durchaus angemessen sei, welchen das Thum und 
Taxis'schc Postwesen abgeworfen haben würde, wenn es 
der Zeit entsprechend ausgebildet und den preussischen 
Grundsätzen gemäss organisirf worden wäre. Es ist 
dies ein Beweis für den Unterschied einer rationellen 
staatlichen und einer, wenn nicht allein, so doch vorzugs- 
weise im Privatinteresse des Unternehmers geleiteten Ver- 
waltung. Abgesehen von diesen mehr thatsächlichen Be- 
antwortungen der Frage lassen sich auch ganz all- 
gemein die Vorzüge des staatlichen Postbetriebes unschwer 
darthun. 

Schnelligkeit, Sicherheit, Wohlfeilheit und grösst- 
mögliche Ausdehnung der Anstalt resp. Zugänglichkeit 
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für Jeden, das sind die Anforderungen, welche an das 
Postwesen zu stellen sind. 

Es soll hier in keiner Weise behauptet werden, dass 
das Beaintenthuin an sich dein die Post benutzenden 
Publikum eine vermehrte Garantie der Sicherheit böte. 
Es lässt sich vielmehr sehr gut denken, dass auch ein 
Privatunternehmen, namentlich wenn die Gesetzgebung 
zu Hülfe kommt, dieselbe Sicherheit bietet. Frachtfuhr- 
leuten, Eisenbahnen, Seeschiffen werden noch ganz andre 
Werthe anvertraut, als der Post; ja sie übernehmen sogar 
die Spedition der Poststücke selbst, und es fällt Nie- 
mandem ein, an ihrer Zuverlässigkeit Zweifel zu hegen, 
und ob die Annahme und Eintragung in die Bücher durch 
einen Schreiber in gewöhnlichem Rocke oder durch einen 
uniformirten Postexpedienten bewirkt wird, das hat für 
das Publikum kein Interesse. 

Dennoch wird es unschwer nachzuweisen sein, wie 
der Staat hinsichtlich der Personalfrage vor dem Privat- 
unternehmer unendlich viele Vortheile voraus hat. 

Es wird zwar gegen den staatlichen Gewerbebetrieb 
im Allgemeinen, wie schon oben Seite 22 unter Hinweis 
auf diese Auseinandersetzung erwähnt worden, häufig 
angeführt, der Staat sei ein unpassender Gewerbetrei- 
bender, weil er das Geschäft nicht selbst besorgen könne 
und sich lediglich seiner Beamten als Mittelspersonen be- 
dienen müsse. — Unter diesen unterhalte er eine Menge 
von mindestens verhältnissmässig hochgestellten und hoch- 
besoldeten Beamten für Geschäftsverrichtungen, welche 
nur gewöhnliche Geschäftskenntnisse erfordern und von 
Privaten viel billiger übernommen werden würden. Es 
wird hierbei beispielsweise auf den Unterschied der Stel- 
lung der Direction der Staatsdruckerei, der Königlichen Por- 
zellanmanufaktur, der Staatshandelsinstitute und der Post- 
anstaltsvorstände hingewiesen gegen diejenige von 
Privatdruckereibesitzern, mittlem Fabrikinhabern, Kauf- 
leuten und Fuhrunternehmern resp. Frachtführern. Auch 
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fehle den öffentlichen Beamten das Interesse des Selbst- 
inhabers, weil sie ihr Gehalt bezögen, das Geschäft möge 
rentabel sein oder nicht, das Publikum gut oder schlecht 
bedient werden, und ihre Kräfte könnten bei dei^strengen 
Durchführung der Ressorttrennungen nicht Uberall ge- 
hörig ausgenutzt werden, wo der Geschäftsunifang kleiner 
sei, während Private sich neben einem ihre Kräfte nicht 
vollständig absorbirenden Gewerbe unbehindert noch an- 
dern Beschäftigungen widmen könnten. — Die staatliche 
Verwaltung sei deshalb theurer, als die Privatverwaltung, 
und darum müsse das Produkt, solle ein gleicher Gewinn 
erzielt werden, auf Unkosten des Abnehmers, des Volkes, 
theurer werden, wobei das Monopol die regulirend wir- 
kende Concurrenz ausschliesse. 

Aehnlich wird auch speciell für die Post behauptet, 
die öffentlichen Postbeamten hätten gar kein Interesse 
daran, das Publikum gut zu bedienen, und im gesicherten 
Genüsse ihres Einkommens, es möchten viel oder wenig 
Passagiere befördert werden, viel oder wenig Briefe und 
Packete zur Post kommen, treibe sie Nichts, dem Publikum 
durch Höflichkeit entgegenzukommen und durch regen 
Fleiss eine Förderung des Geschäftsganges anzustreben. 

Diese Behauptungen jedoch werden, auch wenn sie 
oft wiederholt vorkommen, darum um Nichts bedeutsamer. 
Sie enthalten allerdings gewisse Wahrheiten und tragen 
dazu bei, gewisse Arten von Staatsgewerben durchaus 
unvorteilhaft und deshalb verwerflich erscheinen zu 
lassen, wie alle solche, deren Umfang für die Leitung 
eines Einzelnen nicht zu gross ist, und bei welchen nicht 
durch die Erzielung von Musterstücken der höhere Zweck 
die Mindereinnahme reichlich aufwiegt. — Allgemein 
und über diese Grenzen hinaus haben solche Behauptungen 
keine Berechtigung. 

Auch der Privatunternehmer und Industrielle ist bei 
einiger Ausdehnung des Unternehmens nicht im Stande, 
alle seine Geschäfte selbst zu führen; er ist so gut, wie 

Ludewig, Telegraphenrecht. 3 
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der Staat ; auf die Mithülfe Anderer angewiesen und inuss 
- Officianten haben, welchen er ein bestimmtes Gehalt, un- 
abhängig von der jeweiligen Einnahme, bezahlt, und 
denen (feher das direkte Eigeninteresse für den glück- 
lichen Fortgang des Geschäftes abgeht. Es bildet sich 
sogar hier, wie alle Aktienunternehmungen für Eisen- 
bahnen, Versicherungen etc. zeigen, ebensogut eine förm- 
liche und nicht minder betitelte Beamtenhierarchie, wie 
bei den Unternehmungen des Staates. — Dass aber Alles, 
was hierbei unter den Namen der Menschlichkeiten zu 
subsumieren ist, Parteilichkeit, Nepotismus, Vertuschung 
etc. in Privatunternchmungen, selbst Associationen viel 
leichter und viel häufiger vorkommt, als bei einem blos 
auf das Recht begründeten Staatswesen, bedarf keiner 
weitern Auseinandersetzung. Im Staate würden sie immer 
das Rechtsbewusstsein verletzen, in Privatverhältnissen 
sind sie fast nie rechtlich unzulässig, nicht immer mo- 
ralisch zu verurtheilen und häufig sogar ganz natürlich. 
Es ist dies das lange und allbekannte Kapitel, dessen 
Ueberschrift irgendwo „der Klüngel" heisst, dessen Gel- 
tung jedoch keineswegs auf die Metropole des Rhein- 
landes beschränkt ist, sondern eine ziemlich allgemeine ist. 

Bezüglich derjenigen Bediensteten, welche vermöge 
ihrer „Zugehörigkeit" nicht ohnehin schon grössere 
Ansprüche machen, befindet sich der Privatunternehmer 
im Vergleich mit dem Staate sogar noch im Nachtheile, 
weil er dieselben ausschliesslich durch die Gewährung 
eines mehr oder minder reichlichen Unterhaltes und allen- 
falls durch die- Aussicht auf eine auskömmliche Alters- 
versorgung nach zufriedenstellender Dienstleistung an sich 
fesseln kann, insofern er nicht selbst insolvent wird; 
während der Staat seinen Beamten im Ausfluss seines 
Hoheitsrechts, ihnen die Ausübung eines Regierungsrechtes 
innerhalb eines gewissen Bezirks und mit bestimmter 
Competenz übertragend, hervorragenden Schutz gewährt, 
eine relativ exiinirte, hervorragende sociale Stellung 
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verleiht, Amtsehre, Amtsgewalt und Amtstitel, und sie der 
Gefahr, der wohlverdienten Altersversorgung durch ein- 
tretende Insolvenz verlustig zu gehen, nicht aussetzt. 

Die Unkiindbarkeit der Staatsdiener gegenüber Pri- 
vatbediensteten ist ein nicht zu unterschätzender Vorzug, 
welcher im Verein mit den übrigen Vortheilen den Staat 
geeignete Individuen für seine Geschäfte gegen billigeren 
Preis finden lässt, als den Privatunternehmer. — Stellt 
man Vergleiche an zwischen den Gehaltsbezügen der 
Präsidenten, Direktoren, Inspektoren etc. von Privatgesell- 
schaften, brauchbaren Comptoiristen grosser Bankhäuser 
gegen die vom Staate ausgesetzten Gehälter selbst für 
Minister, Ministerialdirektoren, vortragende Räthe, die 
Chefs der Provinzial- und Bezirksverwaltungen und weiter 
herunter, — so findet sich der Vortlieil zweifellos auf 
der Seite des Staates, nicht auf derjenigen seiner Be- 
amten. 

Allerdings kann der Privatunternehmer den in seinem 
Dienste lässig Befundenen jeden Augenblick entlassen; 
allein auch der Staat bewilligt die Unktindbarkeit eo 
ipso nur den obern Beamten, welchen diese Stellen erst 
nach hinreichender Bewährung übertragen werden; die in 
untern Stellen verbleibenden Beamten werden längere 
Zeit hindurch im Kündigungsverhältnisse belassen und 
erwerben die unkündbare feste Anstellung nebst der Pen- 
sionsberechtigung erst nach jahrelanger völlig vorwurfs- 
freier Dienstführung. 

Dem Staate stehen aber ferner in seinem grössern 
Betriebe auch viel mehr Mittel und Wege zu Gebote, 
hervorragende Leistungen durch Beförderung etc. zu be- 
lohnen und darum hervorzurufen, als dem auf engere 
Grenzen beschränkten Privatunternehmer. 

Vermöge der mit seinem Dienste verbundenen Vor- 
theile und Annehmlichkeiten ist der Staat trotz der ge- 
ringem Geldvergütung sogar in der Lage, an seine Be- 
amten Anforderungen bezüglich der durch einen be- 
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stimmt vorgeschriebenen Ausbildungsgang und noch 
besondere Prüfungen nachzuweisenden, wissenschaftlichen 
Bildung und Befähigung zu machen, wie sie im privaten 
Leben selten Erfüllung finden. — Der Staat befindet sich 
also auch hier in der Ueberlegenheit, und es ist jeden- 
falls a priori die Vermuthung nicht ungerechtfertigt, dass 
bei dem höher ausgebildeten Staatsdiener der Mangel des 
Eigeninteresses minder und wenigstens nicht mehr schäd- 
lich ist, als bei dem auf relativ geringerer Ausbildungs- 
stufe stehenden Privatgehülfen. 

Trotzdem ist . aber die Staatscontrole über den Ein- 
zelnen viel wirksamer, als in der Regel in Privatinstitu- 
tionen, ausgebildet; — es weiss jeder Beamter, hoch oder 
niedrig, dass begründete Klagen nicht ohne Ahndung 
bleiben, und dass hier ein Ansehen der Person nicht gilt. 

Ausserdem ist aber das Wollen des einzelnen Be- 
amten endlich auch fast gänzlich ohne Einfluss; — er ist 
gar nicht in der Lage, die an ihn herantretenden Ge- 
schäfte zu vermehren oder zu vermindern; er tibernimmt 
sie, wie sie eben sich bieten, und dafür, dass er sie er- 
ledigt und zwar rechtzeitig erledigt, sorgt die ganze Or- 
ganisation und der Stundenzettel, — dafür dass nicht 
mehr Beamte, als nothwendig, zur Erledigung der Ge- 
schäfte herangezogen und bewilligt werden, sorgt die 
controlirende und leitende Behörde, deren Träger dem 
Staate durch lange Dienste, theoretische Prüfung, prak- 
tische Erprobung und bewährte Gesinnung hinreichende 
Garantie gegeben hat, um seiner pflichttreuen Entschei- 
dung, seiner Hingabe an das Staatsinteresse versichert 
sein zu können. 

Die Unterbeamten des Staates werden allerdings in 
der Regel und gegenüber den spärlichen Gehältern der 
obern Chargen etwas besser besoldet. — Hierdurch, sowie 
in Folge der mannigfachen, schon erwähnten Controlen 
und Beaufsichtigungen, deren der Staat im Interesse der 
Integrität und Würde nicht entbehren kann, wird die 
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Staatsverwaltung allerdings etwas theurer. — Dennoch 
hat der Staat, namentlich bei der Post- und Telegraphen- 
verwaltung hinsichtlich ökonomischer Verwaltung, in 
neuerer Zeit ganz erhebliche Fortschritte gemacht, indem 
er bei kleinem Geschäftsumfange keineswegs mehr auf 
die strenge Durchführung von Ressorttrennungen bedacht 
ist, sondern sogar sehr gern die verschiedenen Geschäfte 
verschiedener Verwaltungszweige an demselben Orte in 
einer Hand vereinigt. 

Die Combininmg von Localpostanstalten, Telegraphen- 
stationen, Steuererhebungsstellen, kleinen Eisenbahnhofs- 
oder Haltestellenverwaltungen etc. ist keine Seltenheit 
mehr und es herrscht im Allgemeinen allerseits grosse 
Bereitwilligkeit bei den leitenden Behörden, solche Com- 
binirungen herbeizuführen, indem sie eine Handhabe 
bieten, trotz einer Ersparniss an den allgemeinen Ver- 
waltungskosten, das Einkommen des einzelnen Beamten 
zu erhöhen. 

In ähnlicher Weise werden Seitens der Post und 
Telegraphie kleine Amtsstelien auch Privaten und Com- 
munalbeamten verliehen, indem diesen die geringen und 
eine volle Arbeitskraft nicht erfordernden Geschäfte 
einer Localanstalt unter Gewährung einer mässigen Ver- 
gütung übertragen werden, ohne dass sie deshalb in ihren 
sonstigen amtlichen und privaten Geschäften und Unter- 
nehmungen anders beschränkt werden, und ohne dass 
der Staat durch Verleihung der völligen Beamtenqualität 
über die in seinem Interesse verrichteten Dienstleistungen 
hinaus für die geringe Inanspruchnahme die onerose Pflicht 
der Altersversorgung auf sich zu nehmen gezwungen ist. 

Nach Allem entbehrt der Staat keinen Vortheil, dessen 
der Privatunternehmer vor ihm sich bedienen könnte, und 
er ist im Genüsse vieler Vortheile und Vorzüge für eine 
günstige Erledigung der Personenfrage, deren dieser gänz- 
lich entbehren muss, so dass die Ueberlegenheit des Staates 
auf diesem Gebiete ganz zweifellos ist. 
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Noch weniger aber kann für den Privatunternehmer 
in Rücksicht der Leistungsfähigkeit und Wohlfeilheit die 
Concurrenz mit dem Staate günstig ausfallen. 

Der letzte Endzweck des Privatunternehmers ist und 
bleibt der Verdienst; Verbesserungen der Verkehrsein- 
richtungen, Erleichterungen für das Publikum, Ausdehnung 
seines Betriebes haben immer nur die Erhaltung der Ein- 
nahme gegenüber andern Concurrenten oder die Stei- 
gerung derselben im Auge; es würde deshalb auch nicht 
gerechtfertigt sein, zu seinen Gunsten Exemtionen zu 
schaffen und andern Anstalten oder Unternehmern Be- 
schränkungen aufzulegen. — Anders ist es für den Staat; 
selbst für den Fall einer auf Gewinn berechneten, fiska- 
lischen Verwaltung kommt der erzielte Vortheil immer 
wieder dem Ganzen zu Gute; also schon in diesem Falle; 
noch unbedenklicher aber, wenn die Verwaltung, abge- 
sehen vom Ertrage, nur die Gemeinnützlichkeit im Auge 
hat, erscheint es nicht unbillig, wenn der Staat zum 
Nutzen eines solch gemeinnützigen Instituts andern Unter- 
nehmungen (Eisenbahnen), welche die Staatshülfe (Ex- 
propriation) in andrer Weise in Anspruch nehmen müssen, 
Verpflichtungen und Beschränkungen auferlegt, welche 
ihm die Verwaltung erleichtern. In diesem Sinne hatte 
die Taxis'sche Postverwaltung, als Privatunternehmer, den 
Eisenbahnen gegenüber wesentlich grössere Schwierig- 
keiten zu überwinden, als die Staatsposten. 

Allein nicht nur in dieser Rücksicht gewinnt der 
Staat als Postunternehmer die Ueberlegenheit über den 
Privatunternehmer; letzterer bleibt auch immer auf einen 
engeren Wirkungskreis beschränkt, und er steht der Not- 
wendigkeit einer grösseren Menge von Vereinbarungen ge- 
genüber, als der Staat, zu deren vorteilhafter Erledigung, 
vorzüglich auf internationalem Gebiete, das grössere An- 
sehen des Letzteren noch überdies ungleich mehr befähigt. 
Eine gedeihliche Entwickelung der Post erfordert eine 
möglichst grosse Gesammteinheit der Postgebiete. Pri- 
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vatunternehmungen würden durch Zerstücklung und Ver- 
kleinerung der Postbezirke nur lähmend und vertheuernd 
auf den Verkehr einwirken, wie es die Geschichte schon 
bei dem früheren Uebermass an Territorialposten ge- 
zeigt hat. 

Die grössern Hülfsquellen und erleichterten Be- 
ziehungen machen es dem Staate daher möglich, billiger 
zu arbeiten, und diese Ersparniss an sachlichen Ausgaben 
würde ihn sogar befähigen, für die persönlichen Betriebs- 
kosten einen grössern Aufwand zu machen, ohne deshalb 
seine Leistungen theurer anzurechnen, wenn er dies, wie 
es allerdings manchmal behauptet wird, wirklich thäte. 
Er thut dies aber wenigstens heute, wie wir gesehen 
haben, in der That nicht; mehr, sondern er beutet die ihm 
von selbst erwachsenden Vortheile in persönlicher und 
sachlicher Beziehung voll und lediglich im Interesse des 
der Gesammtheit gehörenden Institutes aus. 

Indessen obschon, wie bisher nachgewiesen, der Staat 
billiger und besser zu verwalten im Stande ist, als der 
Privatunternehmer, — so sind dies dennoch nur neben- 
sächliche Gründe, welche bezüglich des Postbetriebes der 
staatlichen Ausbeutung den Vorzug zuerkennen lassen. 
— Den Hauptausschlag giebt die höhere staatliche 
Rücksicht. 

Der Privatunternehmer muss den Gewinn in erster 
Linie in Rechnung ziehen und deshalb wird er sein Un- 
ternehmen stets nur auf diejenigen Gegenden und Orte 
beschränken, welche ihm auch thatsächlich einen solchen 
sichern; wo er keine Deckung der Betriebskosten oder 
doch kaum eine solche finden wird, dorthin wird er sein 
Unternehmen nicht ausbreiten. Der Staat betrachtet die 
Erzielung einer Rente nicht als einzigen Zweck; er ver- 
wendet gern die auf gewinnliegenden Routen erzielten 
Ueberschtisse dazu, um den Ausfall auf weniger vortheil- 
haften Wegen zu decken und lässt sich durch den er- 
forderlichen Zuschuss nicht davon abhalten, das gemein- 
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nützliche Institut auch ärmeren Distrikten zugänglich zu 
machen. Es liegt in seinem eignen Interesse, möglichst 
gute Verbindungen nach allen Punkten hin zu schaffen 
und zu erhalten, sowohl der direkten Staatszwecke 
wegen, als auch um durch Belebung des Verkehrs die 
Produktionsfähigkeit und den allgemeinen Wohlstand zu 
fordern. — Bei der Ausbildung seines Postwesens kommt 
für den Staat sonach auch die politische Bedeutung hinzu, 
die armen und entlegenen Orten zu Gute kommt, welche 
der Privatunternehmer zu berücksichtigen sich nicht ver- 
anlasst sehen würde. 

Das richtige Mass darin zu finden, um die verkehr- 
reichen Gegenden nicht ungerechter Weise zu Gunsten 
ärmerer Distrikte zu belasten, ist Sache rationeller Staats- 
ökonomie. Die Rente etwa durch Erhöhung der Gebühren 
bei abnehmendem Verkehre steigern zu wollen, wäre un- 
gerecht; eine gleichbleibende oder mässig steigende Rente 
aber bei steigendem Verkehr und bei fallender Gebühr, 
selbst nach vorübergehendem Ausfalle, ist das Zeichen 
einer gesunden Wirthschaft für den Staat. Der Privat- 
unternehmer würde hiermit wahrscheinlich nicht einver- 
standen sein; er würde die gleiche Rente bei vermehrter 
Arbeit, also bei erhöhtem Risiko, schon für einen Verlust 
erachten, und deshalb auch arbeitet er eigensüchtiger, 
weniger gemeinnützlich, als der Staat. 

Das Staatstelegraphengewerbe. 

Der grossen Verwandtschaft wegen zwischen Post- 
und Telegraphenbetrieb ist das Postregal oder Postmo- 
nopol bisher einer eingehenden Betrachtung unterworfen 
worden, und wir haben gesehen, dass es keineswegs ge- 
meinrechtlicher Natur und nicht sehr hohen Alters ist, 
dass es sich auch nur sehr allmälig entwickelt hat, dass 
der staatliche Postbetrieb schon lange ins Leben getreten 
war, ehe an eine gesetzliche einheitliche Regelung ge- 
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dacht wurde; und endlich ist nachgewiesen worden, dass 
der Staat als Postunternehmer entschieden den Vorzug 
verdient, weil er bei mindestens gleicher Sicherheit wohl- 
feiler, schneller und gemeinnützlicher arbeitet, als der 
Privatunternehmer. Für den Telegraphenbetrieb könnte 
man zwar nicht den historischen, aber ganz gewiss den 
deducirenden Theil der vorstehenden Betrachtung beinahe 
wörtlich wiederholen, ohne die geringste Unrichtigkeit zu 
Tage zu bringen. Auch hier lässt sich keineswegs mit 
Recht behaupten, dass das Telegraphenmonopol für den 
Staat noth wendig wäre, wie auch selbst der Hinweis auf 
die Thätigkeit der Telegraphen in grossen Staatskrisen, 
in Kriegszeiten nicht als Gegenbeweis angesehen werden 
kann. Wenngleich nach der gelegentlich der Aufnahme 
Württembergs in den deutschen Bund abgeschlossenen 
Militärconvention Ar'. 11, obschon die Württembergischen 
Telegrapheneinrichtungen der Bundesverwaltung im Spe- 
ciellen nicht unterstellt sind, verabredet worden ist: 

„Im Falle eines Krieges steht von dessen Ausbruch bis 
zu dessen Beendigung die obere Leitung des Telegraphen- 
Wesens, soteeit solches für die Kriegszwecke eingerichtet ist, 
dem Bundesfeldherrn zu, — Die Kgl. Württembergische Re- 
gierung wird bereits während des Friedens die bezüglichen 
Einrichtungen in Uebereinstimmung mit denjenigen des 
Norddeutschen Bundes treffen und insbesondere bei dem 
Ausbau des Telegraphennetzes darauf Bedacht nehmen, auch 
eine der Kriegsstärke ihres Armeekorps entsprechende Feld- 
telegraphie zu organisiren" 

so ist dies zwar ein Beleg dafür, dass der Staat ein 
hohes Interesse daran hat, in Kriegszeiten gesicherte Te- 
legrapheneinrichtungeu zu besitzen, aber noch kein Be- 
weis für die Notwendigkeit des Telegraphenmonopols. 
Auch in Friedenszeiten hat der Staat heutzutage un- 
zweifelhaft das Bedürfniss einer sichern Telegraphie, aber 
es lässt sich sehr wohl denken, dass er, ohne selbst als 
Geschäftsunternehmer zugleich für die Privattelegraphie 
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aufzutreten, seinen Bedürfnissen durch Telegraphen, 
welche blos der staatlichen Benutzung reservirt bleiben, 
abhilft,- indem er die Privattelegraphie ihrem Schicksale 
und der Ausbeutung durch beliebige Unternehmer über- 
lässt, oder dass er sogar, um nicht zu Ausgaben ge- 
zwungen zu sein, welche mit dem zu befriedigenden Be- 
dürfnisse nicht in richtigem Verhältniss stehen würden, 
den Gewerbsunternelimer nur verpflichten würde, den 
nothwendigen Staatsanforderungen unter gewissen Moda- 
litäten Rechnung zu tragen. Es Hesse sich dies ganz 
gewiss und um so mehr erreichen, als auch der Staat, 
als Inhaber des Monopols, die Telegrapheneinrichtnngen, 
da doch der Frieden der Normal-, der Krieg immer 
nur unliebsamer Ausnahmezustand ist, im Frieden dem 
Frieden anpassen und den Anforderungen des Frie- 
dens gerecht werden rauss und jene nicht blos immer 
mit Rücksicht auf kriegerische Eventualitäten entwickeln 
und organisiren kann. Es wird sogar nachzuweisen nicht 
schwer sein, dass der Staat auch in Kriegszeiten eigent- 
lich ein politisches Interesse nur daran hat, die Tele- 
graphie in der Hand zu haben und zu überwachen, dass 
es aber für ihn in administrativer und technischer Be- 
ziehung besser wäre, die Militärtelegrapheneinrichtungen 
von denjenigen der Staatstelegraphie gänzlich abzuson- 
dern und unabhängig zu machen. Es bedarf dazu aller- 
dings einer kleinen Betrachtung Uber die 

Militärtelegraphie 

überhaupt. 

In dem deutscli - französischen Kriege ist auch der 
Telegraphie auf dem Kriegsschauplätze eine nicht uner- 
hebliche Aufgabe zugefallen, und auch sie hat das Ihrige 
geleistet. Diese Leistungen sind fast einzig und allein 
der Staatstelegraphie, oder um im Gegensatz mit blos 
militärischen Einrichtungen, diesen Ausdruck zu gebrau- 
chen, der Civiltelegraphie zuzuschreiben, weil Militär- 
telegraphenbeamte, als solche, nicht existiren und die 
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Oiviltelegraphie nicht nur sämmtliche telegraphisch aus- 
gebildete Beamte zu den militärisch - organisirten Feld- 
und Etappentelegraphenabtheilungen gestellt, sondern 
auch über dieselben hinaus mit ihren Organen allein die 
Sorge übernommen hat für die Aurrechthaltung der Ver- 
bindung der vormarschirenden Armee mit dem heimischen 
Telegraphennetze. 

Die Verwendung der Telegraphie im Kriege, so not- 
wendig und unentbehrlich sie heute, ist doch so neuen 
Datums, dass es nicht Wunder nehmen kann, wenn der 
Umfang der Bedürfnisse, wie sie in einem grossen Kriege 
bei ausgedehntem Kriegstheater sich ergeben, nicht von 
vornherein Ubersehen werden konnte. Der dänische Krieg 
1864/65 war räumlich so wenig ausgedehnt, dass es da- 
mals selbst ohne jegliche Vorbereitung nicht allzuschwer 
war, das Nöthigste zu schaffen, zumal der Stillstand, 
nicht der Operationen, aber der Märsche, bei der Bela- 
gerung der Dtippeler Schanzen, Zeit Hess, das flüchtig 
Hergestellte zu consolidiren und zu vervollständigen. 
Schwieriger war schon die Aufgabe im Jahre 1866, und 
obgleich damals schon durch die Organisation der Feld- 
telegraphenabtheilungen eine vorbereitende Grundlage ge- 
schaffen war, so reichten doch die Kräfte und Mittel nicht 
vollständig aus, um allen Anforderungen des Krieges zu 
genügen. Abgesehen von andern litterarischen Beweisen, 
enthält hierüber die von der kriegsgeschichtlichen Ab- 
theilung des grossen Generalstabes redigirte Darstellung 
des Feldzuges von 1866 mehrfache Andeutungen. So 
wird dort Seite 693 erzählt, dass der General von Man- 
teuffel am 28. Juli Uber Berlin noch nicht im Besitze 
eines Telegrammes aus Kicolsburg vom 27. war, während 
ihm an jenem Tage über die süddeutschen Friedenslinien 
daher ein Telegramm von demselben Datum zuging. Auf 
der folgenden Seite wird die telegraphische Korrespon- 
denz aus Mähren auf dem Umwege über Berlin, mit 
dem das Quartier oft wechselnden Obercommando der 
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Mainarmee als langsam und unsicher angegeben, und 
Seite 710 wird sogar angeführt, dass die theil weisen und 
häufig wiederkehrenden Störungen der telegraphischen 
Verbindungen einen verzögernden Einfluss auf den Gang 
der Friedensverhandlungen ausgeübt hätten. 

Diese Erfahrungen hatten schon nach dem Friedens- 
schlüsse eine weitere Entwicklung der Militärtelegraphie und 
eine Vermehrung derselben durch die Etappentelegraphen- 
abtheilungen zur Folge, welche nach schon ausgebrochenem 
Kriege von 1870 noch erhöht wurde. Trotzdem würden 
die militärischen Vorbereitungen allein in dem deutsch- 
französischen Kriege doch nicht im Entferntesten ausge- 
reicht haben, den notwendigsten Anforderungen zu ent- 
sprechen, und es musste wieder die Civiltelegraphie im 
ausgedehntesten Masse nicht nur zur selbständigen Be- 
setzung der Mehrzahl der Telegraphenstationen in den 
occupirten Landestheilen, sondern auch zur Consolidirung 
und Erweiterung der technischen Einrichtungen mit Per- 
sonal, Apparaten, Batterien und Leitungsmaterial heran- 
gezogen werden. Hierdurch ist es allerdings gelungen 
und besser gelungen, als je zuvor, den selbst gewaltig 
gesteigerten Erfordernissen des neuesten Krieges zu ent- 
sprechen, und dennoch ist es sehr die Frage, ob dies der 
Fall gewesen sein würde und hätte sein können, wenn 
nicht einige, nicht vorauszusehende, höchst günstige Um- 
stände die Aufgaben wesentlich erleichtert hätten. Es 
ist dies einmal der längere Stillstand grösserer Armee- 
körper und zeitweise sogar der ganzen deutschen Armee 
bei den langwierigen Belagerungen von Metz, Strassburg 
und Paris, welcher die schnelle Ausdehnung des Tele- 
graphennetzes in die Länge unnöthig machte und Zeit 
gewährte zurC onsolidirung des flüchtig Hergestellten, sowie 
zur Ausdehnung in die Breite, d. h. zur Vermehrung der 
Linien und Leitungen zwischen denselben Endpunkten, 
und zum andern die geringfügige Zerstörung vorhandener 
Linien und Leitungen Seitens der feindlichen französischen 
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Armee, welche, abgesehen von der Gefangennahme ganzer 
Armeekörper, nur einem Mangel an Sorgfalt oder der aus 
zu schnellem Rückzüge der Armeereste erwachsenen Kopf- 
losigkeit zugeschrieben werden kann. Ohne diese güns- 
tigen Zufälligkeiten würde die Telegraphie eine wesent- 
lich schwierigere Aufgabe gefunden haben und hätte 
schwerlich die tiberall erwünschte Promptheit an den Tag 
legen können. Dass die Nachrichten nach der grossen 
Rechtsschwenkung der kronprinzlichen Armee und dem 
Vormarsch nach Sedan, ferner von der Werde r'schen Ar- 
mee südlich von Beifort und der Manteuflel'schen auf dem 
südöstlichen Marsche dorthin sehr erheblich langsamer ein- 
liefen, ist ein Beweis für das Gesagte und lässt ahnen, wie 
schwer es geworden sein würde, die Verbindungen solide 
herzustellen und aufrecht zu erhalten, wenn die Ver- 
hältnisse sich nicht in der erwähnten Weise günstig ge- 
staltet hätten. 

Die gleichbleibende Aufgabe der Telegraphie im 
Kriege ist die Unterhaltung der telegraphischen Verbin- 
dung der einzelnen Armeeabtheilungen und Corps unter- 
einander und mit dem Hauptquartier des Höchstcomman- 
direnden. Je nachdem aber die Armee vormarschirt oder 
sich zurückzieht, tritt hierzu noch die Aufrechterhaltung 
der Verbindung zwischen dem Hauptquartier des llöchst- 
commandirenden und der Heimath oder die Zerstörung 
der hinter der zurückgehenden Armee verbleibenden Tele- 
grapheneinrichtung, um dem Feinde ihre Benutzung mög- 
lichst zu erschweren oder gänzlich zu entziehen. 

Das Ideal einer guten Militärtelegraphie muss es 
sogar sein, selbst während der Schlacht die telegraphische 
Verbindung der einzelnen Corpscommandeure herzustellen 
oder während einer Belagerung nicht nur die einzelnen 
Cernirungsabtheilungen, sondern auch die einzelnen Paral- 
lelen, Batterien, Parks etc. unter sich und mit den be- 
treffenden Höchstcommandirenden in telegraphischer Cor- 
respondenz zu erhalten; und bei gehöriger Organisation 
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lässt sich dies auch sehr wohl erreichen. — Welchen 
Vortheil es gewähren würde, wenn der Leiter einer 
Schlacht sich ohne gefährliche und in ihrem Erfolge um 
so weniger sichere, je mehr ausgedehnte Ordonnanzritte 
jeden Augenblick über den Stand der Angelegenheiten 
orientirt erhalten und darnach seine Dispositionen treffen 
und Befehle schneller, als durch den flüchtigsten Reiter 
übermitteln könnte, braucht nicht weiter erläutert zu werden; 
welche Vortheile die rings um Metz und Paris in der 
Cernirungslinie etablirten Telegraphenstationen den häu- 
figen und mit colossalen Truppenmassen von den Bela- 
gerten unternommenen Ausfällen gegenüber gewährt ha- 
ben, werden die Corpscommandeure der Cernirungsarmeen 
sämmtlich erfahren haben. Nicht minder ist es einleuch- 
tend, dass auch bei einer förmlichen Belagerung die Er- 
richtung von Telegraphenstationen in den Trancheen, in 
den Belageruugsparks, im Trancheenhauptort und im Be- 
lagerungshauptquartier die ganze Operation und nament- 
lich die Disposition über Geschütze und Munition, sowie 
die Bekämpfung von Ausfällen wesentlich erleichtern müsste. 
Ebenso einleuchtend ist es aber auch, dass alle diese 
Aufgaben nicht diejenigen eines friedlichen und zu den 
Nichtcombattanten zahlenden Civilbeamten sind, sondern 
einen wesentlich kriegerischen Charakter haben, welcher 
ihre Uebertragung an militärpflichtige Individuen noth- 
wendig macht. Schon der Umstand, dass es rechtlich 
ganz unmöglich ist, einzelne Telegraphenbeamte gegen 
ihren Willen zu den Militärtelegraphenabtheilungen ein- 
zuberufen oder zu commandiren, erzeugt als Irregularität in 
der jetzt deutschen Militärverfassung, dass der Kriegs- 
minister hier, wenn er einen bestimmten Theil seiner Ca- 
dres ausfüllen will, auf den guten Willen Einzelner 
angewiesen bleibt, und es wäre doch nicht durchaus 
unmöglich, dass hier die Maschinerie einmal, wenn sie 
gerade gebraucht werden soll, versagte. 

Aber dies nicht allein, es ist auch offenbar, wo nicht 
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ungerecht, so doch eine Anomalie, Civilbeamten zuzu- 
uiuthen, sich der Todesgefahr in dem Masse auszusetzen, 
wie es eben als noth wendig angegeben, wenn die Tele- 
graphie im Kriege ihren Zweck erfüllen soll. Es soll 
hier keineswegs etwa auf persönlichen Muth hingewiesen 
werden, sondern lediglich auf andre vielleicht zufällige^ 
für den Einzelnen aber keinenfalls gleichgültige Verhält- 
nisse, welche aus der Verschiedenheit der militärischen 
und civilen Einrichtungen bezüglich der Pensionirung und 
Versorgung der Hinterbliebenen erfliessen. In dieser Be- 
ziehung sind Soldaten und namentlich Offiziere nicht nur 
unter gewöhnlichen Verhältnissen durch die günstigere 
Pensionsskala und durch die relativ geringeren Beiträge 
zur Militärwittwenkasse weit besser gestellt, als Civil- 
beamte, sondern es treten im Kriege für dieselben auch 
noch Verwundungs- bez. Verstümmlungszulagen und extra- 
ordinäre Zulagen für die Hinterbliebenen eines vor dem 
Feinde Gefallenen hinzu, auf welche der blos mobilge- 
machte oder gar nur immobil verwendete Civilbeamte in 
gleichem Falle gesetzlich keinen Anspruch hat. Vielleicht, 
dass jener selbst noch event. nach dem Militärpensions- 
reglement pensionirt und versorgt würde, der nicht mobile 
Beamte und die Hinterbliebenen würden nur Anspruch 
auf die Civilpension und auf die von dem Ernährer durch 
hohe Beiträge versicherte Wittwenpension haben und, wo 
letzerc fehlt, auf die eigenen Mittel oder auf die öffent- 
liche Armenpflege angewiesen sein. 

Möglich, dass diese offenbaren aus den gegebenen 
Verhältnissen erwachsenden Härten durch das in Aus- 
sicht stehende Reichsmilitärpensionsgesetz eine Abhilfe 
finden, — bis dahin sind dieselben für den von ihnen 
Betroffenen durchaus nicht gleichgültiger Natur, zumal 
er ohnedies auch an den übrigen dem Angehörigen des 
Soldatenstandes und Militärbeamten zustehenden Bezügen 
und Exemtionen keinen Theil hat. 

Wenn hiergegen eingehalten wird, dass auch in 
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andern Zweigen, beispielsweise bei den mobilen Eisen- 
bahnabtheilungen, ganz ähnliche Verhältnisse obwalten, 
so ist dies nicht völbg zutreffend, weil die Thätigkeit der 
Eisenbahnen nicht so unmittelbar in die militärische Ak- 
tion eingreift, und überdies nicht im Entferntesten ein Be- 
weis gegen die Richtigkeit des Gesagten. Sind die Ver- 
hältnisse dort ebenso, dann bedürfen sie auch einer orga- 
nisatorischen Abhülfe; es liegt aber hier gar nicht in der 
Absicht, dies näher zu untersuchen; es sei nur darauf 
hingewiesen, dass, wenn an einer Stelle Unzuträglich- 
keiten bestehen, es dadurch noch nicht motivirt ist, sie 
an einer andern Stelle bestehen zu lassen. Ebensowenig 
kann es als ein Beweis für die Richtigkeit des Bestehenden 
gelten, dass es damit eben ohne evident zu Tage gekom- 
mene Unzuträglichkeiten gegangen ist; denn dies ist viel- 
leicht nur ein Beweis für die Opferwilligkeit der deutschen 
Beamten, welche auch da nicht versagt hat, wo ein 
Zwang nicht ausgeübt werden konnte, aber keine abso- 
lute Bewährung. 

Uebrigens spricht auch noch Anderes, ohne selbst auf 
die Inconvenienzen einzugehen, welche leicht aus den nicht 
völlig zu definirenden Competenzen der Beamten und der 
aktiven Officiere bei derselben Abtheilung hervorgehen, 
gegen die Heranziehung der Civiltelegraphenbeamten zu 
der Militärtelegraphie. 

Sobald nämlich die Mobilmachung ausgesprochen ist, 
vermehren sich die Geschäfte der Staatstelegraphie in 
ganz unglaublichem Masse. In der Regel stellt sich in 
diesem Momente eine Geschäftskrise ein, und ausserdem 
erfordert die Ausführung der Mobilmachung die Beför- 
derung einer solchen Unmasse von Staatsdepeschen, dass 
diese allein schon mehr als hinreichende Beschäftigung 
bieten. Und in diesem Augenblicke entziehen die bis- 
herigen Einrichtungen der Civiltelegraphenverwaltung 
plötzlich eine sehr erliebliche Anzahl der tüchtigsten und 
gewandtesten Arbeitskräfte, so dass es ohne Stockungen 
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und Störungen nicht abgehen kann. Später nehmen viel- 
leicht die Geschäftstelegraimne an Zahl ab; die Dienst- 
und Staatscorrespondenz erhält sich dagegen naturgemäss 
auf ziemlicher Höhe, und an die Stelle der Geschäftscor- 
respondenz treten zahlreiche Depeschen der Angehörigen 
der in das Feld gerückten Truppen, viele und lange Zei- 
tungsdepeschen und namentlich die an sämmtliche Tele- 
graphenstationen gerichteten sog. offiziellen Kriegsnach- 
richten. Diese sind zwar allgemein, vorzüglich da ihr 
Inhalt gleichbleibend nur* über staunenswerthe Erfolge be- 
richtete, um so angenehmer erschienen, je häufiger sie 
anlangten und je mehr sie sagten; darum nehmen sie 
aber nicht minder die Kräfte der Telegraphenverwaltung 
sehr erheblich in Anspruch, während der Vormarsch der 
Truppen gleichzeitig immer mehr Arbeiter entzieht. Die 
Aushülfe, durch commandirte Militärpersonen, welche erst 
im Telegraphiren ausgebildet werden, die Lücken zu füllen, 
ist nur höchst unzulänglich, weil es zu langer Zeit be- 
darf, um brauchbare Telegraphisten heranzubilden, und 
meistens jahrelange Gewöhnung erforderlich ist, ehe es 
Jemand im Telegraphendienste zu allseitiger Gewandheit 
zu bringen vermag. — Hierbei ist es noch ganz beson- 
ders ungünstig, dass die meisten Leitungsrevisoren, d. i. 
Beamte, welche mit der Herstellung neuer Leitungen und 
der Instandhaltung der bestehenden betraut sind, theils 
sofort zur Militärtelegraphie einberufen, theils der vor- 
marschirendcn Armee nachgeschickt werden, dass deshalb, 
wie es 1866 und 1870 geschehen, fast zugleich mit der 
Mobilmachung die sämmtlichen Leitungsreparaturarbeiten 
eingestellt werden müssen, und dass die technische Sicher- 
heit der Linien hierdurch erhebliche Einbusse erleidet. 

Alle diese Umstände beweisen, dass die heutige Or- 
ganisation der Militärtelegraphie, wie sie, ohne sich auf 
Erfahrungen stützen und an Bekanntes anlehnen zu können, 
dem augenblicklichen Bedürfnisse entsprungen ist, diesem 
auch unter dem Zusammenwirken glücklicher Umstände 

Ludewig, Telegraphenrecht. 4 
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wohl genügt hat, darum aber doch der Verbesserung 
durchaus nicht unbedtirftig ist*). Wenn schon hier nicht 
der Ort ist, um sich darüber in positiver Weise eben so 
weitläufig auszusprechen, als es negativ geschehen, so 
darf doch erwähnt werden, dass die Errichtung eines be- 
sondern Telegraphentruppentheils schon im Frieden un- 
bedingt nothwendig erscheint. Rechnet man auf die, ihrer 
Zahl nach, der Stärke des deutschen Heeres entsprechenden 
completten Telegraphenabtheilungen, nicht zu hoch ge- 
griffen, an Aufsichts- und Verwaltungsorganen, an tele- 
graphirenden und bauteclinischen Hülfskräften, abgesehen 
von dem dem Train zufallenden Fuhrwesen , 1600 Köpfe 
und nach Analogie des jüngsten Krieges auf die Be- 
setzung der in einem kriegsmässig occupirten Lande 
zu errichtenden Etappentelegraphenstationen, sowie auf 
den Ausbau des beim Vormarsch flüchtig hergestellten 
Telegraphennetzes noch etwa 600 Köpfe, so werden im 
Falle einer Mobilmachung 2200 Mann Telegraphentruppen 
erfordert, was bei dreijähriger aktiver Dienstzeit, zwölf- 
jähriger Militärpflicht, unter Annahme eines Abgangs in 
12 Jahren von 12<>/ 0 und von 25<>,'o an Reserve einen Frie- 
denspräsenzstand von 754 Mann, also ein ziemlich starkes 
Bataillon im Frieden ausmacht. 

Diese nicht zu hoch gegriffenen Erfordernisse erweisen 
genugsam die Noth wendigkeit, für deren Erfüllung schon 
im Frieden ausreichende Vorsorge zu treffen. 

Als zweckmässig und genügend kann es hiernach 
aber nicht erscheinen, wenn als Aufsichtsorgane und Tele- 
graphisten Beamte der Civilverwaltung entnommen, die 
leer gewordenen Plätze mit un geschulten Soldaten besetzt 
und zu der Herstellung der Telegraphenlinien, welche, um 
den Zweck sicher zu erreichen, die äusserste Sorgfalt 



*) Bemerkenswerth ist es, dass während des Druckes dieser Ab- 
handlung die . Ordre zur Formirung einer militärischen Eisenbabthei- 
lung schon für den Frieden bekannt geworden ist. 
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erheischt, Pioniere herangezogen werden, welche sappiren, 
rainiren und pontoniren aber nicht telegraphiren und nicht 
Telegraphenlinien anlegen können. — Dass zu einer sol- 
chen Telegraphentruppe nicht jeder Cantonist heran- 
gezogen werden könnte, versteht sich von selbst. Bei 
dem vortrefflichen Menschenmaterial aber, welches der 
deutschen Militärverwaltung zur Auswahl freisteht, würde 
es unschwer sein, die geeigneten Individuen in mehr als 
genügender Anzahl zu finden, und ebenso ist es wahr- 
scheinlich, dass viele drei- und einjährig Freiwillige sich 
bei dieser Truppe zum Eintritt melden würden. Ob die- 
selbe endlich selbständig bestehen oder in kleinern Cadres 
den einzelnen Pionierbataillonen einzuverleiben wäre, 
mag hier unentschieden bleiben,- es lassen sich Gründe 
für und wider Beides anführen. 

Jedenfalls aber muss sich die Vorsorge auch auf 
einen reichlichen Bestand an todtem Material in jeder 
Richtung, an Apparaten, Batterien, Batterieingredienzen, 
Telegraphenkabeln, Feldtelegraphenstangen, Leitungsdraht, 
Werkzeugen etc. und namentlich auf die Beschaffung 
genügender Transportmittel erstrecken, damit Uebelstände 
und Stockungen vermieden werden, wie sie für die dort 
aushelfende Staatstelegraphie in Frankreich in hohem 
Masse aus der Unmöglichkeit des Fortkommens und Fort- 
schaffens vielfach entstanden sind. Es wird sich hierbei 
zwar nicht um absolut geringfügige, aber doch im Ver- 
gleich zu den übrigen Erfordernissen der Armeeausrüstung 
an Armatur, Feld-, Festungs- und Belagerungsgeschützen, 
Kleingewehr- und Artilleriemunition, Brückentrains etc. etc. 
um nur unbedeutende Summen handeln, welche dispo- 
nibel gemacht werden müssen, wenn es sich um die Her- 
stellung von Etwas, als noth wendig Erkanntem handelt. 

Nach diesen Auseinandersetzungen über die staat- 
lichen und militärischen Aufgaben und Zwecke der Tele- 
graphie kann es nicht zweifelhaft sein, dass eine abso- 

4* 
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lute Notwendigkeit für die staatliche Verwaltung 
des gesammten Telegraplienwesens nicht existirt, und dass 
daher den Staaten, selbst mit Rücksicht auf die Erfor- 
dernisse in den höchsten Staatskrisen und in den wich- 
tigsten staatlichen Beziehungen, ein natürliches Recht 
auf das Telegraphenmonopol nicht zugesprochen werden 
kann. — Die Frage der Zweckmässigkeit der staatlichen 
Verwaltung der Telegraphie ist eine andre. — 

Uebrigens ist das Verhältniss gesetzlich auch nocli 
nicht überall geregelt und wird ein Blick auf die histo- 
rischen Notizen über die Entwickelung des Postmonopols 
auch nicht auffallend erscheinen lassen, wenn dies heute 
nach einem Bestehen von kaum zwei Decennien noch 
nicht tiberall geschehen ist. — Speciell Preussen oder 
vielmehr das deutsche Reich anlangend, so hat die Ver- 
fassung desselben allerdings, obschon sie selbstverständ- 
lich auf die civilrechtliche Seite für die zwischen den 
Correspondenten entstehenden Verhältnisse nicht eingehen 
konnte, doch bereits einen bedeutenden Schritt vorwärts 
gethan und die staatsrechtliche Seite direct geregelt, in- 
direct auch das Verhältniss des staatlichen Uuternehmers 
zu dem den Telegraphen benutzenden Publicum klar ge- 
legt. Der schon angeführte Artikel 48 der Bundesver- 
fassung und die übrigen einschlagenden Festsetzungen, 
insofern sie nicht lediglich organisatorische Bestimmungen 
enthalten oder Ressortverhältnisse regeln, lauten wörtlich : 

Art 48. 

• 

Das Postwesen und das Telegraphenwesen werden für 
das gesammte Gebiet des Norddeutschen Bundes als ein- 
heitliche Staatsverkehrs- Anstalten eingerichtet und verwaltet. 

Die im Art. 4 vorgesehene Gesetzgebung des Bundes 
(es ist dort nur im Allgemeinen gesagt, dass der Beauf- 
sichtigung Seitens des Bundes und der Gesetzgebung 
desselben unter den anderen Angelegenheiten auch das 
Post- und Telegraphenwesen unterliegen) in Post- und 



Digitized by Google 



53 

Telegraphen- Angelegenheiten erstreckt sich nicht auf die- 
jenigen Gegenstände , deren Regelung, nach den gegenwärtig 
in der preussischen Post- und Telegraphen- Verwaltung 
massgebenden Grundsätzen, der reglementarischen Fest- 
setzung oder administrativer Anordnung überlassen ist 

Art. 49. 

Die Einnahmen des Post- und Telegraphenwesens sind 
für den ganzen Bund gemeinschaftlich. Die Ausgaben 
werden aus den gemeinschaftlichen Einnahmen bestritten. 
Die Ueberschüsse fliessen in die Bundeskasse. 

AH. 50. 

Dem Bundespräsidium gehört die obere Leitung der 
Post- und Telegraphenverwaltung an. Dasselbe hat die Pflicht 
und das Recht, dafür zu sorgen, dass Einheit in der Or- 
ganisation der Verwaltung und im Betriebe des Dienstes, 
sowie in der Qualification der Beamten hergestellt und er- 
halten wird. 

Das Präsidium hat für den Erlass der reglementarischen 
Festsetzungen und allgemeinen administrativen Anordnungen, 
sowie für die ausschliessliche Wahrnehmung der Bezie- 
hungen zu anderen deutschen oder ausser deutschen Post- und 
Telegi'aphenverwaltungen Sorge zu tragen. 

Obschon im Artikel 48 Post - und Telegraphenwesen 
gleichmässig behandelt werden, so steht letzteres dem 
ersteren doch noch nicht gleich, weil diesem ausser der 
Verfassung noch die den Umfang des Postmonopols be- 
grenzenden §§ 1 und 2 des Gesetzes über das Postwesen 
des Norddeutschen Bundes (Bundesgesetzblatt. 1867. 
Nr. 8) zur Seite stehen. Für die Praxis ist es jedoch 
ziemlich gleichgültig, ob der angezogene Artikel das Tele- 
graphenwesen wirklich zum Staatsmonopol macht oder 
nicht. Private, das eigne Besitzthum nicht überschreitende 
Telegrapheneinrichtungen zu verhindern, hat der Staat 
nicht das geringste Interesse und weiter ausgedehnte 
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Unternehmungen zu verbieten, genügt, wie schon erwähnt, 
die territoriale Polizeihoheit und die Versagung des 
staatlichen Schutzes für andre Anlagen. 

Nur Eisenbahnunternehmungen gegenüber sind die 
Verhältnisse auch heute wenigstens theilweise eigen- 
thtimlicher Art. Ihr Besitzthum gestattet ihnen die An- 
lage weiter ausgedehnter Telegraphenanlagen, sie legen 
sie auch in der That tiberall an und, worauf schon wei- 
ter oben hingedeutet worden, es enthalten in Preussen 
weder die altern, noch die neuern nach Inkrafttretung 
der Bundesverfassung am 13. Juli 1867 ertheilten Con- 
cessionsurkunden irgend einen Hinweis, dass sie hierzu 
einer besondern Concession bedürften. 

In den ältern Concessionsurkunden findet sich gar 
kein Hinweis, weder über die eigne Befugniss der Eisen- 
bahnen zur Anlegung von Telegraphen, noch auch Uber 
ihr Verhältniss zum Staatstelegraphenwesen. Erst vom 
Ende des Jahres 1856 an findet sich in denselben fol- 
gender Passus: 

„Die Gesellschaft gestattet unentgeltlich die Anlage 
eines Staatstelegraf hen längs der Bahn unter den von 
dem Handelsminister festzustellenden Bedingungen." 
conf. Statut der Oppeln -Tarnowitzer Eisenbahn -Gesell- 
schaft § 6 sub 4; bestätigt unterm 1. December 1856. 
Gesetz-Sammlung 1856. Nr. 4578. 

Vom Jahre 1858 ab wurden die Eisenbahnen nicht 
durch Gesetz, sondern in Folge ministerieller Verfügung 
zur Annahme und Beförderung von Privatdepeschen au- 
torisirt und zwar zunächst Staats- und unter königlicher 
Verwaltung stehende Eisenbahnen, denen erst später 
Privateisenbahnen nachfolgten; 

so am 1. Mai 1858 die Niedersehl esisch-Märkische Eisen- 
bahn. (Berlin Breslau), 
„ „ „ „ „ „ Aachen-Düsseldorfer Eisenbahn, 
„ „ „ „ „ „ Cöln-Crefelder Eisenbahn, 
» * 26. „ „ „ Ostbahn, 
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so am 1. Juni 1858 die Bergisch-Märkische Eisenbalm, 
„ „ „ „ „ „ Prinz Wilhelms- Bahn, 
„ „ „ „ „ „ Saarbrücker Eisenbahn, 
„ „ 1. Juli „ „ Rheinische Eisenbahn (die erste 

Privatbahn), 

„ „ 1. Sptbr. „ „ Neisse-Brieger Eisenbahn, 
„ „ „ „ „ „ Oppeln-Tarnowitzer Eisenbahn, 
„ „ 1. Octob. „ „ Niederschlesische Zweigbahn, 
„ „ „ „ „ „ Westphälische Bahn, 
„ „ „ „ „ „ Oberschlesische Bahn, 
„ „ „ „ „ „ Wilhelms - Bahn, 
„ „ 1. Januar 1859 „ Breslau -Schweidnitz-Freiburger 

Eisenbahn. 

Am 15. August 1860 folgte erst die Cöln- Mindener 
Eisenbahn, später in demselben Jahre die Rhein -Nahe 
und die Berlin-Hamburger Bahn, im folgenden Jahre 
am 17. April 1861 die Berlin-Stettiner Eisenbahn, 
„ 13. „ „ „ Magdeburg- Wittenberger Eisenbahn, 
„ 1. Juni „ „ Magdeburg-Leipziger Eisenbahn, 
„ l.Octb. „ „ Berlin- Anhalter Eisenbahn. 

Von 1858 bis 61 sind Concessionsurkunden , durch 
welche neue Eisenbahngesellschaften gegründet werden, 
nicht vorhanden, und erst im Jahre 1863 werden dieselben 
dahin erweitert, bez. beschränkt, „dass die neue Gesell- 
schaft ausser zu der Gestattung der unentgeltlichen An- 
lage eines Staatstelegraphen auch noch verpflichtet wird, 
den Eisenbahntelegraphen nach Massgabe der Anord- 
nung des Staates zur Benutzung von Staats- und Privat- 
depeschen einzuräumen." 

(Statut der Ostpreussischen Südbahn § 8. sub 4, be- 
stätigt unterm 2. November 1863. Gesetz-Sammlung 1863 
Nr. 5787). Diese Fassung bleibt dann für die späteren 
Urkunden unverändert, nur dass später die Anordnung 
dem Handelsministerium übertragen wird, (Statut der 
Cöln-Soester Eisenbahn-Gesellschaft § 18. sub 4, bestätigt 
16. November 1863. Gesetz-Sammlung 1864. Nr. 5847), 
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bis im Jahre 1868 und zwar erst etwa von der 2. Hälfte 
ab, nachdem noch kurz vorher (Statut der Halle - Sorau- 
Gubener Eisenbahn-Gesellschaft vom 3. Febr. 1868) die 
frühere Redaction beibehalten worden, folgende Fassung 
Platz greift: 

„Die Gesellschaft ist verpflichtet, unentgeltlich die 
Anlage einer Bundes- Telegraphenlinie längs der Bahn zu 
gestatten und gesteht zu diesem Zwecke der Bundes- Tele- 
graphen-Verwaltung die Berechtigung zu, nach Bediirßiiss 
eine einfache Stangenreihe oder zwei parallele Stangen- 
reihen auf gleicher Seite des Bahnplanums und ausser- 
dem au*' derjenigen Seite des Bahnterrains , welche die 
oberirdischen Leitungen Vra Allgemeinen nicht verfolgen, 
eine Telegraphenlinie unterirdisch in einer dem Zwecke 
entsprechenden Tiefe unter Benutzung des Bahnterrains 
anzulegen. Auch verpflichtet »ich die Gesellschaft, nach 
Massgabe der Anordnungen des Bundeskanzlers den Eisen- 
bahntelegraphen behufs Benutzung zur Beförderung von 
Staats- und Privatdepeschen einzuräumen" 

(§ 8 sub 4 des Statuts der Cottbus-Grossenhainer 
Eisenbahngesellschaft vom 29. Juni 1868 und § 10 sub 
d des Statuts der Crefeld Kreis Kempener Industrie- 
Eisenbahn. Gesetz-Sammlung 1868. Nr. 7141 u. 7226). 
Die jüngste sich auf das Verhältniss der Eisenbahn 
zu dem Staats- oder Bundes -Telegraphenwesen bezie- 
hende, gesetzlich administrative oder administrativ ge- 
setzliche Massregel bildet ein Beschluss des Bundesrathes 
des Norddeutschen Bundes vom 21. December 1868, wel- 
cher diejenigen Verpflichtungen feststellt, die im Interesse 
der Bundes -Telegraphen -Verwaltung von den Verwal- 
tungen der bereits bestehenden und der neu anzulegenden 
Staats-Eisenbahnen übernommen, sowie bei Concessions- 
Ertheilungen für neue Eisenbahnunternehmen den Gesell- 
schaften auferlegt werden sollen, und also lautet: 

/. Die Eisenbahn-Verwaltung hat die Benutzung des 
Eisenbahnterrains, welclies ausserhalb des vorschriftsmässigen 
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freien Profils liegt und soweit es nicht zu Seitengräben, 
Einfriedigungen etc. benutzt wird, zur Anlage von ober- 
irdischen und unterirdischen Bundes-Telegraphenlinien un- 
entgeltlich zu gestatten. Für die oberirdisc/ien Telegraphen- 
linien soll thunlichst entfernt von den Bahngeleisen nach 
Bedürfniss eine einfache oder doppelte Stangenreihe auf der 
einen Seite des Bahnplanums aufgestellt werden, welche von 
der Eisenbahn- Vencaltung zur Befestigung ihrer Telegraphen- 
Leitungen unentgeltlich mitbenutzt werden darf Zur Anlage 
der unterirdischen Telegraphen- Linien soll in der Regel die- 
jenige Seite des Bahnterrains benutzt werden, welche von 
den oberirdischen Linien im Allgemeinen nicht verfolgt wird. 

Der erste Trakt der Bundes- Telegi-aphen- Linien wird 
von der Bundes- Telegraphen- Verwaltung und dir Eisenbahn- 
Verwaltung gemeinschaftlich festgesetzt Aenderungen, .welche 
durch den Betrieb der Bahnen nachweislich geboten sind, 
erfolgen auf Kosten der Bundes- Telegraphen - Verwaltung, 
resp. der Eisenbahn; die Kosten werden nach Verhältniss 
der beiderseitigen Anzahl Drähte repartirt Ueber ander- 
weite Veränderungen ist beiderseitiges Einverständniss er- 
forderlich und werden dieselben für Rechnung demjenigen 
Theiles ausgeführt, von welchem dieselben ausgegangen sind. 

2. Die Eisenbahn -Verwaltung gestattet den mit der 
Anlage und Unterhaltung der Bundes-Telegraphenlinien be- 
auftragten und hierzu legitimirten Telegraphen-Beamten und 
deren Hülf sarbeitern behufs Ausführung ihrer Geschäfte das 
Betreten der Bahn unter Beachtung der bahnpolizeilichen 
Bestimmungen, auch zu gleichem Zwecke diesen Beamten 
die Benutzung eines Schaffner sitzes oder Dienst-Coupe' es auf 
allen Zügen , einschliesslich der Güterzüge, gegen Lösung 
von Fahrbillets der III. Wagenklasse. 

>1. Die Eisenbahn -Verwaltung hat den mit der Anlage 
und Unterhaltung der Bundes -Telegraphen- Linien beauf- 
tragten und legitimirten Telegraphen- Beamten, auf deren 
Requisition zum Transport von Leitungs-Materialien die Be- 
nutzung von Bahnmeisterwagen, unter bahnpolizeilicher Aut- 
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sieht gegen eine Vergütung von, 5 Silbergroschen pro Wagen 
und Tag und von 20 Silbergroschen pro Tag der Aufsicht, 
zu gestatten. 

4. Die Eisenbahn-Verwaltung hat die Bundes -Tele- 
graphen-Anlagen an der Bahn gegen eine Entschädigung 
bis zur Höhe von 10 Thalern pro Jahr und Meile durch 
ihr Personal bewachen und in Fällen der Beschädigung 
nach Anleitung der von der Bundes - Telegraphen - Ver- 
waltung erlassenen Instruction pi^ovisorisch wiederherstellen, 
auch von jeder wahrgenommenen Störung der Linien der 
nächsten Bundes -Telegraphen- Station Anzeige machen zu 
lassen. 

5. Die Eisenbahn -Verwaltung hat die Lagerung der 
zur Unterhaltung der Linien erforderlichen Vorräthe von 
Stangen auf den dazu geeigneten Bahnjiöfen unentgeltlich 
zu gestatten und diese Vorräthe ebenmässig von ihrem Per- 
sonal bewachen zu lassen, 

6. Die Eisenbahn -Verwaltung hat bei vorübergehenden 
Unterbrechungen und Störungen des Bundes- Telegraphen alle 
Depeschen der Bundes- Telegraphen- Verwaltung mittelst ihres 
Telegraphen, soweit derselbe nicht für den Eisenbahn- Be- 
triebsdienst in Anspruch genommen ist, unentgeltlich zu be- 
fördern, wofür die Bundes -Telegraphen-Verwaltung in der 
Beförderung von Eisenbahn-Dienst-Depescheji Gegenseitigkeit 
ausüben wird. 

7. Die Eisenbahn - Verwaltung hat ihren Betriebs- 
Telegraphen auf Erfordern des Bundes - Kanzler - Amts 
dem Privat'Depeschen -Verkehr nach Massgabe der Bestim- 
mungen der Telegraphen- Ordnung für die Correspondenz 
auf den Telegraphen- Linien des Norddeutschen Bundes zu 
eröffnen. 

8. Ueber die Ausführung der Bestimmungen unter 1 
bis einschliesslich 6 icird das Nähere ztoischen der Bundes- 
Telegraphen - Verwaltung und der Eisenbahn - Verwaltung 
schriftlich vereinbart" 
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Nach den im Vorstehenden angegebenen staatlichen 
Bestimmungen ist es offenbar und die tägliche Praxis be- 
weist es auch, dass die Eisenbahnunternehmungen in 
Preussen (in Sachsen gilt noch das weiter oben ange- 
führte Conce§sionsgesetz) ohne Nachsuchimg einer be- 
sonderen Concession zur Anlage von Telegraphen zu Be- 
triebszwecken berechtigt sind und als berechtigt ange- 
sehen werden. — Die Staatseisenbahnen und diejenigen 
Privatbahnen, welchen durch die Concessionsurkunden 
bezüglich des Telegraphenbetriebes Beschränkungen, resp. 
Verpflichtungen oder beschränkende Verpflichtungen und 
verpflichtende Beschränkungen auferlegt worden oder 
künftig noch werden, können selbstverständlich den Ver- 
such, einen selbständigen, dem grössern Publikum zu- 
gänglichen Concurrenztelegraphenbetrieb zu eröffnen, nicht 
machen; was dagegen die ältern, schon früher constitu- 
irten Eisenbahngesellschaften betrifft, in deren Conces- 
sionspatenten die in Rede stehenden Clausein noch keine 
Aufnahme gefunden haben, und die weder durch das 
allgemeine, noch heute gültige Eisenbahngesetz vom 
3. Nov. 1838 (Ges.-Samml. 1830. Nr. 1947), noch durch 
die Gewerbeordnung beschränkt sind, so ist nicht wohl 
einzusehen, wie diese an der Ausführung eines solchen 
Vorhabens sollten verhindert werden können ; und! selbst 
das ist noch fraglich, ob die Absicht der zuletzt enia- 
nirten deutschen Reichs -Verfassung, das Telegraphen- 
wesen für das gesammte Gebiet des deutschen Bun- 
des als einheitliche Staatsverkehrs-Anstalten einzurichten 
und zu verwalten, ein unanfechtbares rechtliches Hin- 
derniss dagegen wäre. Uebrigens übt der Staat seine 
Monopolgerechtsame auch selbst in keineswegs aus- 
schliesslicher Weise aus, indem er nicht nur seit län- 
gerer Zeit die Staats- und Privateisenbahnen an der 
Ausübung des Telegraphengewerbes unter Bedingungen 
Theil nehmen lässt, welche ihm jedenfalls eher Opfer 
auferlegen, als Gewinn bringen, sondern neuerdings sogar 
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die einzelnen Communen zurEtablirung und zum Anschluss 
eigener Telegraphenstationen an das allgemeine Tele- 
graphennetz zulässt und auch dieses wieder unter Be- 
dingungen, welche ihn höchstens vor haaren Ausfällen 
bewahren, ihm aber keinenfalls directen Nutzen bringen. 

Trotz der nicht absoluten Rechtssicherheit ist es 
unter solchen Umständen nicht zu verwundern, dass auch 
nirgends der leiseste Versuch gemacht worden ist, sich 
hier in Opposition mit den massgebenden Regierungsan- 
sichten zu setzen. Der Umstand, dass auch selbst Eisen- 
bahnunternehmungen flir die Verhältnisse des Telegraphen- 
betriebes sich immer nur über beschränkte Räume er- 
strecken, während eine Prosperität nur dann zu erwarten 
ist, wenn eine möglichst unbeschränkte Ausdehnung und 
Verbreitung zulässig ist, dieser Umstand hat kaum allein 
den Ausschlag gegeben; es müssen noch andere Ver- 
hältnisse mitgewirkt haben. Diese aber sind lediglich 
darin zu suchen, dass die sämmtlichen Staatstelegraphen- 
Verwaltungen des Continents, Preussen an der Spitze 
und selbst Russland nicht ausgenommen, in so liberaler 
und in so wenig auf Gewinn berechneter, fiskalischer 
Weise das ihnen anvertraute Institut organisirt, geleitet 
und verwaltet haben, dass kein concurrirendes Privat- 
institut dem Publikum nur annähernd ähnliche Vortheile 
hätte bieten können. 

Anschliessend an die frühern vorbereitenden Be- 
merkungen über das Postmonopol soll auch für den 
staatlichen Telegraphenbetrieb durchaus nicht der Vor- 
zug der grössern Sicherheit und Zuverlässigkeit in An- 
spruch genommen werden; dagegen hat der Staat un- 
bedingt den Vorzug einer gemeinnutzlicheren und weniger 
interessirten Verwaltung, und um diese einhalten zu kön- 
nen, so dass kein Privatunternehmen auch nur entfernt 
wirksam hätte coneurriren können, ist die Telegraphen- 
verwaltung in der Beiseiteschiebung bestellender, so zu 
sagen bureaukratischer Verwaltungsansichten und Re- 
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geln noch viel ungebundener verfahren, als dies von Sei- 
ten der Post geschehen ist. 

Bezüglich der Auswahl, Heranziehung, Besoldung 
und Verpflichtung ihrer Beamten in ganz gleich günstigen 
Verhältnissen , wie die Postvcrwaltung , geht die Tele- 
graphenverwaltung in der industriösen Ausbeutung ihrer 
personellen Kräfte noch weiter, indem sie sogar gewisse 
Arbeitsprämien (Nebenvergütung) gewährt und hiermit 
so ziemlich bis an die äusserste zulässige Grenze. Zu- 
nächst wird diese Prämie, welche an verkehrreichen 
Orten naturgemäss höher ausfallen muss, als ein billiger 
Ausgleich für die gesteigerten Anforderungen bezüglich 
der Arbeitsleistung und, da die verkehrreichen Orte zu- 
gleich auch die theuersten zu sein pflegen, für die un- 
gleichen Werthe der nothwendigen Lebensbedürfnisse 
aufzufassen sein; demnächst aber regt sie auch zu einer 
erhöhten Anspannung der Kräfte und vermehrten Arbeits- 
leistung an, wffi sie auch Dienstversäumnisse bei kleinen 
und unerheblichen Indispositionen verhindert, welche bei 
weniger gewissenhaften Leuten von minder hervorragen- 
der, geistiger, sittlicher und socialer Stellung und Be- 
fähigung eher zu gewärtigen sind, wenn sie eine pecu- 
niäre Einbusse nicht im Gefolge haben. — 

Für eine Staatsverwaltung ist es schon weitgegangen, 
wenn sie anerkennt, dass solche Mittel auch in ihrem 
Kreise nicht unwirksam sind, und es wäre jedenfalls ge- 
sünder und besser, wenn allgemein angenommen werden 
könnte, dass jeder Officiant ohne alle Stimulationsmittel 
die ihm obliegenden Pflichten erfüllt, soweit seine Kräfte 
überhaupt reichen. Indessen ideelle Zustände sind nicht 
anzutreffen und deshalb gezwungen, in gegebenen Ver- 
hältnissen sich zurechtzufinden, kann man nicht anders, 
als die Einrichtung zur Erreichung grösstmöglichster Er- 
folge praktisch zu finden. Schlimmer ist es, dass dieselbe 
geignet ist, den Eigennutz auch zu einer andern, noch 
schlimmem Rivalität anzuregen, indem Einzelne für sich 
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ein möglichst grosses Arbeitspensum in Beschlag zu neh- 
men suchen, ohne Rücksicht darauf, ob nicht die Hülfe 
eines Andern im Interesse und zur Förderung der Sache 
besser in Anspruch zu nehmen wären. — Solchen zwar 
nicht unerhörten, glücklicherweise aber doch höchst sel- 
tenen Ungehörigkeiten kann nur die strengste Discipliu 
und eine lebendige Controle und Oberaufsicht vorbeugen. 
Wie jede Sache, so hat auch die Arbeitsprämie zwei 
Seiten; kann jedoch ihre schlimme, den guten Geist nie- 
derdrückende, für haltlose Individuen fast demoralisirende 
Einwirkung nicht verkannt werden, so überwiegen den- 
noch namentlich vom Standpunkte des practischen Er- 
folges gesehen, ihre Vortheile so bedeutend, dass ihre 
Beibehaltung selbst für den Staat wünschenswerth er- 
scheint. 

In ganz andrer Weise hat sich die Telegraphenver- 
waltung in neuester Zeit noch einer rein geschäftlichen 
und von jeder frühem Anschauung über das Wesen und 
die Erfordernisse des Staatsdienstes in Preussen ab- 
weichenden Auffassung zugeneigt, indem sie, wo die auch 
bei ihr häufige Combinirung des Telegraphendienstes 
mit andern Amtsstellen oder die Uebertragung desselben 
an private Geschäftsleute gegen billiges Entgelt nicht 
angänglich oder opportun erscheinen, zur Ausübung ihres 
Dienstes selbst weiblichen Personen den Zugang nicht 
völlig versagt. — Vorläufig erstreckt sich dies aller- 
dings nur auf Hülfsleistungen für Beamte in solchen 
Stellen, welche zwar der Arbeitslast wegen kaum mehr, 
als eine Arbeitskraft erfordern, der andauernden Dienst- 
zeit halber aber nicht wohl von einer Person allein ver- 
sehen werden können, indem diesen Beamten gestattet 
wird, sich zeitweise von Mitgliedern ihres Hausstandes, 
von ihrer Frau, von erwachsenen Söhnen und Töchtern, 
vertreten zu lassen. Hierfür wird eine mässige Entschä- 
digung gezahlt und dadurch die Löhnung einer sonst 
zwar noth wendigen, aber nicht voll ausgenutzten männ- 
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liehen Kraft gespart. Diese Zulassung der weiblichen 
Personen zur Wahrnehmung des Telegraphendienstes ist 
zwar nur noch beschränkt und geschieht auch nur unter 
der vollen Verantwortlichkeit des eigentlichen Stellen- 
inhabers; dennoch ist sie ein vollgültiger Beweis für 
eine nichts weniger als bureaukratische Verwaltung. — 
Ob man später noch weitergehen wird und weibliche 
Personen unbeschränkt zum Telegraphendienst wird zu- 
lassen können, muss vorläufig noch dahingestellt bleiben. 

Die Frage der in der Erweiterung des Arbeitskreises 
bestehenden Emancipation der Frauen ist eine Lieblings- 
frage der Jetztzeit und die im Ganzen einfache, körper- 
lich leichte Arbeit des Telegraphirens wird von Vielen 
vorzugsweise für ein geeignetes Feld der Frauenarbeit 
gehalten. Dennoch lassen sich dagegen sehr viele Be- 
denken geltend machen. 

Im Sinne der Verfechter der vermeintlichen Frauen- 
rechte liegt es nicht, nur solchen Frauen den erweiterten 
Arbeitskreis zu erschliessen, welche die Linie schon pas- 
sirt haben und mit sich einig sind, den natürlichen Zweck 
ihres Daseins, Mutter zu werden, schon erfüllt oder ver- 
fehlt zu haben, — sondern es wird vorzugsweise auch 
auf jüngere Mädchen Rücksicht genommen, für welche 
die Erreichung eines selbständigen Unterhalts wünschens- 
werth, weil die Aussichten auf die Ehe und die Ver- 
sorgung in derselben nur gering sind. 

Mit allen schönen Redensarten lässt sich dies als der 
Kern der Frage nicht wegschaffen, und es braucht nicht 
weiter darüber speculirt zu werden, wie gesund oder un- 
gesund es ist, dass die heutigen socialen Verhältnisse 
den Abschluss der Ehe so schwierig und in den meisten 
Fällen von einem gewissen haaren Vermögen, nicht allein 
von der Arbeitsleistung des Mannes abhängig machen ; 
wie ethisch oder prosaisch es ist, die Ehe als die ver- 
sorgende Unterkunft der Frau zu betrachten. — Normal 
ist es immer, dass Mann und Frau sich zusammenfinden, 
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das» der Mann den Erwerb, die äussere Geltendmachung 
des Hauses, wenn nöthig den Kampf gegen irritirende und 
feindliche Einflüsse Ubernimmt, während die Frau, die 
Hausfrau dem Innern des Hauses vorsteht und nach den 
glücklicherweise noch nicht tiberall und namentlich 
nicht in Deutschland überwundenen Ansichten an ihrem 
Wesen, an ihrer hochbevorzugten Stellung, an ihrer 
Weiblichkeit Einbusse erleidet, wenn sie in die Öffent- 
lichkeit tritt und sich somit der Gefahr der persönlichen 
Theilnahme am Lebenskampfe aussetzt. Selbst Künst- 
lerinnen, mögen sie darstellend oder produktiv wirken, 
und Schriftstellerinnen, für welche bei entsprechenden 
Leistungen eine hervorragende Stellung und Bedeutung 
unter ihren Mitschwestern beansprucht, wohl auch einge- 
räumt wird, stehen mindestens in der Gefahr durch den 
Kampf mit berechtigter oder unberechtigter Kritik in 
Situationen zu gerathen, denen die Frau als solche bes- 
ser fern bliebe; und jedenfalls verliert die Frau, sobald 
sie den für sie durch Convenienz, Herkommen und 
Ueberlieferung geweihten Kreis Uberschreitet, jeden recht- 
liehen Anspruch auf irgend eine Rücksichtnahme, welche 
im Verkehr der Männer untereinander nicht üblich ist. 
Hierin allein liegt schon die sittliche Notwendigkeit der 
ziemlich engen Beschränkung der Frauenarbeit; da es 
unmotivirt ist, erweiterte Ansprüche zu machen, ohne die 
nothwendigen Lasten übernehmen zu wollen oder zu 
können und völlig unmöglich, einem solchen einseitigen 
Anverlangen allgemeine Anerkennung zu verschaffen. — 
Alle Schönfärberei bei Seite gelassen, so erregt der 
selbständige Erwerb und der Eintritt der Frau in eine 
mehr oder weniger umgränzte Oeffentlichkeit nicht nur 
bei Männern, sondern recht eigentlich auch bei ihren 
Mitschwestern ein gewisses missbehagliches Urtheil. Denkt 
man hierbei an Kunstreiter, an das Corps de ballet, an 
den Opernchor, an s. g. Büffetdamen, an Schauspielerin- 
nen bei kleinen Winkelbuhnen u. dgl., so wird wenig 
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Widerspruch entstehen; aber auch höhere sociale Stel- 
lungen können nicht alles Missbehagen beseitigen, Hesse 
sich dies auch nur auf den Gedanken an Blaustrümpfe 
zurückführen, wobei jedoch die Möglichkeit rühmlicher, 
jedoch immer nur einzelner Ausnahmen keineswegs in 
Abrede gestellt werden soll. 

Speciell für die Telegraphie lassen sich allerdings 
Verhältnisse und Fälle denken oder construiren, in denen 
eine Dame eine gänzlich unangefochtene und behagliche 
Thätigkeit ausüben könnte; allein es würde sich eine 
Verwaltung doch eine ungeheure Beschränkung auferlegen 
und mit der Beweglichkeit die Ausnutzung ihrer Kräfte 
in höchstem Masse beeinträchtigen, wollte sie Damen in 
grösserer Zahl und doch nur unter solch günstigen Um- 
ständen beschäftigen. 

Sollen sie aber unbeschränkt Verwendung finden, 
dann müssen sie doch in Lagen kommen, welche der 
Würde der Frauen ebensowenig, als der Würde einer 
Verwaltung entsprechen. Man denke sich ein einzelnes 
hübsches Mädchen an einer Annahmestelle gegenüber den 
doch nicht unmöglichen Zudringlichkeiten eines männ- 
lichen Depeschen -Aufgebers, welcher sich die Ueber- 
zeugung der augenblicklichen Einsamkeit verschafft hat, 
oder vergegenwärtige sich die Situation, welche wahr- 
scheinlich entsteht, wenn ein junges Mädchen häufig mit 
einem und demselben jungen Manne allein Nachtdienst 
thut. 

Gegen die Folgen der leztern würde kein Beamten- 
gesetz schützen oder selbst nur die Handhabe zu einer 
gerichtlichen Verfolgung geben, und bei dem heutigen 
Stande der Gesetzgebung kann einer Person weiblichen 
Geschlechtes überhaupt selbst in Ausübung der sämmt- 
lichen Telegraphen-Geschäfte nicht die Beamtenqualität 
beigelegt werden, da sowohl das Landrecht, als auch 
spätere gesetzliche Bestimmungen (Disciplinarrecht, Straf- 
gesetzbuch u. s. w.) nur den Begriff des Beamten, nicht 

Ludewig, Telegraphenrecht. 6 
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aber den einer Beamtin kennen. Jedenfalls wäre eine 
Erweiterung der Gesetzgebung erforderlich, ehe die Tele- 
graphen-Verwaltung den von ihr beschäftigten weiblichen 
Individuen den Beamtenschutz gewähren kann, ähnlich wie 
auch das allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch den Begriff 
einer „Handelsfrau" (Allg. d. Hand.-Ges.-Buch 1869 Erstes 
Buch Art. 6 und ff.) neben denjenigen des Kaufmanns 
gesellt, und wie die Gewerbe-Ordnung für den Nord- 
deutschen Bund vom 21. Juni 1869 §.11 statuirt, dass 
„das Geschlecht in Beziehung auf die Befugniss zum 
selbständigen Betrieb eines Gewerbes keinen Unterschied 
begründet." Bis in die neueste Zeit musste die Tele- 
graphenverwaltung rücksichtlich der Zulassung weiblicher 
Personen sogar nicht weniger auf den Beamtenregress 
verzichten, als das correspondirende Publikum die Sicher- 
heit, welche die wegen der Beamten und fUr diese erlassenen 
Gesetze begründen, entbehrte. Dass nur die weiblichen 
Familienmitglieder einzelner Beamten unter voller Ver- 
antwortlichkeit der Letztern zugelassen wurden, machte 
hierbei wenig aus, weil diese Verantwortlichkeit nach 
allgemeinem Rechte nur wirksam werden kann, wenn 
gleichzeitig ein eignes grobes oder massiges Versehen 
vorliegt, während die Gesetze über stratbare Handlungen 
von Telegraphenbeamten gegen jene nicht in Anwendung 
kommen konnten, weil sie Stralbarkeit gewisser Handlungen 
z. B. der Verletzung des Telegraphen-Geheimnisses von der 
besondern, hier nicht vorhandenen Eigenschaft des Tele- 
graphenbeamten abhängig machten. Diesem Uebelstande 
ist allerdings durch die allgemeine Fassung des norddeut- 
schen Strafgesetzbuches abgeholfen, welches im Art. 355 die 
Strafbarkeit der Depeschenverfälschung und der Verletzung 
des Depeschengeheimnisses nicht blos auf Telegraphen- 
beamte beschränkt, sondern auch auf „andre mit der Be- 
aufsichtigung und Bedienung einer zu öffentlichen Zwecken 
dienenden Telegraphenanstalt betraute Personen" aus- 
dehnt. Obschon der Gesetzgeber hier wahrscheinlich nur 
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Eisenbahnbedienstete und die mit der Verwaltung von 
Telegraphen-Stationen betraute Privatleute ohne völligen 
Beanitencharakter im Sinne gehabt hat, so ist die Be- 
stimmung doch unzweifelhaft auch auf die in Rede 
stehenden weiblichen Personen anwendbar und somit eine 
frühere Lücke der Gesetzgebung ausgefüllt. 

. Trotzdem aber ist das Telegraphen-Geheimniss bei 
einem Mädchen dennoch weniger gesichert, als bei einem 
Manne. Es soll keineswegs behauptet werden, dass Be- 
stechungsversuche durch Geld und Geldeswerth in dieser 
Hinsicht bei beiden Geschlechtern verschieden leicht oder 
schwer Eingang finden; wenn aber der Interessirte selbst 
oder durch einen Helfershelfer die Neigung eines mit 
dem Telegraphengeschäfte befassten Mädchens zu erregen 
wüsste, so liegt es in der hingebenden, vertrauenden 
Natur des Weibes, dass es dem Geliebten, der es darauf 
anzulegen weiss, auch das vertraut und mittheilt, was ge- 
heim zu halten Pflicht wäre. Bei einer Frau ist solches 
weniger zu befürchten, und hat es in dieser Beziehung 
weniger Bedenken, und selbst bei der dem Vater helfen- 
den Tochter eines Telegraphenbeamten ist die Gefahr nicht 
gross, weil sie unter unausgesetzter väterlicher Einwirkung 
und Controle steht; dagegen würde die unbeschränkte 
Zulassung von Frauen, fiir welche der Gatte nicht die un- 
bedingte Pflicht der Stellvertretung in Behinderungsfällen 
hätte, wieder andere Unzuträglichkeiten erzeugen, und 
zu bestimmten Massregeln für die Fälle zwingen, wenn 
Niederkünften an der Ausübung des Dienstes verhindern 
würden. 



Durch die ökonomische Behandlung seiner Mittel ist 
der Telegraphen-Fiskus in verhältnissmässig sehr kurzer 
Zeit zu einer Ausdehnung seiner Anlagen gelangt, wie 
sie bei andern Verwaltungen die Zeit von Jahrhunderten 
erfordert hat, und es documentirt sich hierin in noch 

5* 
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höherem Masse, was früher Seite 30 und im Folgenden 
von dem Vorzuge der staatlichen Verwaltung der Post, 
gegenüber einem privaten Gewerbebetriebe, gesagt ist. 
Es erübrigt hiernach nur noch der Nachweis, dass die 
Staatsrente aus dem Telegraphenbetriebe nicht in fiska- 
lischer Weise hinaufgeschraubt worden. 

Wie allgemein und namentlich von der Seite, welcher 
eine gewisse Controle darüber zustand, anerkannt wor- 
den, dass dies nicht geschehen, geht schon aus dem Um- 
stände hervor, dass die Preussischen Kammern vor dem 
Jahre 1867 niemals eine Herabsetzung der Gebühren 
urgirt, dass sie vielmehr gerade hier eine gewisse Ano- 
malie im constitutionellen Staatsorganismus lange Zeit 
ruhig hingenommen haben. Während nämlich bei allen 
andern Steuern und Gebühren nicht nur Pauschsummen 
in dem jährlichen Staats - Haushaltsetat aufgenommen 
werden, sondern auch die Einheitssätze, z. B. die Post- 
portobeträge, unter Mitwirkung aller Gesetzgebungsfak- 
toren gesetzlich festgestellt werden, wie dies für die 
Telegraphengebühren beispielsweise auch damals schon 
in Frankreich geschah, so hat in Preussen bis 1867 die 
Höhe der Telegraphen-Gebühren lediglich der Handels- 
minister im Wege der Administration bestimmt. Bei Ge- 
legenheit einer und der andern Etatsberathung ist der- 
selbe allerdings deswegen interpellirt worden, allein es 
hat seine blosse Erwiederung „er halte dieses Verfahren 
für zweckmässig, um einem neuen Institute gegenüber 
beweglicher verwalten und den jedesmaligen Anforder- 
ungen des Geschäftsverkehrs ungezwungner, als auf dem 
umständlichen und oft verzögernden Wege der Gesetz- 
gebung, gerecht werden zu können" jedesmal hingereicht, 
um die Interpellation folgenlos zu machen. Hätten die 
Interpellanten bei ihrem Vorgehen auf eine übermässige 
Höhe der Gebühren hinweisen können und müssen, dann 
würden die Kammern ihr Recht der Mitwirkung jeden- 
falls eifriger in Anspruch genommen haben. 
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Seit 1867 ist dies allerdings anders geworden; der 
preussische Handelsminister hat die Verwaltung der Tele- 
graphen an den Bund abgegeben und die Bundesverfas- 
sung des norddeutschen Bundes bestimmte im Artikel 48 
ebenso, wie die deutsche Bundes- oder Reichsverfassung 
in demselben Artikel bestimmt, „dass die Gesetzgebung 
des Bundes in Post- und Telegraphen-Angelegenheiten sich 
niclit erstreckt auf diejenigen Gegenstände, deren Regelung 
nach den bis dahin in der preussischen resp. norddeutschen 
Post- und Telegraphen- Verwaltung massgebenden Grund- 
sätzen der reglementarischen Festsetzung oder administra- 
tiven Anordnung überlassen ist' 1 

Hiernach hat der Reichstag keinen Anspruch mehr 
auf eine Mitwirkung bei der Festsetzung der Telegraphen- 
Gebühren; trotzdem darf nach den bisherigen Erfahrungen 
ein Ueberwiegen des fiskalischen Interesses in keiner 
Weise befürchtet werden. Im Gegentheil giebt es schon 
jetzt eine gewisse Anzahl von Stimmen, welche es im 
Interesse des Allgemeinen und der Telegraphen- Verwal- 
tung selbst für nützlich halten würden, wenn die Fisca- 
lität hier ein wenig mehr vorherrschte. 

Die beste Uebersicht zur Beurtheilung wird die nach- 
folgende vergleichende Zusammenstellung der finanziellen 
Resultate der Telegraphen- Verwaltung ergeben, bei wel- 
cher bis 1866 wieder nur die preussische, von 1867 ab 
die erweiterte norddeutsche Telegraphen- Verwaltung incl. 
Sachsen, Mecklenburg, Oldenburg u. s. w. berücksichtigt 
worden ist. 
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1854 
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373,600 


152,128 


525,728 


5 


1855 
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1856 


679,897 
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1857 


784,607 


431,176 


140,372 


571.548 
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1858 


705,706 


571,835 


109,150 


680,985 
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1859 


791,877 


548,679 


102,523 


651,202 


10 


1860 


779.378 


584,042 


76,416 


660,458 


11 


1861 


886,055 


582,808 


138,868 


721,676 
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1862 


948,239 


681,084 


280,651 


961,735 
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1863 


1,028,103 


775,861 


289,201 


1,065,062 
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1,087,048 


929,902 


248,102 


1,178,004 
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1,227,485 


1,037,636 


240,024 


1,277,660 
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1,127,304 
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1,348,291 
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1867 


1,598,627 


1,346,159 


339,735 


1,685,894 
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1868 


1,866,134 


1,951,095 


276,527 


2,227,622 
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2,102,699 


2,303,469 


84,565 


2,388,034 


20 


1870 


2,184,421 


2,302,566 


58,154 


2,360,720 



Summa: 19,037,929 1 16,793,321 1 4,247,576 |21,040,897 



Hierzu an be- 
sonderen Gin- 
nahmen pro 1851 
bis 69 circa 



an Mehrausgabe (übor die 
) war 1861: 



300,000 
Summa: 19,337,920 



ab die Einnahme: 



1,016,155 

22,057,052 
19,337,929 

Mithin Zuschuss. 2,719,123 
Die angegebenen Zahlen beweisen zunächst unwider- 
leglich, dass der Staat bis jetzt nicht nur keine Rente 
aus der Telegraphen-Verwaltung gezogen, sondern noch 
erheblich zugeschossen hat, indem die Gesammtausgabe 
die Gesammteinnahme in 19 Jahren um mehr als zwei 
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und eine halbe Millionen Thaler überschritten hat. Aller- 
dings ist in den Jahren 1856 bis 61 ein gewisser Ueber- 
8chuss erzielt worden und zwar 

1856 : 51,842 Thlr. 

1857: 213,059 „ 

1858: 24,721 „ 

1859: 140,675 „ 

1860: 118,920 „ 

1861: 164,379 „ 
in allen andern Jahren hat die Verwaltung mehr oder 
weniger hohe Zuschüsse erfordert. Eben so zeigt es sich* 
dass die extraordinären Ausgaben sich wohl momentan» 
wie 1860 und 1869 herunterdrücken lassen, dass dies 
auf die Dauer jedoch, ohne der ganzen Entwicklung 
hemmend entgegenzutreten, nicht möglich ist, dass sie 
naturgemäss nach einem solchen Abstrich vielmehr sehr 
erheblich anschwellen. 

Gruppirt man die Zahlen auch in anderer Weise, 
etwa wie sie in dem der General- Versammlung einer 
Aktiengesellschaft vorzulegenden Generalberichte erschie- 
nen sein würden, so dass die laufenden Ausgaben, als 
Betriebskosten, die Extraordinarien aber als zu verzinsen- 
des Aktienkapital erscheinen, so würden die Jahre bis 
1854 für den Verwaltungsrath und die Aktionäre sehr 
traurige gewesen sein, da gegenüber einem bis dahin 
verausgabten Kapitale von nahezu 2 Millionen Thalern 
kein Silbergroschen an Zinsen oder Dividende nachzu- 
weisen gewesen wäre. Das Jahr 1855 würde ein sehr 
angenehmes gewesen sein und pptr. 10 °/ 0 abgeworfen 
haben, und bis 1867 wären die Verhältnisse mit Schwan- 
kungen auf und ab noch erträglich geblieben, obschon 
1864 4 Millionen Kapital nur etwa 150,000 Thlr. oder 
3% o/o Zinsen ergeben hätte. 

Dagegen würde im Jahre 1868 der Betrieb einen 
Zuschus8 von 83,961 Thalern, 1869 einen solchen von 
200,770 Thalern und 1870 von 118,145 Thalern erfordert 
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haben, und wären die resp. Kapitalsumnien von 5,204,873, 
5,490,103 resp. 5,548,257 Thalern gänzlich unverzinst ge- 
blieben. Mit solchen finanziellen Resultaten würde die 
Rechnungslegung in einer Generalversammlung keine 
angenehme Temperatur gefunden haben; allein es lässt 
sich mit voller Bestimmtheit auch behaupten, dass die 
Rechnungsergebnisse bei einer Privatverwaltung sich auch 
ganz anders und wesentlich günstiger gestaltet haben 
würden. Es soll hier nicht nur eine andere, nur künst- 
liche Zahlengruppirung versucht werden, wie sie selbst 
bei ziemlich ungünstigem Geschäftsgange hier und dort 
vorkommt, um dennoch eine Dividende herauszurechnen 
und den Abschluss nicht ganz ungünstig erscheinen zu 
lassen; — ebenso wenig soll, — weil unerheblich — darauf 
hingewiesen werden, dass der Staat manche Kosten unter 
die laufenden Ausgaben zählt, welche, wie z. B. diejeni- 
gen des Inventarien-Contos, bei Privatverwaltungen mehr 
oder weniger als Kapitalauslagen erscheinen — aber es 
lässt sich mit Sicherheit annehmen, dass eine Privat- 
verwaltung ihre Unternehmung nicht auf so viele völlig 
unrentable oder selbst gänzlich ungedeckte Kosten ver- 
ursachende Orte ausgedehnt haben würde, wie dies Sei- 
tens der Staatsverwaltung geschehen, und dass sie den 
Geschäftsgewinn nicht durch die erzielten und enormen 
Preisermässigungen, welche der Staat hat eintreten lassen, 
geschmälert haben würde. Ebenso wenig würde sie die 
wenig lukrativen Erwerbungen und Erweiterungen an- 
getreten haben, wie sie der preussischen Telegraphen- 
Verwaltung bei der Gründung des norddeutschen Bundes 
überkommen sind. — Gerade deshalb verdient aber auch 
die Staatsverwaltung hier wesentlich den Vorzug, weil 
sie nicht ausschliesslich die verkehrreichen Orte mit ihren 
Anlagen bedenkt, sondern den Nutzen und die Annehm- 
lichkeit des Verkehrs durch die Rücksichtnahme auch 
auf andere minder gewinnreiche Orte verallgemeinert, 
und weil sie die allgemeinere Benutzung der Telegra- 
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phen auch dem ärmeren Manne ermöglicht, indem sie die 
Gebühren herabsetzt, ohne den Wegfall effectiven Geld- 
gewinnes zu scheuen. Allerdings kann auch der Staat 
gewisse Grenzen bei seinem Vorgehen nicht tiberschrei- 
ten, wenn eine gesunde Finanzwirthschaft bewahrt blei- 
ben soll. 

Vergegenwärtigen wir uns hier noch einmal, was 
früher über die Merkmale rationeller Staatsökonomie bei 
staatlichem Gewerbebetriebe gesagt wurde, „dass näm- 
lich eine gleichbleibende oder massig steigende 
Rente bei steigendem Verkehre und bei fallender 
Gebühr das Zeichen einer guten Wirthschaft sei", 

— so finden wir in obigen Zahlen zwei von den Fak- 
toren, den steigenden Verkehr und die fallende Gebühr, 

— die gleichbleibende oder mässig steigende Rente aber, 
der dritte Faktor wird nicht gefunden, und es ist dies 
ein Beweis für die den Verhältnissen bisher vorgeeilte 
Gebührenherabsetzung. 

Den allgemeinen Nutzen der Telegraphie bestreiten 
zu wollen, wird Niemandem einfallen; er besteht für die 
Allgemeinheit aber doch nur darin, dass eben die Be- 
nutzung Jedem offen steht; der Nutzen jedes einzelnen 
Telegrammes kommt immer nur dem Einzelnen zu. Der 
Einwand, dass der Staat, auch insofern nur Einzelnen die 
Benutzung recht erleichtert wird, dennoch durch die Er- 
höhung der Steuerfähigkeit nicht ohne Vortheil bleibt, 
kann füglich auf sich beruhen, — denn im Speciellen 
nachzuweisen ist das nicht. — Es erscheint daher zwar 
durchaus angemessen, dass der Staat in gewissem Um- 
fange und ohne an einer übermässigen Höhe der Ge- 
bühren festzuhalten den an verkehrreichen Orten erzielten 
Gewinn, ärmeren Distrikten, wo er mit Verlust arbeiten 
muss, zu Gute kommen lässt; — im Allgemeinen aber 
muss er hier, wie in allen ähnlichen Fällen so wirt- 
schaften, dass sich sein Gewerbebetrieb selbst 
erhält, und dass nicht Zubussen aus den allge- 
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meinen Staats-Einnahmen nothwendig werden. 
Kann der Kaufmann durch Inanspruchnahme des Tele- 
graphen, eine Conjunktur benutzend, seinen Tabak, Kaffee, 
Zucker, Thee und Reis u. s. w. billiger beziehen oder 
der Börsenmann durch die auf telegraphischem Wege 
in Erfahrung gebrachten Coursdifferenzen auf andern 
Plätzen glückliche Speculationen ausführen, — so hat 
das Allgemeine hieran gar keinen Nutzen und der arme 
Mann erhält deshalb seinen Knaster, seinen Kaffee, 
Zucker und sonstige Lebensbedürfnisse auch nicht um 
einen Pfennig billiger. Ebensowenig hat die Allgemein- 
heit ein Interesse daran, wenn dem Wohlhabenden der 
Telegraph eine billige Gelegenheit bietet, sich durch ein 
kurzes Telegramm der Mühe lästiger Convenienzcorrespon- 
dcnz zu entziehen u. s. w. u. s. w.; — eben deshalb ist 
es aber auch nicht zu rechtfertigen, aus den Steuern, 
zu denen Jeder nolens volens beizutragen hat, einen Zu- 
schuss zu einem Institute zu liefern, dessen Benutzung 
trotz aller Vielfältigkeit immer nur von Einzelnen im 
eigenen Interesse in Anspruch genommen wird. 

Die Parallele etwa mit einer Zuschuss erfordernden 
Eisenbahn ist nicht zutreffend, eine solche erschliesst 
häufig eine neue Industrie, hebt eine ganze Gegend, bietet 
in der Erhöhung der Steuerfähigkeit ein Aequivalent und 
ist überdies nur ein Theil des im Ganzen nicht un- 
rentabeln Staatseisenbahnwesens überhaupt, während eine 
gewisse Verwandtschaft mit der Frage über die indirek- 
ten Steuern wohl nachzuweisen wäre. 

Ein Uebermass ist auch bei diesen sicher nicht 
normal, andererseits aber ist man doch glücklicher Weise 
auch dahin gekommen, in deren rapide fortschreitender 
Beseitigung einen Halt eintreten zu lassen, und man wird 
hoffentlich den blossen Einkommensteuern, für welche 
sich ein gerechter Abschätzungsmodus absolut nicht fin- 
den lässt, mehr und mehr noch durch Luxussteuern 
zu Hülfe kommen, um das die Alleinherrschaft immer 
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weiter usurpirende Kapital in gerechterer Weise zu den 
allgemeinen Lasten heranzuziehen. 

Als gerechte Forderung anerkannt, dass die Ein- 
nahmen der Telegraphie hinreichen müssen, ihren Be- 
dürfnissen und zwar nicht nur den lautenden, sondern 
auch denjenigen der Erweiterung zu genügen, wenn man 
auch von der Verzinsung und Amortisirung des einmal 
aufgewendeten Kapitals absehen will, befindet sich das 
Institut in einer Übeln Lage, weil, nachdem einmal das 
normale Gleichgewicht, wie die obigen Zahlen angeben, 
gestört ist, sich nur sehr schwer günstigere Resultate 
werden erzielen lassen, indem eine blosse Steigerung 
des Verkehrs hierzu auf lange Zeit nicht genügen wird; 
denn es steht vielleicht in keinem andern Gewerbe, jeden-, 
falls bei keiner andern Verkebrsanstalt, die Mehrleistung 
in so genauer Wechselwirkung mit dem Mehraufwand, 
wie bei der Telegraphie. 

Ist es im Grossen und Ganzen für die Post ziemlich 
gleichgültig, ob sie auf einem und demselben Course die 
einfache, die doppelte oder die dreifache Anzahl von 
Briefen befördert, und müssen die Betriebsmittel und Be- 
triebskräfte keineswegs proportional der Verkehrssteige- 
rung anwachsen; ist es eben so für die Bahn Verwaltung 
von nicht zu grossem Belang, ob sie in einem Courierzuge 
40 Personen oder die dreifache Anzahl befördert, und ob 
sie einer Güterzugmaschine 40 oder 90 Achsen anhängt; 
— steigern sich also die Geschäfts- und Betriebskosten 
nicht in demselben Masse, in welchem der Verkehr zu- 
nimmt, — so ist es leicht einzusehen, dass hier der Aus- 
fall der Einnahme für das einzelne beförderte Objekt 
nach einer entsprechenden Ermässigung der Gefälle durch 
Steigerung des Verkehrs, in Folge dieser Ermässigung, 
mehr als ausgeglichen werden kann. 

Anders bei der Telegraphie. — Hier nimmt die Be- 
förderung jeder einzelnen Nachricht die vorhandenen 
Betriebskräfte (Beamte) und Betriebsmittel (Telegraphen- 
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Leitungen und Apparate) eine gewisse Zeit in Anspruch, 
und es kann mit diesen Kräften und Mitteln nur ein ge- 
wisses Maximum geleistet werden. Ist dieses Maximum 
erreicht, so müssen für jede Verkehrssteigerung neue 
Kräfte und Mittel geschaffen werden, wenn es nicht, 
was jedoch vorläufig gar nicht oder doch nur in sehr 
beschränktem Masse der Fall, gelingt, die Leistungen zu 
erhöhen, ohne irgend welche bedeutende Mehrausgabe 
für die erforderlichen Kräfte und Mittel. 

Es würde demnach, um wieder zu dem richtigen 
finanziellen Gleichgewichte zu gelangen, für die Tele- 
graphen-Verwaltung nöthig sein, ihre Einnahmen zu 
steigern, ohne sich einem Mehraufwande auszusetzen. Eine 
blosse allgemeine Erhöhung der einmal ermässigten Ge- 
bühren lässt sich nicht leicht mehr herbeiführen, dennoch 
würde das Resultat sich ohne jegliche Härte erreichen 
und hierbei selbst das wahre Interesse des correspon- 
direnden Publikums in bis jetzt nicht möglicher Art und 
Weise sich wahren lassen. 

Nach den heute geltenden Bestimmungen müssen auf 
jeder Linie die Privatdepeschen genau in der Reihenfolge 
ihrer Auflieferung, bez. ihrer Ankunft auf der betreffenden 
Station zur Abtelegraphirung gelangen, und es ist voll- 
ständig unmöglich, selbst bei hervorragend wichtigen Er- 
eignissen eine Bevorzugung bezüglich der Zeit zu er- 
langen. Es kann somit die wichtigste Mittheilung, von 
welcher Leben und Sterben, das Wohl einer Familie ab- 
hängt, wegen ganz gleichgültiger, aber früher aufge- 
lieferter Depeschen verzögert werden. Dafür dass die 
richtige Ueberkunft des Inhalts recommandirter De- 
peschen gesichert werde, ist durch das Mittel der ganzen 
oder partiellen Recommandation gesorgt. 

Für die allermeisten Depeschen ist es aber eben so 
wenig von Belang, ob sie eine Stunde früher oder später 
in die Hand des Adressaten gelangen, wie es bei den- 
selben thatsächlich auch gleichgültig ist, ob sie buch- 
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s t ä b 1 i c h richtig an ihr Ziel gelangen , wenn nur der 
Sinn im Allgemeinen nicht entstellt wird. 

Bei andern Gelegenheiten kann es sehr wesentlich 
auf die Zeit oder auf den Sinn oder auf beide ankom- 
men, und es lassen sich hiernach 4 Kategorien bilden: 

1. Gewöhnliche Depeschen, welche ohne jeden Vorzug 
befördert werden können und am Bestimmungsorte 
auch nicht sofort einzeln durch expresse Boten, 
sondern nur nach Art der Postbriefbestellungen in 
gewissen Zeiträumen gesammelt zum Austragen zu 
gelangen brauchen, 

2. Depeschen, deren Wortlaut durch völlige oder par- 
tielle Recommandation bei der Ueberkunft gesichert 
wird, ohne Anspruch auf ausserordentliche Schnel- 
ligkeit. 

3. Depeschen , welche beschleunigt befördert werden 
sollen, ohne dass die Versicherung des Wort- 
lautes Uber das gewöhnliche Mass hinaus nöthig 
wäre und 

4. Depeschen, deren beschleunigte und buchstäblich 
genaue Ueberkunft versichert werden soll. 

Würden die Einheitssätze der Beförderungsgebühren 
bei den unter 2 genannten Depeschen etwas, bei denen 
ad 3. mehr und bei denen ad 4. sehr viel mehr erhöht, 
so könnten die Gebühren ad 1. ohne Schaden bleiben, 
wie jetzt, und ohne Nachtheil selbst noch um eine Klei- 
nigkeit erniedrigt werden, wenn die gewöhnlichen De- 
peschen gleichzeitig ganz ähnlich den gewöhnlichen, 
nicht recommandirten Briefen behandelt würden, d. h. 
wenn die Verwaltung grundsätzlich jeden Nachweis über 
die Art ihrer Beförderung und Ueberkunft ausschlösse. 
Vor Unterschlagungen könnte sich das Publikum durch 
Anwendung von Depeschenmarken hinreichend sichern, 
und dass im Allgemeinen bei deutschen Beamten auch 
ohne allzustrenge Controle eine für gewöhnliche Fälle 
mehr als ausreichende Sicherheit herrscht, das beweisen 
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die unzähligen, ohne jeglichen Nachweis richtig und 
rechtzeitig in die Hände der Adressaten gelangenden 
gewöhnlichen Briefe. — Der Verwaltung aber würde die 
Unzahl der jetzt in den meisten Fällen völlig unbegrün- 
deten Reclamationen mit den aus denselben entspringenden 
Mehrarbeiten erspart werden, und sie würde hierdurch 
nicht nur eine nicht zu gering zu veranschlagende Menge 
von Kraft ersparen, welche nahezu hinreichen würde, den 
aus dieser Gebührenermässigung erwachsenden Ausfall zu 
compensiren ; sondern auch in der Lage sein, durch eine 
sehr wesentliche Vereinfachung ihrer Buchungen und 
Controlen, andere nicht unerhebliche Ersparnisse zu er- 
zielen. 

Dagegen würden die Gebühren namentlich für die 
ad 3 und 4 genannten Depeschen eine beträchtliche 
Steigerung, selbst bis zum dreifachen Betrage sehr gut 
ertragen können, und würde eine solche mit Rücksicht 
auf die gewährten Vortheile sich nicht nur rechtfertigen, 
sondern gewiss auch Seitens des betheiligten Publikums 
mit Genugthuung begrüsst werden, weil hierdurch jeder 
Einzelne zu der Möglichkeit gelangte, wirklich wichtige 
Nachrichten auch mit Sicherheit und Schnelligkeit an ihre 
Adresse befördert zu sehen. Selbstverständlich müssten 
von da ab alle die bis jetzt nach und nach entstandenen 
Bevorzugungen gewisser Arten von Privatdepeschen, wie 
z. B. der Börsendepeschen ohne Zusatzgebühr aufhören, 
und es wäre dies nicht nur gut, sondern sogar schon 
allein im Interesse staatlicher Gerechtigkeit wünschens- 
werth. Für die Börsendepeschen werden nämlich zur 
Zeit bestimmte Leitungen unter Ausschluss aller andern 
Correspondenz in Anspruch genommen und erlangen diese 
somit einen ganz enormen Vorzug in der Schnelligkeit 
der Beförderung, welchem eine äquivalente Leistung 
nicht im Mindesten gegenüber steht. Die Menge der 
Börsendepeschen kann hierbei durchaus nicht den Aus- 
schlag geben, denn wenn ein Speculant während der ge- 
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öffneten Börse auch eine grosse Anzahl von Depeschen 
abläset, so bezahlt er für jede Einzelne doch nur genau 
so viel, wie jeder andre Aufgeber, und es ist somit sogar 
nicht gerecht, der Beförderung anderer, früher aufgege- 
bener Depeschen beliebigen Inhalts eine oder mehrere 
Leitungen lediglich im Interesse der nicht höher taxirten, 
später aufgegebenen Börsencorrespondenz zu entziehen, 
jene zu Gunsten dieser hintanzusetzen und, wie that- 
sächlich häufig vorkommen muss, zu verzögern. Es wi- 
derspricht dies, wenn man nicht zu gezwungenen Inter- 
pretationen greifen will, sogar den jetzigen allgemeinen 
Bestimmungen, nach welchen Depeschen von jeder Sta- 
tion aus „auf derselben Linie" nach der Reihenfolge be- 
fördert werden sollen, in welcher sie entweder bei der 
Station aufgeliefert werden oder telegraphisch zu der- 
selben gelangen. — 

Nach Einführung der angedeuteten Depeschen-Clas- 
sification, welche übrigens durchaus auf administrativem 
Wege durch Reglementirung ohne Mitwirkung der Ge- 
setzgebung erfolgen kann, läge eine Ungerechtigkeit nicht 
vor, wenn die Börsendepeschen, insofern sie einer höhern 
Taxe unterlägen, wie jede andere derselben Klasse be- 
vorzugt würden, weil das Mittel jedem Einzelnen geboten 
wäre, sich durch höhere Bezahlung eine bevorzugte Lei- 
stung zu sichern ; auch könnte solchen Depeschen gegen- 
über selbst die Haftpflicht der Telegraphen -Verwaltung, 
analog der Entschädigungspflicht der Post in Ansehung 
recommandirter Briefe, ohne jeglichen Nachtheil und ge- 
wiss zu allseitiger Befriedigung des Publicums einiger- 
massen ausgedehnt werden. 

Für die Telegraphen -Verwaltung würde die vorge- 
schlagene Classification der Depeschen allerdings ein 
Novum sein, im Hinblick auf andere Verkehrsanstalten 
wäre sie jedoch durchaus nicht als ein unerhörter Vor- 
gang zu betrachten. Es darf zum Erweise dieses nur darauf 
hingedeutet werden, dass auch die Benutzung der Eisen- 
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bahnen und Posteinrichtungen, wie des Telegraphen, Jeder- 
mann unter gleichen Bedingungen freisteht — während 
dennoch der Einzelne sich auch hier in ähnlicher, obschon 
nicht völlig Ubereinstimmender Weise durch einen Mehr- 
aufwand grössern Comfort, sowie durch die Bezahlung 
von Extraposten, Extrabestellungen, Eilgutsendungen 
oder selbst Extrazügen grössere Schnelligkeit, bez. Be- 
vorzugung in der Beförderung verschaffen kann. 

Es ist hier der Ort, um auch noch einen von Serafini, 
in seiner Abhandlung über das Telegraphenrecht gemachten, 
sehr hübschen Vorschlag zu erwähnen, der dahingeht, sog. 
„Werthdepeschen" einzuführen, d. h. dem Aufgeber 
zu gestatten, bei der Aufgabe der Depesche deren Werth 
anzugeben, welcher von der Telegraphenverwaltung im 
Falle der wesentlichen (d. h. schadenbringender) Ver- 
stümmelung oder Verspätung, ohne dass hierbei höhere 
Gewalt nachgewiesen werden kann, zu bezahlen sein 
würde. Selbstverständlich müsste für die Werthdeclara- 
tion eine bestimmte Gebühr erhoben werden, welche, zu 
etwa V* Procent des declarirten Betrages berechnet, nicht 
nur völlig zur Deckung der etwa hierbei entstehenden 
Ausfälle genügen, sondern bei häufiger Anwendung 
sogar noch einen recht erklecklichen Ueberschuss für 
die Telegraphenkasse abwerfen und namentlich das 
Odiose, welches, wie nicht zu leugnen, gegenwärtig in 
dem Mangel jedweder Haftpflicht Seitens der Telegraphen- 
Verwaltung liegt, vollständig beseitigen würde. 

Es ist sehr wahrscheinlich, dass sich auf die be- 
sprochene Weise in der Telegraphenverwaltung bessere 
finanzielle Resultate durch Ersparnisse auf der einen, 
durch Erhöhung der Einnahmen auf der andern Seite 
würden erzielen lassen ; trotzdem könnte der Vorwurf der 
Fiskalität hierdurch in keiner Weise erregt werden, zu- 
mal es nach Herstellung des Gleichgewichts und nach 
Erzielung eines angemessenen auf die Erweiterung der 
Anlagen zu verwendenden Ueberschusses immer wieder 
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frei ständen, in der allgemeinen Gebührenherabsetzung bei 
Depeschen aller Kategorien weiter fortzuschreiten. Die 
bisherigen Gebührenherabsetzungen haben allerdings eine 
bedeutende Verkehrssteigerung zu Wege gebracht, sie 
haben aber die Mittel geschmälert, welche zur Erweite- 
rung der Anlagen noth wendig sind, wenn nicht die 
Promptheit in der Beförderung bei steigendem Verkehre 
leiden soll. 

In den vorstehenden Ausführungen, dieselben sind 
allerdings mit Betrachtungen nach rechts und links, 
welche jedoch überall, hier erläuternd, dort den Stand- 
punkt erweiternd, analytisch und historisch, zur Sache 
gehören — dürfte überzeugend nachgewiesen sein, dass 
die staatliche Verwaltung des Telegraphenwesens den 
Vorwurf des Bureaukratismus nicht verdient, dass sie alle 
Vortheile, welche das Privatunternehmen bieten könnte, 
in bei weitem höherem Masse bietet, dass sie billig ver- 
waltet, jede zulässige Garantie der Sicherheit , Prompt- 
heit gewährt, dass sie das fiskalische Interesse nicht vor- 
walten lässt, dass sie einen gemeinnützlicheren Standpunkt 
einnimmt, und es wird sonach auch mit voller Ueber- 
zeugung behauptet werden können, dass der mehr oder 
minder monopolistische staatliche Telegraphen -Gewerbe- 
betrieb nicht lediglich die faktischen Zustände bedeutet, 
sondern dass die Aufrechthaltung desselben auch im In- 
teresse des Allgemeinen liegt und dem Besten des ge- 
meinen Wesens, wie dem Gemeinwillen völlig entspricht. 

Es darf hierbei, um Nichts Erhebliches unerwähnt 
zu lassen, schliesslich nur noch darauf hingewiesen wer- 
den, dass der Staat als Unternehmer des Telegraphen- 
betriebes vor dem Privaten, wie in postalischer Hinsicht, 
auch noch den Vorzug hat, dass er ohne besondere 
Schwierigkeit seine Wirksamkeit auf ein ungleich grös- 
seres Gebiet gleichmässig ausdehnen und die bei diesem 
Betriebe mehr noch, als bei jeder andern Verkehrsanstalt 
unabweislichen internationalen Vereinbarungen in un- 

Ludewig, Telegraphenrecht. 6 
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vergleichlich günstigerer Position aufnehmen und durch- 
führen kann. 

Nach allen Seiten hin muss es somit anerkannt 
werden, dass das Telegraphenwesen sich recht eigentlich 
zum Staatsgewerbe qualificirt und dass es gut und zweck- 
mässig ist, wenn der Staat sich zum Unternehmer des- 
selben gemacht hat. 



Zweiter Abschnitt, 

Das Verhältnis» des Telegrapheu-Gcwerbs- 
unternehmers zu dem den Telegraphen 
benutzenden Publikum. 

Die grosse Zahl von Reklamationen*), welche täg- 
lich bei der Telegraphen-Verwaltung eines grösseren Be- 
zirkes einlauten und, sei es, dass die Verspätung, die 
Verstümmelung oder der Verlust einer Depesche bei der 
Ueberkunft eonstatirt oder vermuthet werden, durchgängig 
nicht nur die Rückerstattung der eingezahlten Beförde- 
rungsgebühren, sondern auch Schadloshaltung für erlitte- 
nen Verlust, sogar für entgangenen Gewinn beanspruchen, 



*) Um hier kein Missverständuiss entstehen zu lassen, als ob 
die grosse Anzahl der Reklamationen einen ungünstigen Schluss 
auf die Zuverlässigkeit der Telegraphen-Verwaltung rechtfertige, 
sei hier erwähnt, dass bezüglich des internen Verkehrs im Jahre 
18G9 bei 4,098,210 Depeschen überhaupt 375 Reklamationen ein- 
liefen, von welchen sich 143 als unbegründet erwiesen, so dass in 
der That nur 232 erübrigen, und auf pptr. 17700 Depeschen nur 
eine begründete Reklamation kommt. 0,0052 % ist aber gewiss 
keine ungünstige Ziffer. — Im internationalen Verkehre gestaltet 
sich die Verhältnisszahl allerdings etwas ungünstiger, was durch 
die Anwendung verschiedener Sprachen leicht erklärlich ist. 
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beweisen dasfl über die zwischen dem Depeschenaufgeber 
und der Telegraphen-Verwaltung entstehenden Rechts- 
verhältnisse noch wenig Aufklärung vorhanden ist. — 

Gingen solche Ansprüche in der Regel nur von Leu- 
ten geringerer Stellung und Bildung aus, so möchte man 
sich noch nicht über dieselben wundern , aber wenn 
sie sich auch auf die Inhaber grosser kaufmännischer 
Geschäfte, selbst auf Advokaten, richterliche und Ver- 
waltungsbeamte erstrecken, so ist dies weniger ein Ge- 
genstand der Verwunderung, als vielmehr des Bedauerns 
darüber, dass die Kenntniss von Dingen, welche füglich 
allgemein sein sollte, noch so wenig Verbreitung gefun- 
den hat. 

Jedermann weiss heutzutage, dass der Verlust eines 
gewöhnlichen Briefes nicht zu recherchiren ist und weder 
auf den Ersatz des gezahlten Portogroschens, noch auf 
sonstige Schadloshaltung Anspruch giebt. — Ist aber 
beispielsweise ein Telegramm tür 5 Sgr. verspätet oder 
verloren gegangen, so soll die Telegraphen- Verwaltung 
allen möglichen Schadenersatz leisten. 

Sind die Zeitungsberichte mehr, als amerikanischer 
Humbug, so herrschen in dieser Beziehung in den ver- 
einigten Staaten von Nordamerika Zustände, welche sich 
ein Depeschenaufgeber nicht günstiger und idealer wün- 
schen kann, wie die nachfolgenden Referate beweisen: 

Ein Handlungshaus verlangte von einem Geschäfts- 
freunde die Uebersendung einer Ladung Salz j es benutzte 
den Telegraphen zu seinem Auftrag und gebrauchte die 
Worte „send by sail", (mit Segelschiff.) 

Die Depesche gelangte aber mit den Worten „send 
by rail" (per Eisenbahn) an den Adressaten, welcher dem 
erhaltenen Auftrag gemäss die Sendung mit der Eisen- 
bahn expedirte. Es entstand eine 1024 Dollars betra- 
gende Frachtkostendifferenz, zu deren Bezahlung die 
Telegraphencompagnie auf die gegen sie angestellte 

6* 
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Klage des auf ihren Linien entstandenen Fehlers wegen 
verurtheilt wurde. 

Obschon die Telegraphen-Coinpagnie auf den den 
Aufgebern ausgestellten Quittungen den Passus gedruckt 
hatte, dass sie nicht verantwortlich sei für Irrungen, 
wenn eine Depesche nicht recominandirt, also hoher be- 
zahlt sei, so erklärte der Richter doch den Geschworenen, 
wie die Beklagte rechtlich nur die Eigenschaft jedes 
andern Transportunternehmers habe und nicht berechtigt 
sei, durch die angeführte, gedruckte Notiz das Gesetz 
zu umgehen und die Verantwortlichkeit im Falle einer 
vorgekommenen Nachlässigkeit oder Unaufmerksamkeit 
abzulehnen. Die einzige von der Jury zu beantwortende 
Frage sei die, ob in dem gegebenen Falle eine Nach- 
lässigkeit oder Unaufmerksamkeit vorliege. Da die Ge- 
schworenen diese Frage bejahten, so wurde die Beklagte 
zur Entschädigung verurtheilt. 

In einem andern Falle hatten Richard L. Waring 
und Henry King an einem Tage zwischen 12 und 2 Uhr 
Nachmittags an irgend einem Orte zwei Depeschen zur 
Beförderung aufgegeben, durch welche die Firma Mary 
and sons in New- York beauftragt wurde, 2000 Fass 
Petroleum zum Preise von 82 C. zu verkaufen. Diese 
Depeschen wurden, da der Draht durch Stürme u. s. w. 
in Unordnung geratheu war, nicht nach New- York ge- 
sandt, obwohl wiederholt die Versicherung ertheilt 
worden, dass dies geschehen sei. Erst nachdem die Auf- 
traggeber mittels einer andern Linie telegraphirt hatten, 
erfuhren sie den Nichtempfang dieser beiden Depeschen, 
welche sich denn auch bei sofort angestellter Unter- 
suchung unter andern nicht beförderten Telegrammen 
vorfanden. Inzwischen war es zu spät geworden, um 
an diesem Tage noch vor Schluss der Geschäftsstunden 
der Newy orker Börse ein Telegramm dorthin zu expe- 
diren; es bot sich für eine Reihe von Tagen keine Ge- 
legenheit zum Verkauf und die Besitzer waren endlich 
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gezwungen, ihr Petroleum zu 72 C. anstatt zu 82 C. zu 
verkaufen. Sie stellten deshalb die Klage gegen die be- 
theiligte United states Telegraphcompany an, und wurde 
diese unter Mitwirkung der Jury zu 10,000 Dollars 
Sehadenersatz verurtheilt, in dem der Richter annahm, 
dass der Einwand der Verklagten, die Verzögerung sei 
nicht ihre, sondern die Schuld von Naturereignissen ge- 
wesen, nicht stichhaltig sei und nicht nur eine Nach- 
lässigkeit, sondern eine absichtliche Verheimlichung 
vorliege. 

In beiden Fällen hatte die Benutzung des Telegra- 
phen allerdings zu sehr erheblichen Differenzen geführt, 
welche für die davon Betroffenen sehr unangenehm waren; 
im ersten Fall lag offenbar eine Depeschenverstlimmelung 
vor, im andern eine unrichtige Auskunft bezüglich der 
stattgehabten Beförderung, dergleichen eine ein Tele- 
graphen-Beamter in Deutschland sich nicht leicht würde 
zu Schulden kommen lassen. Dennoch lässt sich mit 
voller Bestimmtheit behaupten, dass nicht nur kein deut- 
sches, sondern kein europäisches Gericht ein ähnliches 
Urtheil gefallt haben würde. 

Dies bezüglich der deutschen Gerichte heute be- 
stehenden gesetzlichen Bestimmungen gemäss nachzu- 
weisen, bedarf es nur weniger Worte. Da letztere aber 
ziemlich neuen Datums und eigentlich nur auf indirek- 
tem Wege zur Geltung gelangt sind, so verlohnt es sich 
schon der Mühe, die Richtigkeit dieser Behauptung auch 
für die Zeit nachzuweisen, in welcher die Verhältnisse 
noch nicht speciell geregelt waren und nur nach Ana- 
logieen hätte geurtheilt werden können, um so gleich- 
zeitig den allerdings noch ziemlich häufigen Behaup- 
tungen, die Telegraphen-Verwaltung entzöge sich wider- 
rechtlich einer natürlichen Haftpflicht, zu begegnen. 

Auöh schon in früherer Zeit sind in dieser Beziehung 
mehrfache Processe gegen die Telegraphen-Verwaltung 
angestrengt und zu Ungunsten der Kläger entschieden 
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worden, und es verdienen einige solcher Urtheile hier 
kurz angeführt zu werden, um die weitern Betrachtungen 
an sie anzuknüpfen. 

Das Bankhaus 0. in Cöln, welchem nach dem Krim- 
Kriege die ersten Nachrichten von der Annahme der 
österreichischen Friedensvorschläge zugegangen waren, 
hatte an das Haus W. in Frankfurt a. M. eine telegra- 
phischc Depesche gesandt, die in der Vorschrift lautete: 
7 Kaufen Sie 1000 Stück österreichische Credit-Aktien 
bis 110 und für 100,000 Gulden Bexbacher bis 152. 0." 
Diese Depesche wurde dem Adressaten in der unrich- 
tigen Fassung: „Verkaufen Sie u. s. w." ausgeantwortet, 
worauf derselbe sofort den Verkauf der Werthpapiere 
ausführte. — Da der Abschluss des Pariser Friedens 
aber eine allgemeine Courssteigerung im Gefolge hatte, 
so war aus dem vergleichsweise billigen Verkaufe ein 
sehr erheblicher Schaden entstanden, und es fragte sich, 
da das Haus 0. in Cöln den ihm telegraphisch initge- 
theilten Verkauf desavouirte, wer ihn zu tragen haben 
würde. Das Haus W. leitete den Process deshalb gegen 
das Haus 0. bei dem Königlichen Landgerichte in Cöln 
ein und wurde gleichzeitig die Telegraphen-Direktion 
in Berlin wegen des etwanigen Regressanspruchs des 0. 
gegen dieselbe adeitirt. In dem desfallsigen Urtheile 
vom 29. Juli 1856 wurde aber dieser Regressanspruch 
als unbegründet zurückgewiesen, auf Grund des §. 41 
des damals geltenden Telegraphen -Reglements, welcher 
die Bestimmung enthielt, dass die Telegraphen-Verwal- 
tung keine Garantie leiste für die richtige resp. recht- 
zeitige Ueberkunft der Depeschen, weil dieser die Tele- 
graphen-Verwaltung von der Haftpflicht für die richtige 
Ueberkunft der ihr zur Beförderung übergebenen Tele- 
gramme befreie, da der Handelsminister zu dessen Erlass 
durch Allerhöchste Cabinetsordre vom „26. September 
1850" ermächtigt gewesen sei, und das Reglement recht 
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eigentlich den Vertrag zwischen der Telegraphen-Ver- 
waltung und den Depeschen-Aufgebern bilde. 

Eine ähnliche Begründung eines die Telegraphen- 
Verwaltung schützenden Urtheils erfolgte vor dem König- 
lichen Friedensgericht Nr. 1, ebenfalls zu Cöln in der 
öffentlichen Sitzung vom 30. Juni 1866. Ein Geschäfts- 
mann K. in Cöln erwartete ein Fass mit Waaren aus 
Nürnberg^ welches irrthümlich nach Antwerpen gegangen 
sein sollte. Er telegraphirte deshalb an das betheiligte 
Geschäftshaus B. in Nürnberg unter Vorausbezahlung der 
Rückantwort. Die Rückantwort, mehre Tage vergeblich 
erwartet, kam endlich mit unrichtiger Adresse an, wes- 
halb sie nicht sofort bestellt werden konnte, und ehe 
das Telegramm nach Aufklärung des Irrthums in die 
Hände des K. gelangte, wollte dieser eine Reise nach 
Antwerpen unternommen haben, für welche er einen 
Entschädigungsanspruch geltend zu machen gedachte. 
Der Richter beseitigte die erhobenen Competenzstreitig- 
keiten, Hess sich auch nur nebenher darauf ein, „dass 
der Kläger den Ersatz eines nur mittelbar durch Reise- 
kosten verursachten Schadens in Anspruch nahm, während 
die gesetzlichen Bestimmungen (Art. 1151 des Bürgerl. 
Ges.-Buchs) über die Verpflichtungen zum Schadenersatz 
in Vertragsverhältnissen bloss den Ersatz eines unmittel- 
baren Schadens, der aus Nichterfüllung eines Vertrages 
entspringt, zubilligen/' — und erkannte, trotzdem der 
Kläger die gesetzliche Gültigkeit des Garantieparagra- 
phen 27 in dem damals emanirten Reglement für die 
telegraphische Correspondenz bestritten hatte, da es aller- 
dings in diesem Paragraphen heisse: „die Telegraphen- 
Verwaltungen leisten für die richtige Ueberkunft der 
Depeschen oder deren Ueberkunft und Zustellung inner- 
halb bestimmter Frist keinerlei Garantie und haben Nach- 
theile und Verluste, welche durch Verspätung der 

Depeschen entstehen, nicht zu vertreten;" — dass dieses 
Reglement durch die Regierungs-Amtsblätter zur Publici- 
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tat gebracht worden sei, und dasselbe allerdings den 
Vertrag zwischen der Telegraphen-Verwaltung und dem 
Autgeber resp. Empfänger eines Telegrammes bilde und 
der Kläger daher schon aus diesem Grunde mit seiner 
Klage abgewiesen werden müsse. 

Leider wurde in beiden hier angeführten Fällen 
nicht gegen die ergangenen Urtheile appellirt, trotzdem 
die Entscheidungen sehr wohl anfechtbar waren, weil 
dem Reglement, welchem so grosses Gewicht beigelegt 
wurde, jede gesetzliche Qualität abging. Es stellt sich 
dieses, obschon auf Allerhöchste Ermächtigung von dem 
Handelsminister erlassen, doch nur als eine Administrativ- 
vorschrift dar, welche nur insoweit allgemein verpflich- 
tend wirken konnte, als sie mit den in den allgemeinen 
Landes-Gesetzen anerkannten Rechtsgrundsätzen nicht 
im Widerspruch stand, weil sie nicht im Wege der Ge- 
setzgebung unter Mitwirkung der zur Zeit ihres Erlasses 
(1850) schon in Wirksamkeit befindlichen gesetzgebenden 
Faktoren, Haus der Abgeordneten und Herrenhaus, zu 
Stande kam und auch niemals durch die Gesetzsamm- 
lung, sondern lediglich durch den Staats-Anzeiger und 
die Regierungs-Atntsblätter publicirt worden ist. 

Trotzdem konnten die mitgetheilten Urtheile doch 
nicht anders ausfallen und es lässt sich nicht ihr Inhalt, 
sondern lediglich die Begründung bemängeln. 

Ehe dies nachzuweisen versucht wird, bieten die 
beiden Fälle noch eine passende Gelegenheit, einen in 
diesem — die Verhältnisse zwischen der Telegraphen- 
Verwaltung und dem den Telegraphen benutzenden Pu- * 
blikum behandelnden — Abschnitte nicht auszulassenden 
Punkt zu besprechen. — In beiden Fällen ging die 
Schadenklage von den Depeschenempfängern aus, im 
ersten Falle war sie jedoch nur unter Adcitirung des 
Fiskus gegen den Depeschenautgeber, im letztern direkt 
gegen die Tclegraphenverwaltung gerichtet. Letzteres 
war nur darum möglich, weil es sich um eine von dem 
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Depeschen-Empfänger vorausbezahlte Rückantwort han- 
delte, bezüglich welcher er den damals noch geltenden 
Bestimmungen gemäss mit der Telegraphen-Verwaltung 
in ein Vertragsverhältniss getreten war, aus welchem ihm 
eventuell der Anspruch auf Rückerstattung der erlegten 
Rückantwortsgebuhr zustand. (Vergl. unten §. 19 der 
Telegraphen-Ordnung.) Heute ist das Verfahren anders 
geregelt, so dass der Adressat einer Depesche sich der 
Telegraphen-Verwaltung gegenüber in allen Fällen in 
dem gleichen Verhältnisse befindet, aus welchem ihm 
irgend ein Rechtstitel gegen die Verwaltung nicht er- 
wächst, weil zwischen Heiden zu jedem Vertragsabschlüsse 
erforderliche Willenserklärungen nicht ausgetauscht wer- 
den. — Der Adressat bildet eigentlich nur ein Objekt 
des zwischen dem Depeschenaufgeber und der Telegra- 
phen-Verwaltung errichteten Vertrages, an welches diese, 
die Depesche zu befördern und auszuhändigen, sich ver- 
bindet, vorausgesetzt, dass der Adressat bereit ist oder 
vom Aufgeber bereit gemacht worden ist, sie in Empfang 
zu nehmen. Wird die Annahme direkt oder indirekt 
durch Verweigerung der Formalitätserfüllungen (Quit- 
tungsleistung) oder der Zahlung etwa vom Adressaten 
einzuhebender Gebühren (vergl. unten §. 11 und 27 der 
Telegraphenordnung) abgelehnt, so giebt es kein Mittel, 
sie zu erzwingen, und die Folgen dieser Ablehnung hat 
lediglich der Depeschen-Aufgeber zu tragen. — 

Ist der Adressat dagegen zur Annahme der Depesche 
bereit, und erhält er sie ausgehändigt, was nur nach 
Befriedigung der an ihn zu stellenden Anforderungen ge- 
schieht, so haben auch die Beziehungen zwischen ihm 
und der Telegraphen-Verwaltung ihre Endschaft erreicht, 
und es existirt absolut kein Anhalt zur Anknüpfung wei- 
terer rechtlicher Fragen. — 

Für den Fall von Depeschen-Verstümmelungen, Ver- 
spätungen und Verlusten wird hierüber auch wohl kaum 
eine Controverse entstehen, weil aus dem zwischen dem 



Digitized by Google 



90 



Autgeber und der Verwaltung abgeschlossenen Vertrage 
an sich dem Empfänger, als Dritten, weder Vortheile, 
noch Nachtheile, noch irgend welche Rechte erfliessen 
können. 

Weniger eintach erscheint die Frage vielleicht, wenn 
einem Adressaren eine von einem unlegitimirten Aufgeber 
untergeschobene Depesche unter falscher Namensunter- 
schrift behändigt wird; allein selbst hier kann dem Em- 
pfänger kein Anspruch gegen die Verwaltung erwachsen, 
weil Depeschen Uberhaupt niemals die Qualität beglaubig- 
ter Schriftstücke beigelegt wird und es Jedermann frei- 
steht, ihre Glaubwürdigkeit anzuerkennen oder abzu- 
sprechen. — Die Telegraphen-Verwaltung äussert sich in 
ihrem Geschäftsverkehre hierüber durchaus nicht, sie giebt 
die Depeschen als unbeglaubigte, ohne andern Erweis 
rechtlich wirkungslose Schriftstücke, es dem Adressaten 
überlassend, denselben auf eigne Gefahr hin jeden be- 
liebigen Werth beizulegen. Verfällt dieser hierbei in 
einen Irrthum, so hat er auch allein für die Folgen ein- 
zustehen, ohne die au seinen falschen Voraussetzungen 
völlig unbeteiligte Telegraphen-Verwaltung in Mitleiden- 
schaft ziehen zu können. Es wird dieser Fall mit seinen 
civilistischen Folgen im dritten Abschnitte nach einer 
eingehenden Besprechung zu unterwerfen sein. 

Zwischen dem Depeschen-Aufgeber dagegen einer- 
seits und der Telegraphen-Verwaltung andrerseits wird 
ein lästiger Vertrag, Lohn- oder Leistungs-Vertrag, (do 
ut facias) geschlossen, indem der Depeschenaufgeber 
seinen Willen, eine Nachricht telegraphisch befördern zu 
lassen, durch Abgab? derselben und Bezahlung der er- 
langten Beförderungsgebühren ohne Zwang, frei, ernstlich 
und zuverlässig äussert; während die Telegraphen-Ver- 
waltung durch den von ihr bevollmächtigten Annahme- 
beamten in der Annahme resp. Austaxirung der Depesche 
und in der Einkassirung der Beförderungs-Gebühren resp. 
Ausstellung der Quittung über den eingegangenen Betrag 
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Handlungen ausführen lässt, welche die Annahme des 
gültigen Versprechens des Aufgebers ohne Irrthum und 
Zwang voraussetzen. — Es sind hiermit alle Erforder- 
nisse für den bindenden Abschluss eines mündlichen Ver- 
trages erfüllt und da dieser Vertrag nicht unter das 
Handelsgesetzbuch fällt, so kann er in seinen Wirkungen 
und Folgen auch nur nach privatrechtlichen Grundsätzen 
beurtheilt werden, indem dem Staate als Gewerbtreiben- 
den in der Ausübung des Gewerbes eo ipso und in 
Ermanglung besonderer Gesetze staatsrechtliche Bevor- 
zugungen nicht zukommen. — 

Aus diesem Grunde und weil die Theorie von der 
stillschweigenden Anerkennung einseitig stipulirter Be- 
dingungen beim Abschlüsse eines Vertrages Seitens beider 
Contrahenten nicht aufrecht zu erhalten ist (das allge- 
meine Landrecht sagt z. B. I. Tit. V. 229: „dass ein 
Vertrag unter besondern Bedingungen abgeschlossen 
worden, wird, auch bei mündlicheu gültigen Verträgen, 
nicht vermuthet) übernahm die Telegraphen- Verwaltung 
einfach die bindende Verpflichtung, die ihr zugekommene 
Nachricht an den Ort der Bestimmung telegraphisch zu 
befördern, und sie musste alle Folgen, welche aus der 
einseitigen Nichterfüllung des Vertrages entspringen, 
tragen. 

Eine Nichterfüllung des Vertrages trat aber ein, 
wenn die Nachricht gar nicht, oder nicht richtig oder 
über die Massen verspätet an den Bestimmungsort ge- 
langte, und der oben schon angeführte Schutzparagraph 
des Reglements: „die Telegraphen- Verwaltung leistet für 
die richtige Ueberkunffc der Depeschen oder deren Ueber- 
kunft und Zustellung innerhalb bestimmter Frist keinerlei 
Garantie und hat Nachtheile, welche durch Verlust, Ver- 
stümmelung oder Verspätung der Depeschen entstehen, 
nicht zu vertreten" — dieser Schutzparagraph durfte 
auf die richterliche Entscheidung, trotzdem dass dies 
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ziemlich häufig geschehen, eigentlich keinen Einfluss 
ausüben. 

Hätte sich die Telegraphen-Verwaltung beispiels- 
weise ähnlich der Post, welche Brief-Empfänger, die tür 
sie ankommende Briefe selbst abholen lassen wollen, 
wenigstens früher durch Vollziehung eines Reverses zur 
Anerkennung gewisser Bedingungen zwang, und ähnlieh, 
wie neuerdings einige Eisenbahn- Verwaltungen verfahren 
sind, die unter den erschwerten Betriebsverhältnissen 
während des Krieges 1870/71 ebenfalls durch Vollziehung 
eines Reverses die Verfrachter zwangen auf die Inne- 
haltung gewisser Lieferfristen zu verzichten, von den 
Depeschen-Aufgebern ein für alle Mal oder in jedem 
einzelnen Falle einen Revers ausstellen lassen, um die 
Unterwerfung unter die Festsetzungen des fraglichen 
Reglements auszusprechen, — dann würde die Berufung 
auf dasselbe auch vor jedem Richter statthaft und wir- 
kungsvoll gewesen sein. 

Dahingegen konnten für die Telegraphen-Verwaltung 
aus dem eingegangenen Leistungsvertrage, so lange eine 
ausgedehntere Haftpflicht für die Handlungen und Un- 
terlassungen ihrer Beamten durch Specialgesetze nicht 
ausgesprochen war, wie solche z. B. im Art. 400 des 
Allgemeinen Handelsgesetzbuchs für die Frachtführer 
und, analog älteren Bestimmungen, nach Abschnitt II. 
des Gesetzes über das Bundespostwesen vom 2. Novem- 
ber 1867 stipulirt ist, nicht andre Verpflichtungen er- 
wachsen, als welche aus jedem andern mündlichen unter 
Privaten abgeschlossenen Vertrage erfliessen würden. 

Dies wird aber in jedem einzelnen Falle nach dem 
am Orte des Vertragsabschlusses geltenden Particular- 
rechte zu beurtheilen sein; es würde zu weit führen, 
die verschiedenen Wege aller einzelnen Gesetzbücher zu 
verfolgen, welche schliesslich zu demselben Resultate 
führen, und es mögen die für den Geltungsbereich des 
Allgemeinen Landrechts für die preussisclien Staaten, 
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sowie für die Wirkungssphäre des rheinischen Civilgesetz- 
buches sich ergebenden Deduktionen genügen. 

Nach dem Landrechte (ThL I. Tit. 5. §. 40 u. ff.) 
geht die Telegraphen -Verwaltung einen Vertrag ein, 
durch welchen sie die Handlung (richtige und recht- 
zeitige Abtelegraphirung) eines Dritten (ihres Beamten) 
verspricht und deingcmäss in der Regel nur verpflichtet 
wird, ihre Bemühungen zur Bewirkung der versprochenen 
Handlung anzuwenden. — Eine ausdrückliche Verpflich- 
tung, für den Erfolg zu stehen, wird nicht übernommen, 
da es den Beamten ausdrücklich verboten ist, irgend 
welche Zusage hinsichtlich der Beförderung der Depeschen 
zu machen, und so lange der Telegraphen-Verwaltung 
nicht ein eignes, grobes oder massiges Versehen nachzu- 
weisen ist, welches die Schuld an der Nichterfüllung des 
Vertrages trägt, so lange entsteht für den Depeschen- 
Aufgeber auch kein Anspruch auf den durch Unter-, 
bleiben der richtigen Abtelegraphirung entstandenen 
Schaden. — Der Mitcontrahent kann vielmehr — wenn 
die Telegraphen- Verwaltung die Handlung, d. h. die 
richtige und rechtzeitige Abtelegraphirung, über welche 
contrahirt ist, nicht bewirken konnte, seinerseits auch 
nur die Verbindlichkeit, den Vertrag zu erfüllen, ablehnen 
und hat einen Anspruch, dass ihm dasjenige, was er auf 
Rechnung dieses Vertrages bereits gegeben oder geleistet 
hat (die eingezahlten Beförderungsgebühren) zurück- 
gegeben resp. vergütet werde. 

Es würde hierauf nur noch nachzuweisen sein, dass 
die Telegraphen-Verwaltung wirklich ihre Bemühungen 
anwendet zur Bewirkung der versprochenen Handlung 
und sich dabei keines Versehens schuldig macht. Dies 
ist aber sofort klar, weil die Telegraphen- Verwaltung 
ihre Beamten lediglich zu dem Zwecke der sachgemässen 
und richtigen Depcschenbeförderung nicht nur anstellt 
und besoldet, sondern auch mit besonderer Sorgfalt schon 
bei der Auswahl derselben verfährt, sie nicht ohne Prü- 
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fang und den Nachweis der erforderlichen allgemeinen 
Schulkenntnisse aufnimmt, sie überdies noch unter Aut- 
wendung sehr erheblicher Summen speciell zu ihren 
Zwecken ausbildet, auch nicht, eher sie durch Prüfung 
die Befähigung hierzu nachgewiesen haben, selbständig 
im Telegraphendienste arbeiten lässt und endlich ihre 
Aufsichtsorgane sogar verpflichtet, jeden, auch den 
geringsten Fehler beim Telegraphiren oder Verstoss gegen 
die vorgeschriebenen Vorsichtsmassregeln unnachsichtlich 
und ausnahmslos mit mehr oder weniger empfindlichen 
Ordnungsstrafen nach einem die Minimalstrafen bestim- 
menden Tarife zu ahnden. — Eine grössere Sorgfalt für 
die richtige Ausübung der übernommenen Geschäfte 
kann vernunftgemäss von keinem Gewerbtreibenden ver- 
langt werden. 

Nacli dem rheinischen bürgerlichen Gesetzbuch (Art. 
1120) macht sich die Telegraphen-Verwaltung stark für 
einen Dritten (ihren Beamten) und für die von diesem 
zu leistende Handlung (die richtige Abtelegraphirung) 
unter Vorbehalt der eignen Ersatzverbindlichkeit, wenn 
der Dritte das Versprechen nicht erfüllt. (Art. 1142). 
Diese Verbindlichkeit des Schadenersatzes (Art. 1151) 
begreift aber in Beziehung auf den Verlust, den der 
Mitcontrahent erlitten hat, und auf den Gewinn, der ihm 
entzogen worden ist, nur das, was eine unmittelbare und 
direkte Folge der Nichterfüllung des Vertrages ist; hier 
also die nicht richtige resp. rechtzeitige Abtelegraphirung 
der Depesche bez. die für diese Leistung zwecklos er- 
legte Beförderungsgebühr. 

Nach diesen Deduktionen ist es also am Rhein nicht 
minder, als an der Spree von jeher rechtlich nicht zuläs- 
sig gewesen, die Telegraphenverwaltuug in Anspruch zu 
nehmen zum Ersatz des aus der unrichtigen, resp. nicht 
rechtzeitigen Beförderung eines Telegrammes mittelbar 
entstandenen Schadens oder entgangenen Gewinnes. 

Dagegen ist es nicht zweifelhaft, dass der Beamte, 
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durch dessen Verschulden eine Depesche verloren ge- 
gangen, verstümmelt oder verzögert worden ist, flir den 
hieraus entstandenen Schaden verantwortlich ist; indem 
z. B. das allgem. Landrecht (IL 10. § 88 und 89) für die 
pflichtmässige Führung eines übernommenen .Aintes die 
genaueste Aufmerksamkeit vorschreibt und dem Be- 
amten die Vertretung jedes dabei begangenen Versehens 
(nicht nur eines groben Versehens), welches bei gehöriger 
Aufmerksamkeit und nach den Kenntnissen, die bei der 
Verwaltung des Amtes erfordert werden, hätte vermieden 
werden können, auferlegt, — während das rheinische 
bürgerliche Gesetzbuch (Art. 1382 nnd 1383) Jeden fin- 
den Sehaden verantwortlich macht, den er durch seine 
Handlung oder auch nur durch seine Nachlässigkeit oder 
Unvorsichtigkeit, verursacht hat, und zum Ersätze ver- 
ursachten Schadens verbindet. 

Die Verpflichtung der eventuellen Gebührenerstattung 
war in dem Reglement durch die Worte: „Für Depeschen, 
welche verloren gehen, oder in einer Art verstümmelt 
werden, dass sie erweislich ihren Zweck nicht erfüllen 
können, oder welche später in die Hände der Adressaten 
gelangen, als dies — die gleiche Adressirung vorausge- 
setzt — durch Vermittel ung der Post hätte der Fall sein 
müssen, werden die gezahlten Gebühren erstattet", an- 
erkannt und fand somit keine Abweichung von den all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen statt. 

In andern allerdings mehr nebensächlichen Bezie- 
hungen war die Uebereinstimmung der durch die Admini- 
stration bei der Emanirung des Telegraphen-Reglements 
beabsichtigten Zustände mit dem bestehenden Rechte 
minder glücklich und würde die Verwaltung unzweifel- 
haft vor dem Richter auch den Kürzeren gezogen haben, 
beispielsweise durch den dem eben citirtcn Passus be- 
züglich der Gebührenerstattung angefügten Zusatz: „so- 
fern die Reclamation innerhalb sechs Monaten vom Tage 
der Aufgabe der Depesche ab erfolgt." Die Fristen über 
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die Verjährung von Rechten und Verbindlichkeiten un- 
terliegen den allgemein gesetzlichen Vorschriften, wenn 
nicht Specialgesetze, wie beispielsweise noch neuerdings 
wieder für die Postverwaltung das schon erwähnte Bun- 
despostgesetz (§ 14), Ausnahmen festsetzen. Für die Te- 
legraphenverwaltung existirte aber kein solche aus- 
nahmsweise Vergünstigung gewährendes Gesetz und sie 
musste sich daher jeden Anspruch innerhalb der allge- 
mein feststehenden Verjährungsfristen rechtlich gefallen 
lassen. 

Ebensowenig konnte es für rechtsverbindlich gehalten 
werden, wenn das Reglement weiter sagte: „die Erstat- 
tung der Gebühren für verlorene, verstümmelte oder ver- 
spätete Depeschen kann versagt werden, wenn der Ver- 
lust, die Verstümmelung oder die Verspätung durch den 
Eisenbahn -Betriebs -Telegraphen oder auf nicht vereins- 
ländischen Linien vorgekommen ist. — Der Depeschen- 
Aufgeber geht nämlich nur mit derjenigen Telegraphen- 
Verwaltung, bei welcher die Auflieferung des Telegramms 
erfolgt, einen Vertrag ein; — diese lässt sich die Ge- 
bühren für die Beförderung bis zum Adressorte, gleichviel 
ob dieser im Inlande oder im Auslande liegt, ob er eine 
Telegraphenstation unter derselben oder unter fremder 
Verwaltung besitzt, im Voraus bezahlen und geht dafür 
die Verpflichtung ein, das Telegramm bis an den Bestim- 
mungsort zu befördern. Kann sie dieser Verpflichtung 
nicht genügen, so ist der Vertrag ungültig und der Mit- 
contrahent hat, insofern das Gesetz nicht Ausnahmen von 
den allgemeinen Rechtsgrundsätzen zugelassen hat, An- 
spruch auf die Erstattung desjenigen, was er für nicht 
oder nicht gehörig bewirkte Leistungen im Voraus be- 
zahlt hatte, — und es ist hierbei gänzlich ohne Einfluss, 
ob sich die Verwaltung der Aufgabestelle den Regress 
gegen diejenige, bei welcher die Verstümmelung, der 
Verlust oder die Verspätung vorgekommen, durch Verträge 
gesichert hat oder nicht. 
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Es Hessen sich noch einige andere Punkte aufführen, 
in welchen die Administrativvorschriften im Processwege 
nicht als bindend hätten angesehen werden können; es 
würde dies aber, wie auch das Vorhergehende, nur noch 
von theoretischem und historischem Interesse sein, weil 
sich seitdem die Verhältnisse gründlich geändert haben, 
indem das, lediglich im Verwaltungswege emanirte Regle- 
ment gegenwärtig völlig mit Gesetzeskraft versehen und 
der Verwaltung auch die Befugniss, diese reglemen- 
tarischen Vorschriften künftig nach Bedürfniss zu ändern, 
gesetzlich beigelegt worden ist. 

Es hat dies der oben (Seite 52) schon angeführte 
Artikel 48 der Bundesverfassung von 1867 bewirkt, 
welcher eben so auch in die Reichsverfassung tiberge- 
gangen ist und von der Gesetzgebung des Bundes, bez. 
deutschen Reiches diejenigen Gegenstände ausschliesst, 
welche nach den 8. Z. in der preussiscben Telegraphen- 
Verwaltung massgebenden Grundsätzen der reglemen- 
tarischen Festsetzung und administrativen Anordnung 
tiberlassen waren. 

Hiernach steht der Telegraphenverwaltung, abweichend 
von allen sonstigen constitutionellen Gewohnheiten, nicht 
nur die Festsetzung ihrer Tarife, der völlig unbehinderte 
Abschluss von Verträgen mit dem Ausland zu, sondern sie 
hat nunmehr auch das Recht, einseitig die Bedingungen 
vorzuschreiben, unter welchen sie allein den bezüg- 
lichen Leistungsvertrag mit dem Depeschenaufgeber ein- 
gehen und abschliessen will, und es kann nunmehr 
kein Richter mehr eine Anfechtung dieser Bedingungen, 
eine Verwerfung des Reglements, als richtig und mass- 
gebend anerkennen. 

Die also unanfechtbaren Grundlagen für die Regelung 
des telegraphischen Verkehrs bilden Vereinbarungen und 
Verträge zwischen den Telegraphenvcrwaltungen der ver- 
schiedenen Staaten. — 

Nachdem verschiedene frühere Verträge mehr oder 

Ludewig, Telegraphenreoht. 7 
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minder oft erneuert, abgeändert oder erweitert worden 
sind — (die Aufzählung dieser Veränderungen würde in 
einer Geschichte der Telegraphie nicht entbehrt werden 
können, hier aber zu weit abführen) — sind zur Zeit in 
Gültigkeit: 

a) Allgemeine Verträge. 

1) Der Wiener Telegraphenvertrag vom 21. Juli 1868, 
welcher die Beziehungen für den gegenseitigen Tele- 
graphenverkehr folgender Staaten, bez. Telegraphen- 
Institute regelt: 

Norddeutschland, Oesterreich, Ungarn, Baden, 
Bayern, Belgien, Dänemark, Spanien, Frankreich, 
Ostindien, Griechenland, Italien, Luxemburg, Nor- 
wegen, Schweden, Niederlande, Persien, Portugal, 
Rumänien, Russland, Serbien, Schweiz, Türkei, Wür- 
temberg und die indo-europäische Telegraphencom- 
pagnie. England, dessen Telegraphen-Einrichtungen 
1868 noch Privatunternehmung waren, war hier nicht 
vertreten und es regelt sich der Verkehr mit Gross- 
Britannien nach besondern Uebereinkommen. 

2) Der Baden-Badener Vertrag vom 25. October 1868, 
welcher die Grundlagen für den Deutsch -Oester- 
reichischen Telegraphen- Verein, — den Norddeutschen 
Bund, Oesterreich -Ungarn, Bayern, Wtirttemberg ; 
Baden und die Niederlande umfassend, — enthält. 

b) Special-Verträge, 
welche zwischen dem Norddeutschen Bunde einer- 
seits und Belgien, Frankreich, Schweden, Dänemark, 
Luxemburg und Russland andrerseits abgeschlossen 
sind. 

Den allgemeinen Verträgen, welche im Texte nur 
die Beziehungen der Verwaltungen untereinander 
regeln, sind noch besondere Reglements angefügt, 
welche das technische und administrative Detail 
normirend, zwar dieselbe Gültigkeit haben, als die 
Verträge selbst, aber auf leichtere Weise den jedes- 
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maligen Zeiterfordernissen entsprechend geändert und 
ergänzt werden können. Dem Vereinsvertrage end- 
lich ist eine sog. Telegraphenordnung angeheftet; 
welche die Beziehungen der Verwaltungen zu den 
Correspondenten feststellen soll. Zuletzt redigirt ist 
diese als „Telegraphen-Ordnung für die Cor- 
respondenz auf den Linien des Telegraphen- 
Vereins" im Jahre 1868 zusammengestellt und lau- 
tet; soweit sie im Speciellen das zwischen dem De- 
peschen-Aufgeber und der Telegraphen -Verwaltung 
entstehende Vertrags verhältniss angeht, wie folgt: 

§. 1. 

„setzt den Geltungsbereich des Reglements fest" 

§. 2. 

Benutzung des Telegraphen. 

„Die Benutzung der für den öffentlichen Verkehr be- 
stimmten Telegraphen steht Jedermann zu. Jede Ver- 
„waltung hat jedoch das Recht , ihre Linien und Stationen 
„ganz oder zum Theü für alle oder für gewisse Gattungen 
„von Correspondenz zu schliessen. 

„Die Aufgabe von Depeschen Behujs der Telegraphirung 
„kann nur bei den Telegraphen-Stationen (allenfalls brief- 
lich) erfolgen" 

Von dem Rechte, den Telegraphenverkehr ganz oder 
zeitweise zu suspendiren, welches sich die einzelnen Ver- 
waltungen nach Art. 21 des genannten internationalen 
Wiener Vertrages auch bezüglich des internationalen Te- 
legraphenverkehrs vorbehalten haben, wird nur höchst 
selten und ungern Gebrauch gemacht. Während des 
deutsch -französischen Krieges haben auf den Bundes- 
Telegraphen-Leitungen die Privatdepeschen, zwar zeitweise 
erheblichen Verzögerungen unterliegen müssen, ganz auf- 
gehoben war der Verkehr jedoch nie und nirgends, aussei 

7* 
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an einigen Tagen in Saarbrücken , wo des berühmten 
Franzoseneinfalles wegen die dortige Station während 
kurzer Zeit aufgegeben werden musste. Die Eisenbahn- 
Telegraphen siud dagegen längere Zeit hindurch dem 
Privat -Depeschen -Verkehre entzogen worden , weil die 
anlässlich der Kriegsereignisse entstandenen unregel- 
mässigen Betriebsverhältnisse die Eisenbahntelegraphen 
auschliesslich zu Staats- und Dienstzwecken nothwendig 
machten. — Dass in Frankreich dagegen der Telegraphen- 
verkehr für Private in allen von den Deutschen occupir- 
ten Landestheilen und noch weit darüber hinaus aufge- 
hoben war, versteht sich von selbst. 

Es ist bei dieser Gelegenheit noch auf den Artikel 
des schon oben erwähnten internationalen Wiener Ver- 
trages hinzuweisen, welcher eigentlich nur eine Er- 
weiterung der Befugniss, einzelne Depeschen von der 
Beförderung auszuschliessen , stipulirt; indem er jeder 
Regierung das Recht vorbehält, den internationalen Te- 
legraphendienst, wenn sie es für nothwendig erachtet, sei 
es Uberhaupt oder nur auf gewissen Linien und für ge- 
wisse Arten von Correspondenzen, auf unbestimmte Zeit 
einzustellen, wobei ihr die Verpflichtung obliegt, hiervon 
jeder der übrigen contrahirenden Regierungen Kenntniss 
zu geben. 

In frühern Zeiten hatte einmal, was des Curiosums 
wegen angeführt zu werden verdient, die österreichische 
Verwaltung den telegraphischen Verkehr mit Rumänien 
abgebrochen, weil letzteres mit der Abführung der von 
ihm herauszuzahlenden Telegraphengebühren arg in Rück- 
stand gerathen war, bis die Angelegenheit ihre Regelung 
gefunden hatte. 

Im Uebrigen wird die theilweise oder völlige Auf- 
hebung des Telegraphenverkehrs auf längere oder kürzere 
Zeit wahrscheinlich immer nur die Folge grosser politi- 
scher Ereignisse sein und lässt sich unter solchen Um- 
ständen auch nicht umgehen. 
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Nur eine Ausnahme ist hierbei zu erwähnen, welche 
die Norddeutschland transitirende und dort originirende 
telegraphische Correspondanz nach Ostindien betrifft. — 
Obwohl nämlich verschiedene Telegraphcnlinien zwischen 
Europa und Ostindien etablirt sind, so ist doch Seitens 
der norddeutschen Telegraphenverwaltung angeordnet, 
dass alle nach Ostindien bestimmten Depeschen ledig- 
lich den Linien der indo -europäischen Telegrapheneom- 
pagnie zugeführt werden und deren Annahme sogar, wenn 
der Aufgeber eine andre Route vorschreiben will , ver- 
weigert werden soll. 

Diese vielleicht im fiskalischen Interesse, jedenfalls 
aber auch zu Gunsten der genannten Aktienunterneh- 
mung getroffene Massregel legalisirt sich allerdings durch 
die hier besprochenen Vorbehalte der Telegraphenord- 
nung und des internationalen Wiener Vertrages, wenn- 
gleich sie nicht ganz den sich Uberall sonst doknmen- 
tirenden liberalen Verwaltungsmaximen entspricht. 

£ 3. 

Bewahrung des Telegraphengeheimnisses. 

„Die Vereins-Regierungen werden Sorge tragen, dass 
„die Mittheilung von Depeschen an Unbefugte verhindert 
„und dass das Telegraphengeheimniss in jeder Beziehung 
„auf das Strengste gewahrt werde/' 

Den Telegraphenbeamten ist die Mittheilung des In- 
halts der Depeschen, auch die blosse Namhaftmachung 
der Depeschenaufgeber und Empfänger an Unbefugte bei 
Eidespflicht untersagt, und es dürfen selbst den Auf- 
gebern und Empfängern die Originale und Abschriften 
von Depeschen nur, nachdem dieselben ihre Identität 
nachgewiesen haben, mitgetheilt werden. 

Zur Ausführung dieser Bestimmung war den Tele- 
graphenbeamten schon von jeher bei Eidespflicht die 
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Mittheilung darüber, von wem eine Depesche aufgegeben, 
oder an wen sie gerichtet ist, untersagt ; die Criminalge- 
setzgebung hatte diesen Fall jedoch noch nicht speciell, 
wie etwa den der Verletzung des Briefgeheimnisses, in's 
Auge gefasst. 

Erst das seitdem auf das deutsche Reich ausgedehnte 
Strafgesetzbuch fUr den norddeutschen Bund vom 31. Mai 
1870 berücksichtigt auch die Telegraphenverhältnisse, in- 
dem es § 355 bestimmt: 

„Telegraphenbeamte oder andere mit der Beauf- 
sichtigung und Bedienung einer zu öffentlichen Zwecken 
dienenden Telegraphenanstalt betraute Personen, welche 
die einer Telegraphenanstalt anvertrauten Depeschen 
verfälschen oder in anderen, als in dem Gesetze uo?*- 
gesehenen Fällen eröffnen oder unterdrücken, oder von 
ihrem Inhalte Dritte rechtswidrig benachrichtigen, oder 
einem Anderen wissentlich eine solche Handlung ge- 
statten oder ihm dabei wissentlich Hülfe leisten, werden 
mit Gefängniss nicht unter S Monaten bestraft" 
Das Gesetz macht hier einen nicht recht erklärbaren 
Unterschied bezüglich der Eröffnung oder Unterdrückung 
und der Mittheilung an Dritte, indem es für jene nur die 
im Gesetze vorgesehenen Fälle zulässt, diese aber, wenn 
sie rechtswidrig ist, mit Strafe bedroht. — Da es nun 
noch kein Telegraphengesetz giebt, sondern nur die reg- 
lementarischen Bestimmungen dem Gesetze gleich zu ach- 
ten sind, so kann die Zulässigkeit der Eröffnung, bez. 
Unterdrückung von Depeschen auch nur nach diesen be- 
urtheilt werden, wenn sie nicht aus irgend einem Rechts- 
grunde geboten oder mindestens erlaubt ist. — Vorläufig 
sind die hierauf bezüglichen Bestimmungen auch nur in 
den Reglements, nebst Erläuterungen enthalten, folglich 
auch nur nach diesen zu beurtheilen, und es kann die 
angedeutete Unterscheidung als eine glückliche nicht be- 
zeichnet werden. 

Von der Unterdrückung einer Depesche, — als welche 
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alle wissentlichen Handlungen und Unterlassungen an- 
gesehen werden müssen, welche geeignet sind, eine zur 
Beförderung angenommene Depesche nicht an ihre Adresse 
gelangen zu lassen, sei es bei der Aufgabe- oder einer 
Zwischen- oder der Adress-Station, — von dieser Unter- 
drückung ist die Zurückweisung einer Depesche wohl 
zu unterscheiden. Diese ist im Gesetz als strafbar nicht 
bezeichnet; die Telegraphenverwaltung hat sich sogar 
nach dem vorigen Paragraphen der Telegraphenordnung 
das Recht vorbehalten, ganze Gattungen von Depeschen 
und alle Depeschen für einzelne oder alle Linien, sowie 
nach §. 10 (s. unten) Privat-Depeschen, deren Inhalt 
gegen die Gesetze verstösst, oder welche aus Rücksichten des 
öffentlichen Wohles und der Sittlichkeit für unzulässig 
erachtet werden, zurückzuweisen. 

Erfolgt ausser diesen amtlich vorgesehenen Fällen 
eine unbegründete Zurückweisung, so ist dies noch keine 
strafrechtlich zu verfolgende Handlung; — der zurück- 
weisende Beamte bleibt jedoch auch hier civilrechtlich 
für die Folgen seiner Handlung resp. Unterlassung haft- 
bar und kann von dem Beschädigten processualisch ver- 
folgt werden. Auch die Vorenthaltung der Aushändigung 
einer Depesche, (cfr. §.11 der Telegraphen-Ordnung) 
falls Adressat sich weigert, die auf derselben haftenden 
Gebühren zu bezahlen, ist durchaus gerechtfertigt und 
zulässig und kann nicht unter die Bestimmungen des 
Strafgesetzbuches fallen. 

Dagegen sind nach den Gesetzes-Stelle vertretenden 
Reglements, insofern es sich nicht um Aufgeber und 
Adressaten von Depeschen handelt, nur die Gerichte und 
Staatsanwaltschaften desjenigen Staates, in dessen Gebiet 
sich die betreffende Telegraphen-Station befindet, berech- 
tigt, die Einsicht, Zurückhaltung und Auslieferung an 
Privatpersonen gerichteter telegraphischer Depeschen 
oder beglaubigte Abschritten der letztern zu verlangen, 
jedoch auch nur zu Zwecken strafgerichtlicher Unter- 
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Buchungen. — In allen andern Fällen ist jede Auskunft 
über Depeschen, selbst Gerichten gegenüber, unstatthaft. 
— Für zweifelhafte Fälle ist zwar den Telegraphen- 
Direktionen die Entscheidung vorbehalten, hierdurch je- 
doch nicht etwa die Befugniss zur Ueberschreitung der 
oben angegebenen Grenzen ertheilt, sondern nur die 
Pflicht auferlegt, zu prüfen und zu entscheiden, ob alle 
Bedingungen erfüllt sind und nach den gegebenen Be- 
stimmungen einem etwanigen Antrage deferirt werden 
kann und darf. 

Im Interesse der einen oder andern Partei im Civil- 
processe kann die Telegraphenverwaltung zur Heraus- 
gabe der Depeschen nicht gezwungen werden und wenn 
sie sich daher nicht freiwillig zur Namhaftmachung des 
schuldigen Beamten verstehen würde, so würde für Jeden, 
welcher sich durch das Versehen eines Telegraphen- 
beamten beschädigt glaubt, und welcher, wie wir schon 
gesehen, eine Haftpflicht der Verwaltung nicht in An- 
spruch nehmen kann, die grösste Schwierigkeit entstehen, 
sich an Jenen zu halten, blos weil er ihn nicht ermitteln 
kann. 

Die jetzt kaiserlich deutsche Telegraphen-Verwaltung 
wird auf Verlangen des Beschädigten denjenigen 
ihrer Beamten, durch dessen Versehen die Beschädigung 
hervorgerufen, immer namhaft raachen, davon ausgehend, 
dass die Würde der Verwaltung es erfordert, die Herbei- 
führung einer richterlichen Entscheidung nicht zu ver- 
hindern oder zu erschweren; ob auch andre Verwaltungen 

ohne rechtlichen Zwang zu Gunsten des Publikums 
ebenso strenge gegen ihre Beamten verfahren werden, 
lässt sich nicht sofort übersehen; die Ansichten beispiels- 
weise hochstehender süddeutscher Verwaltungsbeamten 
neigen zur Verneinung der Frage hin. 

f 4. 

„setzt die Diensthunden der Telegraphen-Stationen fest." 



Digitized by Google 



I 



105 

§. 5. 

Wohin Depeschen gerichtet werden können. 

„Telegraphische Depeschen können nach allen Orten 
„aufgegeben werden, wohin die vorhandenen Telegraphen- 
„ Verbindungen auf dem ganzen Wege oder auf einem Theile 
„desselben die Gelegenheit zur Beförderung darbieten» 

„Befindet sich am Bestimmungsorte keine Telegraphen- 
Station, so erfolgt die Weiterbeförderung von der äusser- 
ten, beziehungsweise der von dem Aufgeber bezeichneten 
„Telegraphen-Station entweder durch die Post oder durch 
„Expressen. Ist keine Bestimmung über die Art der 
„Weiterbeförderung getroffen, so wählt die Adress- Station 
„nach ihrem besten Ermessen die zweckmässigste Art der- 
selben. Das Gleiche findet statt, wenn die vom Aufgeber 
„angegebene Art der Weiterbeförderung sich als unaus- 
führbar erweist. Auch ist die Aufgabe der Depeschen 
„mit der Bezeichnung „bureau-restant" oder „poste-restante" 
„zulässig" 

§. S. 

Erfordernisse der zu befördernden Depeschen, 

„Das Orginal jeder zu befördernden Depesche muss 
„in solchen Buchstaben und Zeichen, welche sich durch 
„den Telegraphen wiedergeben lassen, deutlich und ver- 
ständlich geschrieben sein. 

„Einschaltungen, Bandzusätze, Streichungen oder Ueber- 
„schreibungen müssen vom Aufgeber der Depesche oder 
„von seinem Beauftragten bescheinigt werden. 

„ Obenan muss die Adresse stehen, dann der Text und 
„am Schlüsse die Unterschrift des Absenders. 

„Die Adresse muss der Art sein, dass die Bestellung 
„an den Adressaten ohne weitere Ermittelungen, Rückfragen, 
„Zweifel etc. erfolgen kann. Sie hat für die grossen Städte 
„die Angabe der Strasse und der Hausnummer, oder in 
„Ermangelung dessen die Angabe der Berufsart oder andere 
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„ähnliche Bezeichnungen zu enthalten. Selbst für Heinere 
„Orte ist es wünschenswert, dass der Name des Adressa- 
nten von einer solchen ergänzenden Bezeichnung begleitet 
„sei, damit im Falle von Verstümmelungen des Eigen- 
namens der Adressat am Bestimmungsorte aufgefunden 
„werden könne. 

„Die Angabe des Landes, in welchem der Wohnort 
„des Adressaten liegt, ist obligatorisch, mit Ausnahme der 
„Fälle, wo dieser Wohnort eine Hauptstadt oder ein wich- 
tiger Börsen- oder Handelsplatz ist. 

„Bei Depeschen, welche für auf dem Meere befindliche 
„Schiffe bestimmt sind, ( semaphorische Depeschen) muss 
„die Adresse ausser den gewöhnlichen Angaben, noch die 
„officielle Bezeichnung und Nummer, sonne die Nationalität 
„des Adressschiffes enthalten. 

„Es ist dem Absender gestattet, seiner Unterschrift 
„eine beliebige Beglaubigung beifügen zu lassen. 

„Die etwaigen Angaben bezüglich des Beförderung s- 
„weges, der Zustellung an den Adressaten, der Empfangs- 
„Anzeigen, der Recommandation, der Nachsendung, und der 
„ Weiterbeförderung müssen unmittelbar hinter der Adresse, 
„die Angaben bezüglich der frankirten Antworten zwischen 
„Text und Unterschrift, die etwaige Beglaubigung hinter 
„der Unterschrift stehen. 

„Depeschen, welche die hiernach erforderlichen An- 
„gaben nicht enthalten, sollen zicar dennoch zur Beförde- 
rung angenommen werden. Die Folgen ungenauer resp. 
„unvollständiger Angaben sind jedoch jedenfalls vom Ab- 
äsender zu tragen. Derselbe kann eine nachträgliche Ver- 
vollständigung des Fehlenden nur gegen Aufgabe und Be- 
zahlung einer neuen Depesche beanspruchen. 

Auf die Wichtigkeit einer deutlichen Handschrift 
kann im Interesse des Publikums nicht genug hinge- 
wiesen werden. Der abtelegraphirende Beamte hat nicht 
die Zeit, eine Depesche vor der Inangriffnahme durch- 
zulesen und einzelne Undeutlichkeiten aus dem Sinne zu 
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ergänzen. Letzteres ist häufig schon an sich wegen des 
abgekürzten Depeschenstyls unmöglich und für den Be- 
amten unisoniehr, welcher die Aufmerksamkeit auf jeden 
einzelnen abzugebenden Buchstaben zu richten hat, um 
die erforderliche Anzahl ' von Punkten und Strichen zu 
machen resp. bei Tastenapparaten die richtige Taste in 
der richtigen Reihenfolge zu greifen und die entsprechende 
Zeit hindurch niederzudrücken. Die Arbeit ist eine so 
beschleunigte, dass auch Zeit zu eingehender Ueberlegung 
nicht bleibt und lediglich nach dem augenblicklichen Ein- 
drucke verfahren wird. Es ist hierbei schwer, dem nicht 
Sachverständigen klar zu machen, welche oft wunder- 
baren Verwechslungen bei nicht völliger Deutlichkeit 
selbst bei höchst verständigen und sorgfältigen Menschen 
schon beim Ablesen der Muttersprache, ganz natürlich 
sind. Handelt es sich aber um Depeschen in fremder, 
dem Telegraphisten vielleicht gänzlich unbekannter 
Sprache, so nehmen die Schwierigkeiten natürlich in 
grossem Umfange zu. Eine schöne Handschrift wird gar 
nicht erfordert, im Gegentheil es giebt eine besonders bei 
Engländern häufige Art von Handschriften, welche höchst 
sauber und elegant aussieht und dennoch nur sehr 
schwer zu entziffern ist; nur Deutlichkeit ist erforderlich. 

Dass Einschaltungen etc. von dem Depeschen-Auf- 
geber, als von ihm herrührend, zu attestiren sind, ist 
öfters vielleicht unbequem, liegt aber nicht weniger im 
Interesse der Correspondenten, als der Verwaltung, um 
Malversationen vorzubeugen. 

Was endlich tn diesem Paragraphen noch die Adres- 
sirung betrifft, so muss berücksichtigt werden, dass es 
Angesichts der ungemein niedrigen Telegraphentaxen 
eine ungeheure Leistung repräsentirt, wenn jede Depesche 
sofort nach ihrem Eintreffen durch einen besondern Boten 
zur Bestellung gelangt. Die Verwaltung ist daher nicht 
in der Lage, auf eine einzelne Depesche mehr, als einen 
Gang, zu verwenden. Es ist dem Boten deshalb auch 
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verboten, den etwa vom Hause abwesenden Adressaten, 
dort zu erwarten, oder ihn an einem zweiten und dritten 
Orte aufzusuchen; er tibergiebt das Telegramm in solchem 
Falle entweder einer zuverlässigen Person desselben 
Hauses oder lässt, wenn sich eine solche nicht findet, 
in der Wohnung des Adressaten ein Avertissement über 
den Eingang der Depesche zurück, während er letztere 
selbst auf die Telegraphen -Station zur Asservation zurück- 
bringt. 

Ist die Adressirung aber nicht genau, indem durch 
Personen gleichen Namens an demselben Orte Verwechs- 
lungen entstehen könnten, so ist eine Ermittlung des 
etwanigen richtigen Adressaten unzulässig, und die De- 
pesche muss einfach als unbestellbar zurückgemeldet 
werden. 

In der Regel verfahren ältere Oeschäftshäuser hier- 
bei vorsichtiger; dagegen kommen Unzuträglichkeiten 
öfters bei neuen und unbedeutenden oder schwindelhaften 
Geschäften und Personen vor, welche ihren Comniitten- 
ten, um sich als bekannte und renommirte Firmen zu 
insinuiren, weiss zu machen lieben, dass die Angabe des 
blossen Namens zur richtigen Bestellung der Correspon- 
denzen genüge, während in der Stadt, ausser ihnen selbst, 
vielleicht Niemand weiter eine Kenntniss ihrer Existenz 
hat und selbst das Adressbuch dieselbe noch nicht nach- 
weist. 

Selbstverständlich kann sich eine Verwaltung nicht 
dazu hergeben, ihre Kräfte und Mittel zur Befriedigung 
solcher und ähnlicher unberechtigter Ansprüche zu ver- 
schwenden. 

Die Beglaubigung einer Unterschrift, welche in einer 
frühern Zeit von Seiten der Telegraphen - Verwaltung 
selbst bewirkt wurde, später aber sehr mit Recht wieder 
abgelehnt worden ist, weil deren Organe nicht hinläng- 
lich befähigt sind, sich vor Täuschungen zu sichern, 
kommt verhältnissmässig selten vor, obschon, gerade hier 
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der schwächste Punkt der telegraphischen Zuverlässig- 
keit liegt. Die Telegraphen-Verwaltung behält sich nach 
§. 10 des Reglements zwar das Recht vor, den Aufgeber 
einer Privat -Depesche zum Nachweise der Aechtheit 
seiner Unterschrift anzuhalten, allein auch hiervon wird 
nur sehr selten Gebrauch gemacht, weil sich die Geltend- 
machung dieses Rechtes immer nur auf Fälle ganz 
plumper Betrügereien beschränken wird. — Keinenfalls 
aber übernimmt oder bietet die Telegraphen-Verwaltung 
auch nur die geringste Garantie, dass eine Privat- 
Depesche wirklich von demjenigen herrührt, dessen Name 
als Unterschrift auf der Ausfertigung figurirt. Es ist 
dies indessen ein Punkt, welcher vorzugsweise für die 
Beurtheilung der rechtlichen Verhältnisse der Correspon- 
denten untereinander von Wichtigkeit ist und deshalb in 
dem dritten Abschnitte dieser Abhandlung noch näher 
besprochen werden muss. 

Nur für Depeschen, mittels deren Postsendungen 
irgend welcher Art zurückgefordert werden, ungleichen 
diejenigen Depeschen, welche die Auslieferung von Post- 
sendungen an eine andere Adresse, als auf der Sendung 
selbst angegeben ist, dergleichen Depeschen zur Beförde- 
rung überhaupt nicht angenommen werden dürfen, wenn 
der Aufgeber nicht eine amtliche Bescheinigung der 
Aufgabe-Post-Anstalt darüber vorlegt, dass er sich bei 
derselben, als zur Zurückforderung berechtigt, legitimirt 
habe; also nur für solche Depeschen übernimmt die Tele- 
graphen-Station noch die Beglaubigung, soweit dieses 
Verfahren zwischen den verschiedenen Postverwaltungen 
vereinbart ist. Dies erstreckt sich auf das deutsche 
Reich einerseits und Oesterreich, Luxemburg, sowie Russ- 
land, Dänemark, Schweden, Belgien und die Schweiz 
andrerseits. 

§. 7. und §. 8. 

„enthalten die Classißcirung der Depeschen und formale 
„Vorschriften für Staats-Depeschen. 
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#. 9. 

Besondere Bestimmungen für Privat- 

Depeschen. 

„Bei Privat-Depe8chen ist die Fassung in der Landes- 
„spräche Regel. Sie können überdies in jeder andern 
„Sprache abgefasst sein, welche den Stationen als zulässig 
„bezeichnet ist 

„Die Depeschen, welche hiernach nicht icie gewöhn- 
liche DepescJien zulässig sind, sind wie geheime Depeschen 
„anzusehen. 

„Die semaphorischen Depeschen müssen entweder in 
„der Sprache des Landes, in welchem die semaphorische 
„Station, welche die Beförderung der Depesche an das 
„Adressschiff zu besorgen hat, gelegen ist, oder in Zeichen 
„des allgemeinen Handels- Kodex, abgefasst sein. 

„Die Anwendung der Chiffernschrift ist bei Privat- 
„Depeschen gestattet, wenn sie zwischen Stationen zweier 
„Staaten gewechselt werden, welche diese Art der Correspon- 
„denz zulassen, 

„Depeschen, welche nur Börsen-Course, Waaren- und 
„Getreide-Preise etc. enthalten, werden nicht als chiffrirte 
„Depeschen angesehen (cfr. §. 15.) > 

Für Depeschen, welche streckenweise oder aus- 
schliesslich durch Telegraphen der innerhalb des nord- 
deutschen Telegraphen -Gebietes gelegenen Eisenbahnen 
zu befördern sind, ist die Fassung in deutscher Sprache 
Bedingung, soweit nicht für einzelne Bahnen und Sta- 
tionen der Gebrauch fremder Sprachen ausdrücklich nach- 
gegeben ist. — Häufig werden zwar auch Seitens der 
Eisenbahn-Telegraphen-Stationen Depeschen in fremder 
Sprache aus Gefälligkeit durchgelassen resp. nachsichtig 
übersehen; ein Zwang kann gegen die Zurückweisung 
jedoch nicht ausgeübt werden. — Für die Staatstelegra- 
phenlinien ist nur die Anwendung deutscher oder lateini- 
scher Buchstaben erforderlich, im Uebrigen sind als zu- 
lässig die folgenden Sprachen bezeichnet: dänisch, deutsch, 
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englisch, flämisch, französisch, griechisch, holländisch, 
italienisch, lateinisch, norwegisch, portugiesisch, rumänisch, 
schwedisch, slawisch (böhmisch, croatisch, illyrisch, pol- 
nisch, russisch, ruthenisch, serbisch, slovakisch, slovenisch), 
spanisch und ungarisch. 

Die Anwendung der Chiffernschrift, also die Absen- 
dung geheimer Depeschen ist für Private im deutschen 
Reiche nicht gestattet; die oben befindliche Vorschrift be- 
zieht sich daher, Deutschland anlangend, nur auf transi- 
tirende Depeschen. 

§. W. 

Controle der Depeschen. 

„Der Aufgeber einer Privat-Depesche ist verpflichtet, 
„auf desfallsiges Verlangen die Aechiheit der Unterschrift 
„seiner Depesche nachzuweisen. Privat- Depeschen, deren 
„Inhalt gegen die Gesetze verstösst oder aus Rücksichten 
„des öffentlichen Wohles oder der Sittlichkeit für unzulässig 
„erachtet wird, werden zurückgewiesen. 

„Die Entscheidung über die Zulässigkeit des Inhalts 
„steht dein Vorsteher der Aufgabe-Station, beziehungsweise 
„der Zwischen- oder Adr es s- Station, oder dessen Stellver- 
treter, und in zweiter Instanz der dieser Station vorgesetz- 
ten Central- Verwaltung zu, gegen deren Entscheidung ein 
„Rekurs nicht stattfindet. Bei Staats - Depeschen steht den 
„Telegraphen-Stationen eine Controle der Zulässigkeit des 
„Inhalts nicht zu. 

Auf den Eingang dieses Paragraphen ist schon bei 
§. 6 hingewiesen worden. 

Die Berechtigung der Telegraphen- Verwaltung, nicht 
blos die juridische, sondern auch die moralische, Privat- 
Depeschen, deren Inhalt gegen die Gesetze verstösst von 
der Beförderung auszuschliessen, ist völlig unzweifelhaft, 
und es kann der Gedanke an das Odium einer Präven- 
tiv-Censur hierbei nicht aufkommen. Ist es überhaupt 
eine der höchsten Pflichten des Staates, durch seine Or- 
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gane für die Beachtung und Aufrechterhaltung der Ge- 
setze zu sorgen, so ist es selbstverständlich, dass er durch 
seine Organe nicht bei einer Gesetzesübertretung mit- 
wirken darf. Ja er würde, wäre der Telegraph in Pri- 
vathänden, den Inhaber sogar als Theilnehmer des Delikts 
zu verfolgen haben, wenn dieser den Telegraphen zu ge- 
setzwidrigen Mittheilungen wollte benutzen lassen. Würde 
Jemand durch den Telegraphen Auftrag zu einem Morde, 
zu einer Brandstiftung ertheilen wollen, so würde sicher 
Niemand gegen die Zurückweisung einer solchen Depesche 
von der Beförderung Einspruch erheben ; was aber in 
dem einen Falle nicht zulässig ist, kann auch im andern, 
minder wichtigen, wie beispielsweise bei Privatinjurien, 
nicht gebilligt werden. 

Wenn der Staat aus Rücksichten des öffentlichen 
Wohles und der Sittlichkeit, einzelne Depeschen von der 
Beförderung auszuschliessen, sich das Recht vorbehält, 
so erscheint dies bedenklicher. Die Pflicht der Beurthei- 
lung über die Zulässigkeit u. s. w. aber ist den Beamten 
selbst gewiss am lästigsten, weil ihre Ausübung mit 
mannigfachen Verantwortlichkeiten verknüpft ist. — 
Trotzdem kann diese Rücksicht nicht den Ausschlag 
geben, und da einer per Telegraph eingehenden Nach- 
richt, wenn auch sehr mit Unrecht, so doch thatsächlich 
noch ziemlich häufig eine gewisse Authenticität beigelegt 
wird, weil sie die Augen von Staatsbeamten passirt hat, 
so ist es durchaus nur zu billigen, wenn Nachrich- 
ten, die an sich vielleicht gar nicht ungesetzlich sind, 
die aber allgemeine Erregung, eine Erschütterung des 
Geldmarktes, oder eine Gefährdung andrer Staats-Interes- 
sen bewirken können, von der telegraphischen Beförde- 
rung ausgeschlossen werden. — Dass beispielsweise im 
Kriege über Bewegungen der Marine und des Heeres, 
bei welchen die Geheimhaltung von 24 Stunden von 
unberechenbarem Einfluss sein kann, Privatmittheilungen 
per Telegraph nicht zugelassen werden, dass ebenso in 
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kritischen Zeiten die unrichtige, aus der Luft gegriffene 
Meldung Uber den Rücktritt eines Finanzministers, Uber 
das Fallissement eines grossen Geldinstituts, Uber die an- 
geordnete Mobilmachung, oder die muthwillige Verkündi- 
gung einer an einem Orte nicht wirklich ausgebrochenen 
Feuersbrünst — alles dies keineswegs willkürlich sup- 
ponirte, sondern wirklichen Vorkommnissen entnommene 
Beispiele — dass solche Tartarennach richten und Zei- 
tungsenten von der telegraphischen Beförderung ausge- 
schlossen werden, wird selten Missbilligung und sogar 
jedenfalls bei ruhigen, wohldenkenden Menschen voll- 
kommene Billigung finden. Hierin aber liegt schon der 
Beweis, dass der Telegraphen-Verwaltung eine gewisse 
discretionäre oder arbiträre Gewalt reservirt bleiben muss. 
— Kommen hierbei Uebergriffe einzelner allzuängstlicher 
Beamten vor, so sind diese allerdings zu beklagen, aber 
als ein nicht gänzlich zu beseitigendes Uebel zu betrach- 
ten, über das man sich nur durch den Recurs an die 
höhere Instanz beschweren kann. 

Bezüglich der Staats-Depeschen steht den Telegra- 
phen-Stationen eine Controle Uber die Zulässigkeit des 
Inhaltes nicht zu; um aber einen Missbrauch des Tele- 
graphen zu gebührenfreier Beförderung unnöthiger oder 
mit zu grosser Weitschweifigkeit im gewöhnliehen Curial- 
styl abgefasster Staats-Depeschen Seitens untergeordneter 
Amtsstellen zu vermeiden, sind von den Centrai-Behörden 
(Ministerien) übereinstimmende Verfügungen erlassen wor- 
den, welche die Benutzung des Telegraphen zu gebühren- 
freien Staats-Depeschen auf wirklich dringende Fälle be- 
schränken und einen möglichst concisen Styl vorschreiben. 
Kommen hiergegen Verstösse vor, so dürfen die Depe- 
schen zwar nicht zurückgewiesen werden; sie werden 
aber dem der absendenden Stelle vorgesetzten Ministe- 
rium in Abschrift eingereicht, damit dieses die geeignete 
Remedur eintreten lassen kann. Dieser Controle in der 

Ludewig, Telegraphen recht. 8 
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amtlichen Benutzung der Telegraphen unterliegen arlle 
Behörden, mit alleiniger Ausnahme der Ministerien selbst. 

§. iL 

Gebühren-liJrhebiing. 

„Bei Aufgabe der Depeschen sind jämmiliche bekannte 
„Telegraphirungs- Gebühren im Voraus zu entrichten. Von 
„dem Adressaten sind ausser den etwaigen Weiterbe forde- 
„rungs-Gebühren zu entrichten: 

„1) die ganze Taxe derjenigen Depeschen, welche durch 
„die ' semaphorischen Stationen von einem Schiffe aufge- 
nommen und weiterbefördert sind; 

„2) die Ergänzungs-Taxe der nachzusendenden Depe- 
schen {cfr. §. 17.) 

„In allen Fällen } ico eine Gebühren- Entrichtung bei 
„der Uebergabe der Depesclie stattfinden soU, ivird diese 
„dem Adressaten nur gegen Bezahlung des schädigen Be- 
trages zugestellt." 

Verweigert demnach der Adressat die Zahlung der 
von ihm einzuhebenden Gebühren, so erhält er die für 
ihn bestimmte Depesche nicht ausgehändigt, unbeschadet 
des Rechtes der Telegraphen- Verwaltung diese nachträg- 
lich von dem Depeschen-Aufgeber einzuziehen (cfr. §. 27.) 

Ueber die erhobenen Gebühren jeder Art werden 
dem Absender auf Verlangen unentgeltliche Quittungen 
ertheilt. Diese Vorschrift veranlasst viele Umständlich- 
keiten und erschwert den Geschäftsgang sehr wesentlich. 
Sie lässt sich jedoch so lange nicht vermeiden, so lange 
dem Depeschen-Aufgeber irgend ein, wenn auch noch so 
beschränktes Keclamationsrecht zugestanden wird, und 
zwar um so weniger, als in vielen Fällen die Quittung 
den einzigen Anhalt zur Begründung der Reclamation 
liefert; es ist eigentlich unter solchen Umständen nur zu 
verwundern, dass Geschäftsleute überhaupt auf das Recht 
der Quittungsforderung in einzelnen Fällen verzichten. 
— Offenbar erschwert dieses Recht auch die allgemeine und 
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den Geschäftsgang: ungemein erleichternde Anwendung 
der Telegr phen-Marken, so dass es sehr natürlich er- 
scheint, wenn deren Verbreitung nicht nur absolut, son- 
dern auch relativ derjenigen der Briefmarken noch un- 
endlich nachsteht. — Die Briefmarken haben sich ganz 
allgemein schon förmlich als Zahlungsmittel zur Aus- 
gleichung kleinerer, den Werth von 1 Thlr. oder 1 Gul- 
den nicht Ubersteigenden Beträge unter entfernt von ein- 
ander Wohnenden eingebürgert, und gerade das hat 
wesentlich zu ihrer Verbreitung beigetragen. Bei der 
Einführung der Telegraphen -Freimarken ist man eng- 
herziger gewesen und hat Aelmliehes, wenn man es auch 
nicht ganz verhindern kann, doch mindestens erschwert 
oder nicht begünstigt. — 

Das Bundesgesetz (vom IG. Mai 1869; Uber die Ein- 
führung von Telegraphen-Freimarken lautet: 

Die Bundes-Telegraphenverwaltung ist ermächtigt, Frei- 
marken zur Frankirung telegraphischer Depeschen anfertigen 
und durch die Telegraphen-Stationen verlaufen zu lassen. 

Die Telegraphen-Freimarken sind zu demselben Be- 
trage zu verkaufen, welcher durch den Fraukostempcl be- 
zeichnet ist. 

Die iveitern Anordnungen wegen Benutzung der Tele- 
graphen -Freimarken icerden von der Bundes-Telegraphen- 
Verwaltung im administrativen Wege getroffen. 

Wer unechte Telegraphen - Freimarken anfertigt oder 
echte Telegraphen-Freimarken verfälscht, wer wissentlich von 
falschen oder verfälschten Telegraphen-Freimarken Gebrauch 
macht, sowie wer Telegraphen-Freimarken nach ihrer Ent- 
iverthuug zur Frankiruug einer telegraphischen Depesche be- 
nutzt, hat dieselbe Strafe verwirkt, welche in den Bundes- 
oder Landesgesetzen gegen denjenigen festgesetzt ist, welcher 

8* 
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sich einer dieser Handlungen in Beziehung auf Postfreimar- 
ken schuldig macht. 

Zur Ausführung der im §. 1 dieses Gesetzes vor- 
behaltenen weitern Anordnungen ist von der obersten 
Telegraph enbebörde unterm 15. Juli 1869 eine ausführ- 
liche Instruction erlassen worden, welche im Ganzen 
zwar nur ein intern dienstliches Interesse hat, im dritten 
Abschnitte aber vorschreibt, dass es vorläufig ausser den 
Telegraphen-Stationen Niemandem gestattet ist, Telegra- 
phen-Freimarken zum Verkaufe zu fuhren, und dass als 
Preis für die Marken nie mehr, als der durch dieselben 
ausgedruckte Werth betrag erhoben werden darf. — 

Obschon diese Vorschrift für den Contravenienten 
durchaus keine Folgen haben kann, weil ihr ein spe- 
cielles Strafgesetz nicht zur Seite steht, weil Niemand 
gehindert und strafbar werden kann, wenn er rechtlich 
erworbene Telegraphen-Freimarken einem Andern, sei es 
zu ihrem eigentlichen Werthbetrage, sei es zu einem 
billigeren (vielleicht weil er sie nicht mehr verwenden 
kann und gerne los sein will) oder zu einem höhern 
Preise, (indem er sich die Mühe der Beschaffung vergüten 
lässt) verkauft, so wirkt diese Bestimmung doch immer- 
hin hemmend gegen eine allgemeinere Verbreitung dieser 
Marken. 

Der im §. 2 bei der Emanirung des Gesetzes noch 
erforderlich gewesene Hinweis auf die bezüglich der 
Postfreimarken gültigen Bundes- und Landesgesetze ist 
inzwischen durch das am 1. Januar 1871 in Kraft ge- 
tretene Bundesstrafgesetzbuch (Ges. vom 31. Mai 1870) 
überflüssig geworden, indem dieses im §. 275 demjenigen 
eine Gefängnissstrafe nicht unter drei Monaten androht, 
welcher unter Anderm 

1) wissentlich von falschen oder gefälschten Telegra- 
phen-Freimarken Gebrauch macht, — 2) unechte Telegra- 
phen-Freimarken in der Absicht anfertigt, sie als echt zu 
verwenden, oder 3) echte Telegraphen-Freimarken in der 
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Absicht verfälscht, sie zu einem höhern Werthe zu ver- 
wendend 

Bei der Einführung der schon mehrfach erwähnten 
Classification der Depeschen und Beschränkung der Re- 
clamirungsbefugniss auf Vorzugs- und recommandirte De- 
peschen würde die Quittungsleistung für gewöhnliche 
Depeschen fortfallen müssen, und in diesem Falle würde 
auch die Anwendung von Telegraphen-Freimarken vor- 
aussichtlich aus demselben Grunde ganz allgemein wer- 
den, welcher die Anwendung von Postfreimarken für 
gewöhnliehe Briefe hat zur Regel werden lassen. 

§. 12. 

Währung der Gebühren. 

„Die Gebühren- Erhebung erfolgt in der Landes- Wäh- 
rung derjenigen Verwaltung, welcher die Aufgabe-Station 
„angehört. 

„Die Entrichtung der Gebühren kann in klingender 
„Münze verlangt werden. Die für die Gebühren- Erhebung 
„massgebenden Tarife liegen bei jeder Telegraphen-Station 
„dem Publikum zur Einsicht aus.'^ 

Dem deutsch-österreichischen Telegraphen-Verein, für 
welchen das hier besprochene Telegraphen -Reglement 
Gültigkeit hat, gehört auch Oesterreich an, wo klingende 
Münze und Papiergeld allerdings sehr verschiedenen Werth 
haben. Für Oesterreich ist daher auch die Anforderung 
klingender Münze zur Bezahlung von Depeschen von 
realem Werthe; für die übrigen, dem Telegraphen-Ver- 
eine angehörigen Staaten, in welchen geordnetere Valuta- 
verhältnisse obwalten, ist diese Bestimmung ohne prak- 
tischen Werth und niemals auf deren Erfüllung gedrungen 
worden. — Gegenwärtig könnte sie allerdings für die 
Bundes-Telegraphic rechtlich in Ausübung gebracht wer- 
den, weil die Bundeskassen nicht zu den öffentlichen 
Landeskassen gerechnet werden können ; früher, so lange 
die Telegraphie zu den Landesinstituten zählte, würde 
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die Zurückweisung von Landespapiergeld beispielsweise 
in Preussen, Sachsen u. s. w. sogar gesetzwidrig gewesen 
sein, weil dort die Kassenscheine gesetzlich vollgültig an 
allen öffentlichen Kassen in Zahlung angenommen 
werden müssen. 

Damit der Depeschen Aufgeber sich ev. in jedem 
einzelnen Falle von der Richtigkeit der ihm abverlangten 
Telegraphen-Gebühr überzeugen kann, steht es ihm frei, 
die Einsicht in den Gebtihrentarif zu verlangen; und 
erleidet diese Berechtigung nur insofern eine thatsäch- 
liche Beschränkung, als die combinirten Telegraphen- 
Stationen neuerdings (Amtsblatt der Norddeutschen Tele- 
graphen-Verwaltung Nr. 6 pro 1871) von der einen im 
Vergleich zu der Seltenheit der bei ihnen zur Aufgabe 
gelangenden internationalen Depeschen unverhältniss- 
mässigen Zeitaufwand in Anspruch nehmenden Current- 
haltung der internationalen Tarife entbunden und ange- 
wiesen worden sind, im Bedarfsfalle die Höhe der Taxen 
bei der nächsten grössern Telegraphen-Station per Tele- 
graph zu erfragen. 

• & 13. 
Beförflerun f/sf/eb ith ren . 

Bei der Feststellung der Gebühren ist stets eine ein- 
fache Depesche d. h. eine Depesche, welche höchstens 
20 I Torfe enthält, zu Grunde gelegt. Die auf die einfache 
Depesehe anwendbare Taxe erhöht sich um die Hälfte für 
je 10 Worte mehr. 

Zur Ermittelung der Gebühren für die tele graphische 
Beförderung der Staats- und Privat-.! Jepesehen, welche inner- 
halb des Vereinsgebietes verbleiben, ist das gesammte Ver- 
einsgebiet dergestalt in viereckige Flächen zerlegt, dass 
jeder Breitengrad in ■') , jeder Längenejrad in o gleiche 
Theile getheilt und durch die Theilnngspnnkte Meridian- 
und Parallelkreise gezogen sind. Die dadurch entstandenen 
je l~> Vierecke werden Taxa tun! rate genannt. 
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Die Gebühren für einfache Depeschen betragen nun: 

a) 8 Sgr. = 28 Xr. Süddeutsch = 40 Xr. Oesterreichi- 
sche Währung = 0,50 Gulden Niederländisch = 
1 Frc. Französisch, 

bei der Beförderung zwischen Stationen eines und 
desselben Taxquadrates unter einander, sowie zwi- 
schen diesen und solchen Stationen, welche inner- 
halb der nächsten, das Taxquadrat umgebenden 
8 Quadratreihen (Taxviereck) gelegen sind, mit 
Hinwegfall derjenigen 40 Quadrate, welche ausser- 
halb des in dieses Taxviereck eingeschriebenen 
Kreises fallen (I. Zone); 

b) 16 Sgr. = 56 Xr. Süddeutsch = 80 Xr. Oester- 
reichische Währung = 1 fl. Niederländisch = 2 Frc. 
Französisch, 

bei der Beförderung zwiscJien Stationen eines Tax- 
quadrates und allen übrigen ausserhalb des Be- 
reiches ad a) gelegenen Stationen (II. Zone.) 
Für den Verkehr mit dem Vereins- Auslande beträgt 

die Gebühr bis zur Vereinsgrenze, ohne Rücksicht auf die 

Entfernung'. 

24 Sgr. = J fl, 24 Xr. Süddeutsch mm 1 fl. 20 Xr. 
Oesteireichisch = 1,50 fl. Niederländisch — 3 Frc*. 
Französisch. 

Abweichend hiervon wird im Verkehr mit Baden, 
Bayern, Württemberg und Hohenzollern einer- und Frank- 
reich, der Schweiz und Italien andererseits nur die Ver- 
einsgebühr von 8 Sgr. = 28 Xr. Süddeutsch = 1 Frc. 
Französisch erhoben, wenn die Depeschen innerhalb des 
Vereins nur die Linien der obengenannten Länder berühren. 

Zu dieser Vereinsgebühr treten die nach dem internatio- 
nalen Tarif zu berechnenden ausländischen Gebühren. 

Hierbei gilt als Regel, dass die Gebühren nach dem 
wohlfeilsten Wege zwischen dem Ursprungs- und dem Be- 
stimmungsorte der Depesche zu berechnen sind, es sei 
denn, dass dieser Weg unterbrochen oder bedeutend weiter 
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ist, oder dass Aufgeber in seiner Depesche einen andern 
Weg vorgeschrieben hat (conf. §. 6\) 

Eine solche Vorschrift ist dann nicht nur für die Be- 
rechnung der Gebühren, sondern auch für die Instradirung 
massgebend, insofern nicht dienstliche Rücksichten es ver- 
hindern, in welchem Falle jegliche Beschwerde unzu- 
lässig ist. 

Bei Berechnung der Gebühren für Depeschen, welche 
innerhalb des Norddeutschen Telegraphen-Gebietes verbleiben 
(ausschliesslich der Depeschen nach und aus den Hohen- 
zollernschen Landen, welche dem Vereinstarif unterliegen, 
werden 3 Zonen unterschieden und betragen die Gebühren 

für die L Zone 5 Sgr. 
)> » 2. ,, 10 ,, 
» » 3- ,, 15 ,, 

Die erste Zone begreift gegen 11 bis 18, die zweite 
Zone gegen 44 bis 52 Meilen direkter Entfernung. 

Für den Verkehr mit dem Auslande beträgt, wenn 
ausser den Norddeutschen nicht auch die Linien anderer 
Vereins-Staaten berührt werden, die Norddeutsche Gebühr 
ohne Rücksicht auf die Entfernung 20 Sgr. (unbeschadet 
jedoch solcher abweichenden Tarifbestimmungen, welche mit 
fremden Regierungen für den Vei^kehr mit den betreffen- 
den Staaten vereinbart sind oder noch vereinbart werden 
sollten./' 

Die vorstehenden Bestimmungen werden jedenfalls 
eine Aenderung erfahren, sobald die Badischen Telegra- 
phen nach den abgeschlossenen Verträgen am 1. Januar 
1872 mit den Norddeutschen zu einer einheitlichen Ver- 
waltung werden verschmolzen sein. Einstweilen fällt es 
noch auf, dass für den Vereinsverkehr die erleichternde 
Einrichtung nur zweier Zonen (seit dem 1. Juli 1870) 
eingeführt ist, während für den internen Norddeutschen 
Verkehr noch 3 Zonen beibehalten sind. — Da man den 
Einheitssatz für jede Zone nicht wohl erhöhen, ander- 
seits aber auch den pecuniären Ausfall durch Wegfall 
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der dritten Zone nicht ertragen kann, — indem die Ge- 
bühren schon jetzt das zulässige Mass der Herabsetzung 
erreicht haben, wenn die Telegraphen-Verwaltung sich 
selbst erhalten soll, und dasselbe bereits überschritten ist, 
wenn die Einnahmen auch noch die wünschcnswerthe 
weitere Ausdehnung der Anlagen decken sollen — so 
lässt sich vorläufig die Wiederherstellung der Gleieh- 
mässigkeit noch nicht voraussehen. 

Die ursprüngliche Absicht an dieser Stelle einen all- 
gemeinen, übersichtlichen und doch kurzen Tarif einzu- 
fügen, ist mit Rücksicht auf die in Aussicht stehenden 
Veränderungen vorläufig unterblieben. Die Ausführung 
wird aber für einen spätem Nachtrag vorbehalten. 

§. IL 

Bestimmung der Wortzahl. 

„Bei Ermittelung der Wortzahl einer Depesche Behufs 
„der Tarifirung werden folgende Regeln beobachtet'. 

„1) Alle 8 , was der Aufgeber in das Original ^seiner 
„Depesche Behufs der Beförderung schreibt, wird bei Be- 
„rechnung der laxe mitgezählt (cfr. §. 6.) 

„2) Das Maximum der Länge eines Wortes ist auf 
„7 Silben festgesetzt; der Ueberschuss wird für ein Wort 
„gezählt 

,/}) Bei Verbindungen von Wörtern durch Bindestriche 
„werden die einzelnen Wörter gezählt. 

„4) Wenn zwei Wörter mittels Apostroph/ rung zusam- 
mengezogen sind, z. B. l'un, quil, V Europe, so ist jedes 
„der beiden Wörter besonders zu zählen. 

Die Namen von Ländern, Städten, Ortschaften 
„Strassen, Plätzen, Boulevards, die Eigennamen von Per- 
sonen, Titel, Vornamen, Partikel und Eigenschaf ts-Be- 
„zeichnungen werden nach der Zahl der zum Ausdruck 
„derselben gebrauchten Wörter gezählt, 

,/J) Die in Ziffern geschriebenen Zahlen werden für 
„so viele Wörter gezählt, als sie Gruppen von fünf Ziffern 



Digitized by Google 



122 



„enthalten, nebst einem Worte mehr für den etwanigen Ueber- 
„schuss. Dieselbe Regel gilt für die Berechnung der 
„Gruppen von Buchstaben, welche keine geheime Bedeutung 
„haben* 

„7) Einzeln stehende Schriftzeichen, Buchstaben oder 
„Ziffern^ werden je für ein Wort gezählt 

,,H) Zum Worttext der Depesche gehörige Interpunk- 
„tions zeichen, Apostrophe, Bindestriche, Anführungszeichen, 
„Parenthesen (/dämmern) und das Zeichen für den neuen 
,, Absatz (Alinea) werden nicht mitga'echnet. Dagegen wer- 
„den alle durch den Telegraphen nicht darstellbaren Zeichen, 
^welche daher durch Worte gegeben werden müssen, als 
„ Wörter berechnet 

s, 

„9) Punkte, Kommata und Trennungszeichen oder 
„Bruchstriche, welche zur Bildung der Zahlen gebraucht 
„werden, sind je für eine Ziffer zu zählen, 

,,10) Die Buchstaben, welche den in Ziffern geschrie- 
benen Zahlen angehängt icerden, um sie als Ordnungs- 
„zahle^.zu bezeichnen, icerden jeder für eine Ziffer gezählt 

„Ii) Bei chiffrirten und den {laut §. 0.) als .geheime 
„zu behandelnden Depeschen werden zunächst sämmtliche 
„als Chi fern benutzte Ziffern, Buchstaben oder Zeichen im 
„chiffrirten Texte zusammengezählt, die Summe durch fünf 
„getheilt und der Quotient als die für den chiffrirten Text 
„zutaxirende Worfzahl angesehen. Der etwanige lieber schuss 
„zählt für ein Wort. Die Zeichen, welche die Gruppen 
„trennen, icerden mitgezählt, insofern der Aufgeber nicht 
„ausdrücklich erklärt hat, dass sie nicht mittelegraphirt 
„icerden sollen. Der Wortzahl des chiffrirten Textes tritt 
„die Zahl der ausgeschriebenen Wmte, nach den gewöhn- 
lichen Regeln berechnet, hinzu. 11 

Die sub 11 erwähnte Erklärung; bezüglich der Inter- 
punktionszeichen zwischen den Gruppen inuss auf der 
Depesche selbst vom Aufgeber niedergeschrieben sein. 

Es kommt häufig vor, dass namentlich bei Depeschen 
in fremder Sprache von dem Depeschenaufgeber absieht- 
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lieh oder unabsichtlich verschiedene Worte in eins zu- 
sammengezogen niedergeschrieben und dadurch auch die 
Annahmebeamten zu einer irrigen Austaxirung veranlasst 
werden. — Da die Depeschen jedoch später einer noch- 
maligen Controle unterzogen werden, so werden der- 
gleichen zufällige oder absichtlich hervorgerufene Irrungen 
in der Regel nachträglich entdeckt, und der Absender 
wird ev. zur Nachzahlung der durch das überschiessende 
Wort veranlassten Mehrgebtthr herangezogen, (conf. §. 27). 
FUr Depeschen, welche nach aussereuropäischen Ländern 
gerichtet sind, gelten für die nicht europäischen Strecken 
einzelne von den Festsetzungen dieses und des vorigen 
Paragraphen abweichende Bestimmungen, Uber welche 
man sich durch Einsicht in die Specialtarife (conf. §. 12) 
jederzeit leicht orientiren kann. 

§. tö. 

RecommmulMe Depeschen, 

„Der Aufgeher einer Depesche hat das Recht, dieselbe 
„zu recommandiren. In diesem Falle wird die Depesche 
„von allen Stationen, welche bei der telegraphischen Beför- 
„derung, beziehungsweise Aufnahme mitwirken, vollständig 
„kollationirt und die Bestimmungs- Station sendet dem Auf- 
geber telegraphisch, unmittelbar nach der Bestellung an 
„den Adressaten oder nach der Abgabe an die Weiterbe- 
vförderunffs- Anstalt, eine Ruckmeldung mit genauer Angabe 
„der Zeit, zu welcher die Depesche dem Adressaten, be- 
„ ziehung sxoeise der Weit erbe fördemngs - Anstalt zugestellt 
„worden ist 

„Hat die Depesche nicht bestellt werden können, so 
„enthält die Rückmeldung die Umstände, welche die Bestel- 
lung verhindert haben, sowie die nöüdgen Angaben, damit 
„der Aufgeber eventuell seine Dejwsche in die Hände des 
„Adressaten gelangen lassen könne. 

„Der Aufgeber einer recommandirten ]>epesche kann 
„sich die Rückmeldung nach irgend einem beliebigen Orte 
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„adressiren lassen, wenn er die dazu nöthigen Angaben 
»liefert* 

»Die Recommandation ist obligatorisch für alle chiff- 
„rirten Depeschen, sowie für solche Depeschen, welche als 
»geheime betrachtet werden (ffr. §. 9.) 

„Wenn in Form chiffrirter Depeschen geschriebene 
„Handels- und Börsen-Depeschen unrecommandirt aufge- 
geben werden, so ist jede Reclamation wegen etwaniger Ver- 
stümmelung unzulässig, 

„Die Taxe für die Recommandirung ist gleich der- 
jenigen der eigentlichen Depesche. 11 

Eine jede Station, welche eine recommandirte De- 
pesche aufnimmt, ist verpflichtet, die ganze Depesche von 
Anfang bis zu Ende zu collationiren, und dass dies ge- 
schehen, muss nicht nur bei der aufnehmenden, sondern 
auch bei der abgebenden Station schriftlich docunientirt 
werden. 

Die Verwaltung selbst legt einen grossen Werth 
darauf, dass von der Recommandation ein ausgiebiger 
Gebrauch gemacht werde; ja sie hat, um dies zu erleich- 
tern und keinenfalls zum eignen finanziellen Vortheil, 
sogar eine theilweise Recommandation im internen Ver- 
kehre eingeführt. 

Durch Zusätze zu dem Reglement ist nämlich im 
Jahre 1869 bestimmt worden, 

„dass im internen Verkehre die unterstrichenen Worte, 
Zahlen, Buchstaben oder Buchstabengruppen auch bei sonst 
nicht recommandirten Depeschen von allen Stationen, zcelche 
bei der telegraphischen Beförderung und Aufnahme mit- 
wirken, collationirt werden" 

Um diese Möglichkeit der Versicherung gegen Ver- 
stümmelungen allgemein bekannt zu machen und zu 
recht allgemeiner Benutzung zu empfehlen, ist die Be- 
kanntmachung in zahlreichen öffentlichen Blättern lange 
Zeit hindurch regelmässig wiederholt worden. — Trotz- 
dem hat das telegraphirencle Publikum von der gebotenen 
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Vergünstigung bis in die neueste Zeit hinein nur sehr 
eingeschränkter Weise Gebrauch gemacht, obwohl die 
Mehrkosten allein darin bestehen, dass die unters tri eb- 
nen Worte, Gruppen u. s. w. bei der Austaxirung dop- 
pelt gezählt werden. 

Entweder deutet dies auf einen gewissen, weit ver- 
breiteten Leichtsinn in der Handhabung von Geschälten 
oder auf ein grosses Vertrauen, welches der Telegra- 
phen-Verwaltung bezüglich der fehlerlosen Beförderung 
der ihr übergebenen Nachrichten gezollt wird. 

§. 16. 

Empfangs- Anzeigen. 

„Der Aufgeber einer jeden Depesche kann verlangen, 
„dass ihm die Zeit, zu welcher die Depesche seinem Cor- 
„respondenten zugestellt worden ist, telegraphisch angezeigt 
„werde. 

„Hat die Depesche nicht bestellt werden können, so 
„erfolgt statt der Empfangs-Anzeige die Mittheilung der Um- 
„stände, welche die Bestellung verhindert haben, nebst den 



thigen Angaben , damit der Aufgeber seine Depesche 
eventuell in die Hände des Adressaten gelangen lassen 



„könne. 



,Die Taxe für die Empfangs- Anzeige ist gleich der- 
jenigen einer einfachen Depesche. Soll die Empfangs- 
„Anzeige nach einem anderen Orte, als nach dem Aufgabe- 
„Orte der Ursprungs-Depesche befördert werden, so kommt 
„der Tarifsatz zwischen der Aufgabe und der Adress- 
„Station der Empfangs- An zeige zur Anwendung. 1 * 

Diese dem Depeschen-Aufgeber zustehende Berech- 
tigung kann für das zwischen diesem und dem Adres- 
saten durch die Depesche entstehende rechtliche Ver- 
hältniss von Wichtigkeit werden und wird hierauf im 
letzten Abschnitte dieser Untersuchungen noch näher 
einzugehen sein. 
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§. 17. 

Nachsenden vtm Depeschen. 

„Der Aufgeber einer Depesche kann der Adresse den 
„Zusatz: „nachzusenden" beifügen, in welchem Falle die 
»Bestimmungs-Station dieselbe sofort nach der vergeblich 
»versuchten Zustellung an die angegebene Adresse weiter 
»an den neuen, ihr in der Wohnung des Adressaten mit- 
»getheilten Adress-Ort befördert, insofern sich dieser in dem 
»gleichen Staate, beziehungsweise im Vereinsgebiete befindet. 

»Der Zusatz »nachzusenden" kann auch von weiteren 
»Adressen begleitet sein, und wird dann die Depesche suc- 
»cessive an diese Adressen befördert. 

»Die Gebühr für das Nachsenden wird vom Adressaten 
„erhoben. 

£ 18. 

Depeschen mit verschiedenen Adressen. 

„Die Depeschen können adressirt werden: 
,,a) an mehrere Adressaten in verschiedenen Orten, 
„b) an mehrere Adressaten in dem nämlichen (hie, 
„c) an den nämlichen Adressaten in verschiedenen Gilten 

»oder in mehreren Wohnungen in dem nämlichen Ch'te. 

»Ist eine Depesche nach verschiedenen Adress-Stationen 
„zu befördern, so wird sie als eben so viele einzelne De- 
peschen behandelt, als Adress-Stationen angegeben sind 
„und muss in ebenso vielen Orginalien aufgegeben werden. 
„Gehören jedoch die verschiedenen Adress-Stationen einer 
„und derselben Verwaltung des Auslandes an, so werden 
„die Gebühren nach den internationalen Tarifen von der 
„Auf gäbe- Station bis zur Grenze des Bestimmungs-Staates 
„nur Ein Mal, die Terminal- Taxe < /es Bestimmungs-Staates 
„aber so viel Mal berechnet, als Adress-Stationen angeg*r 
„ben sind. 

„Soll eine Depesche an einem und demselben Orte an 
»verschiedene Adressen abgegeben, d. h. vervielfältigt werden, 
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„so wird sie nur als eine einzige Depesche behandelt und 
„für die zweite und jede weitere Ausfertigung die Gebühr 
„von 4 Sgr. etc. erhoben. 

„Im internen Verkehr ist die Vervielfältigungs-Gebühr 
„nach dem Satze von 2 l l 2 Sgr. zu erheben." 

§. 19. 

FrankMe Antworten* 

„Der Aufgeber kann die Antwort, welche er von dem 
„Adressaten verlangt, frankiren. 

„Wird eine Antwort von nicht mehr als 20 Worten 
„verlangt, so ist die Angabe beizufügen : „Antwort bezahlt" 
„und für die Anüoort die Gebühr einer einfachen Depesche 
„derselben Beförderungs-Strecke zu erlegen. 

„Soll die zu frankirende Antwort nach einem anderen, 
„als nach dem Aufgabe- Orte der Ursjniuigs-Depesche über- 
„mittelt werden, so kommt für die Antwort-Depesche der 
„Tarifsatz zwischen der Aufgabe und der Adress-Station 
„der Antwort zur Anwendung. Will der Aufgeber für mehr 
„als 20 Worte die Antwort vorausbezahlen, so hat er bei- 
zufügen: „Antwort bezahlt Fr es Cts." und 

„diesen Betrag einzuzahlen. 

„Die Frankirung der Antwort darf das Dreifache der 
„für die UrsjHimgs-Depesche erhobenen Gebühr nicht über- 
schreiten. 

„Die Bestimmungs- Station Zahlt den Betrag der bei 
„der Aufgabe-Station für die Rückantwort erhobenen Ge- 
bühr baar, in Depeschenmarken oder vermittelst einer 
„Kassenanweisung an den Adressaten, dem es anheimge- 
„stellt bleibt, die Antwort abzusenden, ivann, an wen und 
„wohin er will. Diese Antwort wird angesehen und be- 
handelt, wie jede andere Depesche. — Kann die Ursprung s- 
„Depesche nicht bestellt werden, oder verweigert der Adressat 
„ausdrücklich die Annahme der für die Rückantwort be- 
stimmten Summe, so giebt die Bestimmung 8- Station dem 
„Aufgeber hiervon Kenntniss durch eine Dienstnotiz, welche 
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„die Stell* der Anhcort vertritt. Diese Dienstnotiz enthält 
»die Mittheilung der Umstände, welche die Bestellung ver- 
wundert haben, und die nöthigen Angaben, damit der Auf - 
„geber seine Depesche eventuell nachsenden lassen könne." 

Dass die Frankirung der Antworts-Depesche auf eine 
relativ bestimmte Wortzahl beschränkt ist, hat wohl den 
Zweck, den Missbrauch des Telegraphen zu indirek- 
ten Zahlungsvermittlungen zu verhüten, was ohne eine 
Limitirtrag sonst sehr leicht möglich wäre, und bei den 
ohnehin schon sehr niedrigen Taxen nicht statthaft er- 
scheint, zumal die Vermittlung von Baarzahlungen in 
andrer Weise geregelt und zulässig ist. (vergl. am 
Schlosse dieses Abschnittes.) Seit dem Bestehen der 
Telegraphie hat keine Bestimmung soviel Wandlungen 
und Abänderungen erfahren, als gerade diejenige über 
die Rückantworten. — Dass es, da man mit Recht von 
dem Frankirungszwange für die Depeschen der Regel 
nach nicht absehen konnte und wollte, zur Erleichterung 
des Verkehrs nothwendig sei, mindestens die Gelegenheit 
zu bieten s. g. firankirte Rückantworten aufzugeben, — 
wurde sehr früh eingesehen und darnach verfahren. — 
Gleichwohl sind dieselben eine grosse Beschwerde ge- 
wesen und geblieben und haben zu mancherlei Vexa- 
tionen der Verwaltung Seitens der Correspondenten ge- 
führt. — Der erste -Vereinsvertrag vom 25. Juli 1850 
nimmt auf diese Rückantworten noch keine Rücksicht, 
aber schon in den beiden ersten Nachtragsverträgen vom 
14. October 1851 und vom 23. September 1853 ist nach- 
gegeben „dass bei der Aufgabe einer Depesche zugleich 
für die zu gewärtigende Rückantwort, deren Wortzahl 
diejenige der ersten Depesche nicht übersteigen durfte, 
und welche innerhalb 5 Tagen eingehen musste, die Ge- 
bühr deponirt werden könne. Dabei sollte der ersten 
Depesche von Amtswegen eine entsprechende Notiz bei- 
gefügt und die deponirte Gebühr nach Ablauf von 5 Tagen 
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dem Aufgeber zurückgestellt werden, wenn dann die 
Antwort noch nicht eingegangen war. 

Im dritten Nachtragsvertrage vom 29. Mai 1855 
wurde der Anfangstermin für die Rückerstattung der 
deponirten Gebühren und somit auch die Frist für die 
Zulässigkeit der Antwortsaufgabe bei Depeschen, welche 
von der letzten Telegraphen-Station durch die Post 
weiter befördert wurden, auf 10 Tage ausgedehnt, und 
am 29. Juni desselben Jahres wurde durch einen Zusatz- 
artikel vereinbart, dass der Depeschen-Aufgeber, wenn 
die von ihm verlangte und vorausbezahlte Rückantwort 
ausser den fünf Worten der Adresse nicht mehr als zehn 
Worte enthielt, nur die Hälfte der Gebühr einer einlachen 
Depesche zu zahlen habe. — 

Unter diesen Bestimmungen erduldete die Verwal- 
tung Jahre lang die unbequemsten Scherereien; ging 
eine Antwort gar nicht ein, worüber sehr genaue und 
zeitraubende Controlen geführt werden mussten, so lag 
es ihr ob, den Aufgeber aufzusuchen und die Antworts- 
gebühr zu erstatten; kam ein Versehen in der Controle 
vor, so kam es gewiss in 100 Fällen neunzig mal vor, 
dass die deshalb irrthümlich angebotene Rückerstattung 
der Antwortsgebühr acceptirt wurde, und dies machte 
wieder eine höchst unbequeme Wiedereinhebung nöthig, 
die häufig nicht ohne Androhung des Processes vor sich 
gehen konnte, sobald der Irrthum erst später in den 
obern Rechnungs-Controlbureaus entdeckt wurde; und 
endlich wurden die s. g. halben Rückantworten, nament- 
lich im Börsengeschäfte derart ausgebeutet, dass die- 
selben zu ganz neuen Depeschen, denen die Qualification 
der Rückantworten gänzlich abging, in solchem Umfange 
benutzt wurden, dass nur noch die Minderzahl der 
Börsendepeschen ohne im Voraus bezahlte Rückantwort 
blieb. 

Diesem Unwesen wurde erst abgeholfen durch die 
Wiederaufhebung der halben Rückantworten, sowie da- 

Ludewig, Telegraphenrecht. 9 



Digitized by Google 



— 130 



durch, dass dein Depeschen-Aufgeber beim Nichteingang 
der vorher bezahlten Rückantwort, die Rückforderung 
der deponirten Gebühren überlassen und bei der Rück- 
zahlung derselben eine gewisse Einschreibgebühr zurück- 
gehalten wurde. Das Reglement beschränkte die Zeit, 
innerhalb welcher die Rückzahlung statthaft sein sollte, 
auf 5 Tage; dies jedoch, so lange es nicht Gesetzes- 
qualität hatte, zu Unrecht, weil hierin eine von den 
gemeinen Gesetzen abweichende Verjährungsfrist bean- 
sprucht wurde. In Preussen war deshalb auch ausge- 
sprochen, dass auch spätere Rückforderungen nicht 
zurückgewiesen werden, sondern nur der Entscheidung 
der Centraibehörde vorbehalten bleiben sollten. 

Dass in einer wieder etwas späteren Zeit, (30. Sept. 
1865) die Rückzahlung der Rückantwortsgebühr, wenn 
eine Rückantwort nicht aufgegeben worden, verweigert 
und an ihre Stelle eine amtliche Notiz, dass dieselbe 
nicht autgegeben sei, gesetzt wurde, — war gesetzlich 
völlig unzulässig, da solche Notiz nicht als die von dem 
Autgeber beabsichtigte Rückantwort angesehen werden 
konnte, und da damals Specialgesetze der Telegraphen- 
Verwaltung noch nicht solche einseitige Abweichungen 
von dem gewöhnlichen Rechte zugestanden hatten. 

Zweckmässiger ist deshalb unter allen Umständen 
das jetzige am 25. October 1868 vereinbarte Verfahren, 
nach welchem dem Adressaten, von dem die Rückantwort 
verlangt wird, die von dem Aufgeber deponirte Antworts- 
gebühr ausgezahlt und tiberlassen wird, ob und wann 
er eine Rückantwort aufgeben will oder nicht. — Ver- 
weigert dieser die Annahme der Gebühren, so wird der 
Absender hiervon durch eine amtliche Nachricht in Kennt- 
niss gesetzt, und wenn nun die Verwaltung die Rück- 
zahlung der deponirten Gebühren verweigert, so steht 
ihr das durch die Bundesverfassung geschaffene Recht 
zur Seite. — In der norddeutschen Verwaltung erhält 
übrigens der Adressat nicht sofort das baare Geld, son- 
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dem nur eine Anweisung auf dasselbe, mit dem nicht 
ganz glücklichen Zusätze „gültig auf sechs Wochen" auf 
Grund deren er innerhalb sechs Wochen eine beliebige 
Depesche zu dem entsprechenden Gebührensatze auf- 
geben, oder in derselben Zeit bez. im Widerspruche mit 
diesem Zusätze später das baare Geld erbeben kann. — 
Auf diese Weise ist die im Interesse des correspondiren- 
den Publikums zwar unvermeidliche, für die Verwaltung 
früher aber sehr lästige Einrichtung der frankirten Rück- 
antworten in einer praktischen, auch weitschweifige Con- 
trolen u. s. w. nicht beanspruchenden Weise geregelt 
und dem bei der Vorauszahlung allerdings möglichen 
Missbrauche der Rückantworten zu Zahlungsanweisungen 
ist durch die Beschränkung auf einen mässigen Betrag 
vorgebeugt. 

Endlich wird es hierdurch auch vermieden, dass die 
Verwaltung in irgend einem Falle mit dem Adressaten 
einer Depesche in ein unmittelbares Vertragsverhältniss 
tritt, wie dies bei dem frühern Rückantwortsverfahren 
geschah. — Heute ist der Vertrag mit dem Absender 
der Ursprungsdepesche nach Auszahlung der erlegten 
Rückantwortsgebühren an den Adressaten völlig erfüllt 
und es entsteht durch die Aufgabe der Rückdepesche 
ein durchaus neuer Vertrag zwischen deren Aufgeber und 
der Telegraphen-Verwaltung. 

§. 20. 

WeUerbeförderiinifs-Gebühreii. 

„Depeschen, — recommandirt oder nicht, welche per 
„Post weiter zubej ordern sind, werden von der Aukunfts- 
„Station als recommandirte Briefe frankirt zur Post ge- 
„geben y ohne Kosten für den Aufgeber und den Empfänger, 
„mit Ausschluss solcher Depeschen, welche über das Meer 
„hinaus zu senden sind, sei es in Folge Unterbrechung 
„unterseeischer Telegraphen- Linien, sei es Behufs Erreichung 
„solcher Länder, welche mit Europa keine telegraphische 

9* 
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„Verbindung haben. Die hierfür entfallenden PostrGe- 
„bühren sind vom Aufgeber zu entrichten. 

tplm Wechselverkehr mit Frankreich werden durch die 
„Post zu befördernde nicht recommandirte Depeschen 
„wie gewöhnliche Briefe zur Post gegeben und das Porto 
„vom Adressaten erhoben. Die Gebühren für die mittelst 
„der Post zu bewirkende Weiterbeförderung recomman- 
„dirter Depeschen, so wie der Depeschen mit Empfangs- 
„anzeige hingegen hat der Aufgeber zu entrichten und 0ivar: 

„4 Sgr. etc. für jede am Orte poste restante zu der 
„ponirende oder per Post innerhalb des gleichen Staates 
>,(resp. Vereinsgebietes) zu versendende Depesche; 

„8 Sgr. etc. für jede über diese Grenze hinaus in 
„Europa zu versendende Depesche; 

„20 Sgr. etc, für jede über Europa hinaus zu ver- 
wendende Depesche. 

„Von der Adressstation werden diese Depeschen als 
„recommandirte Briefe frankirt und innerhalb des Vereins 
„als Expressbriefe behandelt. 

„Die Kosten für die Weiterbeförderung per Expressen 
„werden in der Regel vom Adressaten erhoben. Der Auf- 
„geber einer recommandirten Depesche mit Empfangsanzeige 
„hat jedoch das Recht, diese Weiterbeförderung zu fran- 
„kiren, indem er einen von der Aufgabestation festzustellen- 
den Betrag hinterlegt, worüber abgerechnet wird, sobald 
„die wirklichen Auslagen bekannt sind. 

„Für die semaphorische Beförderung der Depeschen 
,,von den semaphorischen Stationen nach x den Schiffen et 
„vice versa ist eine besondere Zuschlagstaxe zu den tarif- 
„mässigen Gebühren zu entrichten." 

§. 21. 

Zurückzielmng und Unterdrückung von 

Depeschen. 

»,Vor begonnener Abtelegraphirung kann jede Depesche 
„zurückgefordert werden. 
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„Z>ie Gebühren werden in solchem Falle nach Abzug 
„von 4 Sgr. etc. erstattet. 

)y Hat die Abtelegraphirtmg bereits begonnen, so ver- 
bleiben die Gebühren für die bereits durchlaufene Strecke 
„den beiheiligten Verwaltungen) die übrigen ausländischen 
„und besonderen Gebühren werden dem Aufgeber restituirt. 

„Das Verlangen, dass eine bereits abgegangene Depesche 
„nicht bestellt werde, muss mittels besonderer Depesche des 
„Aufgebers an die Bestimmungsstation erfolgen, wofür die 
„tarifmässigen Gebühren zu zahlen sind. Von dem Erfolge 
„wird ihm per Post Kenntniss gegeben. Verlangt der Auf- 
geber telegraphischen Aufschluss, so hat er die Antwort zu 
,yfrankiren. 

„Die erlegten Gebühren für die Depesche, deren Be- 
stellung unterdrückt wird, werden nicht restituirt 

„Bei jedem derartigen Verlangen hat der Antragsteller 
„das Ansuchen schriftlich zu stellen und sich als der Ab- 
sender oder dessen Beauftragter zu legitimiren. 

„Im internen Verkehr betragen die im Alinea 2 er- 
mähnten Gebühren 2% Sgr." 

Hat die Abtelegraphirung bereits begonnen oder war 
sie gar schon beendet, als der Antrag auf Zurückziehung 
der Depesche einging, so erhält der Aufgeber die De- 
pesche im Original nicht zurück; dieselbe bleibt vielmehr 
im Gewahrsam der Telegraphen-Verwaltung. 

§. 22. 

Verfahren bei der Adress-Station. 

„Die Depeschen werden gleich nach der Ankunft bei 
„der Adress-Station ausgefertigt, in Couverts eingeschlossen, 
„welche die vollständige Adresse der Depesche erhalten, und 
„mit dem Siegel der Station versehen. 

„Die nach dem Orte selbst gerichteten Depeschen Wer- 
zlen so schleunig, als möglich, bestellt, Die nach anderen 
„Orten bestimmten Depeschen werden, je nachdem sie durch 
ijdie Post oder durch Expressen weiter zusenden sind, mit 
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„möglichster Beschleunigung der Weiterbejörderungs-Anstalt 
„in der erwähnten Weise zugeführt. 

„Wenn der Adressat seinen Aufenthaltsort verändert 
„hat, so werden demselben die für ihn eingehenden De- 
„peschen, auch wenn sie keinen Xachsendungsvermerk tra- 
„gen, an den neuen Adressort nachtelegraphirt, wenn er in 
„einer bei der betreffenden Telegraphen- Station niederzu- 
legenden schriftlichen Erklärung das Verlangen der Nach- 
„sendung ausdrücklich ausgesprochen hat 

„Die hierfür entfallenden Gebühren bezahlt der Adressat 
„bei Empfang der Depesche. <( 

Für die Bestellung der Depeschen blos bei den 
selbständigen, d. h. ausschliesslich mit wirklichen Tele- 
graphenbeauiten besetzten Telegraphen -Stationen wirft 
der Etat pro 1871 volle 193,655 Thlr. aus, eine gewiss 
sehr bedeutende Summe, welche unter Berücksichtigung 
der in dem Etat nicht so klar erscheinenden gleichen 
Ausgaben bei den mit der Post combinirten und von 
anderen engagirten Privatunternehmen verwalteten Statio- 
nen stark 10 Procent der Gesammtausgaben repräsentirt 
und nicht mehr in normalem Verhältnisse zu den ge- 
ringen Depeschengebühren steht. Am Schlüsse des ersten 
Abschnittes dieser Abhandlung ist schon darauf hinge- 
wiesen worden, dass sich hier eine ganz wesentliche und 
nicht ungerechtfertigte Ersparniss erzielen Hesse, wenn 
bei der Einführung verschiedener Klassen von Depeschen, 
die gewöhnlichen, nicht beschleunigten Telegramme nicht 
mehr einzeln durch expresse Boten, sondern nur gemein- 
sam in gewissen Zeiträumen, des Tags vier bis lünfmal, 
zur Austragung gelangten und die Verwendung von Ex- 
pressboten auf die höher bezahlten, mit Vorzug zu be- 
fördernden Depeschen beschränkt würde. Es würde 
dies für wirklich wichtige und der grösstmöglichen Be- 
schleunigung thatsächlich bedürftige Nachrichten ein neues 
Motiv sein für die Wahl der höher bezahlten Depeschen- 
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klasse, und somit zu der unabweisliehen Erhöhung der 
Telegraphen-Einnahmen beitragen. 

Bestellung durch Telefjraphenboten. 

„Der Bote hat die Depesche nebst Empfangsschein 
„ohne Aufenthalt nach der Wohnung des Adressaten resp. 
„nach de)' in der Depesche bezeichneten Adresse oder nach 
„der Post zu bringen und sich bei Abgabe derselben zu 
„überzeugen, dass die richtige Zeit und Unterschrift in die 
„Empfangsbescheinigung eingetragen ist 

„Dem Boten ist die Annahme von Geschenken unter- 
lagt 

„Zur Bescheinigung der Abgabe einer Staatsdepesche 
„kann, wenn nicht eine besondere schriftliche Verfügung 
„darüber getroffen ist, nur der Vorstand der betreffenden 
„Behörde oder, in dessen Abwesenheit sein Stellvertreter als 
„berechtigt angesehen werden- 

„Privat- Depeschen können , wenn der Adressat von 
„dem Boten nicht zu Hause angetroffen, entweder an ein 
„erwachsenes Mitglied seiner Familie, oder an dessen Ge- 
„schäftsgehülfen, Dienerschaft, Gatt- oder Hamwirthe ab- 
gegeben werden, insofern derselbe nicht für derartige Fälle 
„einen besonderen Empfänger der Station schriftlich nam- 
„haft gemacht, oder der Aufgeber verlangt hat, dass die 
„Zustellung nur in die Hände des Adressaten stattfinden 
„solle. 

„In allen Fällen, wo der Bote den Adressaten nicht 
„selbst antrifft und die Depesche einem Anderen aushändigt, 
„hat der Letztere in der Empjangsbe scheinig ung seiner 
„eigenen Namens Unterschrift das Wort „für" und den 
„Namen des Adressaten beizufügen" 

§. 10. 

Unbestellbare Depeschen. 

„Von der Unbestellbarkeit einer Depesche und den 
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„Gründen der Unbestellbarkeit ivird der Aufgabestation 
„telegraphische Meldung gemacht Ist eine Depesche un- 
bestellbar, weil der Adressat in seiner Wohnung nicht an- 
getroffen worden ist, die Depesche auch nicht an eine der 
„im §. 23 AI. 4 encahnten Personen hat ausgehändigt 
„werden können, so wird dieselbe bei der Adressstation 
„aufbewahrt, in der Wohnung des Adressaten aber eine be- 
zügliche Anzeige zurückgelassen. 

„Hat sich innei'halb sechs Wochen der Adressat zur 
„Empfangnahme der Depesche nicht gemeldet, so wird 
„solche vernichtet. 

„In gleicher Weise wird mit „bureau restant"- De- 
peschen verfahren. 

„Hat eine semaphorische Depesche innerhalb 30 Tagen 
„nach ihrer Aufgabe dem Adressschiff nicht übermittelt 
„werden können, so wird sie als unbestellbar zurückgelegt. 
„War es eine recommandirte Depesche und das Adress- 
„schiff hat sich nicht gezeigt, so giebt die semaphorische 
„Station dem Aufgeber hiervon am Morgen des 29. Tages 
„durch eine dienstlichejtückmeldung Kenntniss. Der Auf- 
„geber kann, gegen Bezahlung einer besonderen Depesche 
„an die betreffende semaphorische Station verlangen, dass 
„seine Depesche noch fernere 30 Tage Behufs Beförderung 
„an das Adressschiff bereit gehalten werden u. s. f. 

„Geht ein solches Verlangen nicht ein, so legt die 
„semaphorische Station die Depesche den 30. Tag als un- 
bestellbar zurück" 

£ 25. 

Garantie und BeelamaUwien. 

„Die Telegraphen-Verwaltungen leisten für die richtige 
„Ueberkunft der Depeschen oder deren Ueberkunft und Zu- 
stellung innerhalb einer bestimmten Frist keinerlei Garantie 
„und habeii Nachtheile, welche durch Verlust, Verstümme- 
lung oder Verspätung der Depeschen entstehen, nicht zu 
^vertreten. 
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„Für Depeschen, welche durch Schuld der Telegra- 
„phen- Verwaltung nicht in die Hände des Adressaten ge- 
langt sind, so wie für solche Depeschen, welche in Folge 
„wesentlicher Verstümmelung oder bedeutender Verzögerung 
„erweislich ihren Zweck nicht haben erfüllen können, werden 
f ,die gezahlten Gebühren zurückerstattet, sofern deren Re- 
klamation innerhalb 3 Monaten (bei Depeschen nach ausser- 
„europäischen händern innerhalb 6 Monaten) vom Tage 
„der Aufgabe der Depesche ab erfolgt. 

„Im Falle der Unterbrechung einer unterseeischen Tele- 
graphen- Linie kann der Aufgeber die Rückerstattung des 
„Theiles der Gebühren, icelcher auf die nicht telegraphisch 
„durchlaufene Strecke entfällt, verlangen, nach Abzug jedoch 
„der /hosten, welche etiva für die nicht telegraphische Weiter- 
beförderung verauslagt sind. 

„Die Erstattung der Gebühren kann versagt werden, 
t,wenn der Verlust,, die Verspätung oder die Verstümmelung 
„der Depesche einer Verwaltung zur Last fällt, welche den 
„internationalen Verträgen nicht beigetreten ist und die 
„Verpflichtung zur Gebühren- Erstattung abgelehnt hat. 

,yÜie Reklamationen sind bei der Aufgabe-Station ein- 
zureichen. Als Beiveisstäcke sind beizufügen: eine schrift- 
„liehe Erklärung der Bestimmungsstation oder des Adres- 
„saten, wenn die Depesche nicht angekommen ist, die dem 
„Adressaten zugestellte Ausfertigung, wenn es sich um 
„Verstümmelung oder Verzögerung handelt. 

„Bei Reclamation wegen Verstümmelung muss nach" 
„gewiesen werden, daes und durch tcelche Fehler die De- 
pesche der Art verstümmelt ist, dass sie ihren Zweck 
„nicht hat erfüllen können. 

„Für Fehler in Handels- und Börsen- Depeschen, 
„welche in Form chijfrirter Depeschen, aber ohne Recom- 
„mandation zur Beförderung angenommen sind (c/r. §. 13), 
„findet eine Rückzahlung von Gebühren nicht statt. 

„Ein Aufgeber, welcher nicht in dem Staate wohnt, 
„wo er seine Depesche aufgegeben hat, kann seine Recla- 
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„mation bei der Verwaltung des Aufgabeortes durch eine 
„andere Verwaltung anhängig machen. 

„Im internen Verkehr werden im Falle der Verstümme- 
lung nicht recommandirter Depeschen die gezahlten Ge- 
bühren nur dann zurückerstattet, wenn die Verstümmelung 
„bei solchen Worten, Zahlen, einzeln stehenden Buchstaben 
„oder Buchstabengruppen vorgekommen ist, welche von dem 
„Aufgeber unterstrichen waren." 

Bezüglich der Ablehnung der Haftpflicht Seitens der 
Telegraphen- Verwaltung ist selbst von juristisch hoch- 
stehender Seite*) behauptet worden, dass der Staat, 
welcher sich das Recht, ausschliesseud Telegraphen- 
anstalten anzulegen, beigelegt hat und die Concurrenz 
von Seiten der Privatpersonen ausschliesst, Unrecht thun 
würde, wenn er durch Beschränkungen der Garantie für 
diejenigen, welche sich des Telegraphen bedienen wollen 
den Bürgern das Gebrauchsrecht einer Anstalt verküm- 
niern wollte, welche für den allgemeinen Verkehr höchst 
wichtig ist, 

In ähnlicher Weise meint Serafini**) sehr scharf, 
dass die Ablehnung jedweder Verantwortlichkeit Seitens 
der Telegraphen-Verwaltung, als jedem Grundsatze der 
Gerechtigkeit und der Billigkeit zuwider, als dem Handel 
schädlich, als die öffentliche Moralität beleidigend anzu- 
sehen sei, und dass nur der Nachweis der unwidersteh- 
lichen Gewalt die Telegraphen-Verwaltung von dem Er- 
sätze des durch die vereitelte, verspätete oder unrichtige 
Telegraphirung entstandenen Schadens befreien könne. 

Mit demselben Rechte könnte von einer Verkümme- 
rung der Rechtspflege und Justizverwaltung gesprochen 
werden, wenn der Staat die Vertretung von Versehen 
oder unerlaubten Handlungen seiner Justizbeamten, sei 



*; Mittermaier, das Telegraphenrecht, Archiv 1863. 
**) Der Telegraph in seiner Beziehung zum bürgerlichen und 
Handelsrechte. 
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es im Proccsse oder beim Hypotheken wesen und in Vor- 
mundschaftssachen ablehnt 

In dem einen, wie in dem andern Falle kann der 
Einzelne sehr hart betroffen und beschädigt werden; es 
liegt dies an der Uiivollkoimnenheit, mit welcher alle 
menschlichen Einrichtungen überhaupt behaftet sind, und 
es lässt sich eine Abhülfe ohne in eine Ungerechtigkeit 
nach der andern Seite hin zu verfallen nicht schaffen. 
— Gesetzt, der Staat würde eine unbeschränkte Haft- 
pflicht für die beim Gebrauch der Telegraphen vorfallenden 
Irrungen u. s. w. anerkennen, so soll gar nicht auf die 
Unzahl nörgelnder Processe hingewiesen werden, welchen 
er sich aussetzen würde; aber es muss dabei doch be- 
rücksichtigt werden, dass das Staatseinkommen sich zu- 
sammensetzt aus den Beiträgen aller Staatsangehörigen 
und dass der Staat nicht minder die Klassensteuer des 
armen Tagwerkers, als die Einkommensteuer des reichen 
Rentners und die Grundsteuer des herrschaftlichen Grund- 
besitzers einhebt. Es Hesse sich nun aber sehr wohl 
denken, dass die aus dem Telegraphenbetriebe datirenden 
Vertretungen einen nicht unbedeutenden Brucbtheil des 
ganzen Staatseinkommens ausmachten, und dass die 
Abgaben Aller, zu diesem Zwecke erhöht werden müss- 
ten, also auch derjenigen, welche niemals in die Lage 
kommen, den Telegraphen zu benutzen oder ihn benutzen 
zu können, weil sie sich der Wohlthat eines solchen in 
der Nähe nicht erfreuen. — Endlich aber weiss ja ein 
Jeder, unter welchen Bedingungen ihm die Benutzung 
des Telegraphen freisteht; er bedient sich desselben ledig- 
lich im eigenen Interesse, nicht im Interesse des Staates, 
und überdies giebt es Mittel, sich mehr oder weniger 
vor Verstümmelungen zu sichern. Diese aber werden, wie 
schon oben (§. 15 Seite 123) erwähnt, nicht aus Un- 
kenntniss und Sparsamkeit allein, sondern vielleicht auch 
aus Leichtsinn, leider nur sehr wenig benutzt. — Um so 
weniger liegt daher auch ein Grund vor, die Lasten der 
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Verwaltung zn Gunsten der Correspondenten zu ver- 
mehren. 

Dass übrigens die Versagung der Haftpflicht Seitens 
der Telegraphen- Verwaltung die öffentliche Moral doch 
nicht in so hohem Masse beleidigt, wie es manchmal an- 
gegeben wird/ dafür ergiebt vielleicht die Umkehrung 
der Sache einigen Anhalt. 

Ein Geschäftsmann hatte einem Andern telegraphisch 
den Auftrag ertheilt, eine nicht unerhebliche Anzahl. 
Werthpapiere zu so und so viel und V§ zu verkaufen 
Durch einen Telegraphirfehler erhielt der Empfänger 
statt der Zahl '/• die Zahl %; er führte diesen Auftrag 
aus, und beim Empfange der Verkaufsanzeige äusserte 
der Auftraggeber ganz vergnügt wörtlich: „wozu wären 
die Fehler, wenn sie nicht gemacht würden." 

Nach den Ausführungen am Schlüsse des ersten 
Abschnittes dieser Abhandlungen (Seite 76 u. ff.) muss 
es sogar für gerechtfertigt angesehen werden, wenn der 
Staat eine Haftpflicht, welche ihm allgemeinen Rechts- 
grundsätzen zufolge nicht obliegt, nicht nur nicht 
übernimmt, sondern sogar für gewöhnliche Fälle seine 
Verpflichtungen, wie er dies gegenwärtig unzweifelhaft 
in administrativem Wege zu thun berechtigt ist, bezüg- 
lich der Depeschen nocli mehr beschränkt, und die ge- 
wöhnlichen Depeschen in demselben Sinne behandelt, 
wie die gewöhnlichen, nicht recommandirten Briefe Seitens 
der Post behandelt werden. — Die höhere Tclegraphen- 
gebühr kann hierbei nicht als Hinderniss angesehen 
werden; denn diese ist thatsächlich und relativ zu der 
Arbeitsleistung geringer, als selbst das einfache Groschen- 
porto. Sie könnte indessen vielleicht, wenn auch nur mehr 
aus ästhetischen Rücksichten, bei einer solchen neuen Ein- 
richtung noch um eine Kleinigkeit herabgesetzt werden. 
— Vor Defrauden, obschon diese glücklicher Weise an 
sich nicht sehr zu fürchten sind, kann sich der Aufgeber 
durch die Anwendung von Marken sichern, und im Ueb- 
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rigen kommt die billige Taxe allen Benutzern des Tele- 
graphen zu Gute, und wenn dann der Eine im gegebenen 
Falle dadurch, dass er eine Befugniss zur Reelamation, 
trotz einer gewissen Gegenleistung nicht hat, nach privat- 
rechtlichen Grundsätzen gekränkt erscheint, so ist dies 
des allgemeinen Besten wegen, weil ohne solche Be- 
schränkung so billig nicht gearbeitet werden kann, und 
er mag sich mit einem Andern trösten, welcher sich, in 
seinem Grundstück zu öffentlichen Zwecken expropriirt, 
zum allgemeinen Besten eine noch grössere Beschränkung 
seiner Privatrechte gefallen lassen muss. 

Ausserdem aber wird bei dieser Neuerung gleich- 
zeitig die Einführung der schon oben angedeuteten Arten 
von Vorzugs-, Kecommandirten und Werth -Depeschen 
mit einer gewissen Garantie vorausgesetzt, welche nebst 
den mit ihr unvermeidlich verbundenen Cautelen und 
Controlmassregeln in der höhern Gebühr ihre Compen- 
sation findet. 

Nach den bisherigen Erfahrungen lässt sich zwar 
annehmen, dass die^ Mehrzahl der Depeschen ohne Garantie- 
verlangen zur Aufgabe kommen würde, weil in der That 
der Mehrzahl derselben auch kaum ein grösserer Werth 
eine grössere Dringlichkeit inne wohnt, als gewöhnlichen 
Briefen; in vielen, wenn auch relativ nicht allzu häufigen 
Fällen würde aber doch ein Interesse vorhanden sein, 
den betreffenden Nachrichten eine möglichst correkte, 
sowie schnelle Ueberkunft zu sichern, und diese sorg- 
fältiger behandelten, höher bezahlten Depeschen würden 
aut eine durchaus nicht unbillige Weise zu der so sehr 
wünsclienswerthen, ja notwendigen Erhöhung der Tele- 
graphen-Einnahmen beitragen. 

Es würde dann auch sogar schon für die vollständig 
recommandirten Depeschen ohne eine als unzulässig zu 
bezeichnende Ueberbürdung der Verwaltung eine gewisse 
beschränkte Schadenersatz Verbindlichkeit, ähnlich wie bei 
recommandirten Briefen, eingeführt werden können. 
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§. 26. 

Bericht Igu m ga-Depeachen. 

„In den im vorigen Paragraphen vorgesehenen Fällen 
,, bezieht sich die Rückerstattung nur auf die Gebühren der- 
jenigen Depeschen, welche verzöget t, verstümmelt oder nicht 
„angekommen sind, nicht aber auj die Gebühren solcher 
„Depeschen, welche ehca durch die Verzögerung, Verstümme- 
lung oder Richtigstellung solcher Depeschen nothwendig 
„oder überflüssig geworden sind. Dagegen hat der Em- 
pfänger einer jeden Depesche das Recht, die Wiederholung 
„der ihm zweifelhaften Stellen zu verlangen, wofür zu ent- 
richten ist: 

„1) Die Taxe einer einfachen Depesche für das des- 
„halb an die Aufgabe-Station zu richtende Verlangen, 

„2) die Taxe einer nach der Länge der zu wieder- 
„holenden Stelle berechneten Depesche. 

„Ein gleiches Recht wird dem Aufgeber bewilligt, wenn 
„er Gründe haben sollte zu vermuthen, dass seine Depesche 
„verstümmelt sei 

,JJiese laxen werden von der Station sofort zurück- 
„vergütet, wenn aus der Wiederholung hervorgeht, dass der 
„Sinn der ursprünglichen Depesche durch die Telegraphen- 
„Anstalt verstümmelt worden %$t u 

§. 27. 

Nachzahlung und liückeratattung von 

Gebühren. 

„Gebühren, welche für beförderte Depeschen irrthüm- 
„lich zu wenig erhoben worden sind, oder deren Bezahlung 
„vom Adressaten verweigert wird, hat der Absender auf 
„Verlangen nachzuzahlen. IrrthümUch zu viel erhobene Ge- 
bühren werden dem Absender erstattet" 

§. 28. 

Depeach en-Ahach rlften. 

,,Der Aufgeber und der Adressat, falls sie sich als 
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„solche gehörig legitimiren, sind berechtigt, sich beglaubigte 
„Abschriften der von ihnen aufgegebenen oder empfangenen 
„Depeschen ausfertigen zu lassen, wenn sie das genaue 
„Datum derselben angeben können und die Originaldocu- 
„mente noch vorhanden sind. 

„Für jede Abschrift kommt die fixe Gebühr von 
„4 Sgr. in Berechnung. 

„7m internen Verkehr beträgt die Gebühr pro Abschrift 

Die letzten vier Paragraphen bilden die eigentliche 
Grundlage für den zwischen dem Depeschen -Aufgeber 
und der Telegraphen- Verwaltung entstehenden Vertrag, 
und obwohl dieselben nicht unwesentliche Abweichungen 
von dem gemeinen Rechte zu Gunsten der Telegraphen- 
Verwaltung eingeführt haben, so sind sie doch nicht 
mehr anfechtbar, weil die exemte Stellung der Letztern, 
wie oben schon angedeutet, nunmehr durch die Special- 
gesetzgebung geschützt ist. 

Dass im Allgemeinen unberechtigte Vortheile nicht 
reservirt worden sind, obschon der Einzelne im gegebenen 
Falle durch die Beschränkung der Haftpflicht recht em- 
pfindlich betroffen werden kann, geht aus den bisherigen 
Betrachtungen unzweifelhaft hervor, und es muss sogar 
nochmals hervorgehoben werden, dass es wesentlich im 
Interesse des correspondirenden Publikums selbst liegen 
würde, wenn die Seitens der Telegraphen- Verwaltung 
für gewöhnliche Depeschen zu übernehmende Garantie 
noch mehr beschränkt würde, sobald dagegen nur ihre 
Haftpflicht bezüglich der richtigen und schleunigen Be- 
förderung der Depeschen aus höher bezahlten Vorzugs- 
klassen eine entsprechende Erweiterung fände. — In 
diesem Falle läge es ganz in der Hand des Depeschen- 
Aufgebers, sich eine höhere Sicherheit und Beschleunigung 
zu verschaffen, und wenn, wie nicht zu bezweifeln, solche 
Vorzugs-Depeschen im Geschäftsleben eine ausgedehntere 
Anwendung finden, so würde die Wahl der billigern 



— 144 — 



Klasse auch nicht ohne Einfluss bleiben können flir die 
aus dem telegraphischen Verkehr zwischen den Cor- 
respondenten selbst entstehenden rechtlichen Verhält- 
nisse und Rechtsstreitigkeiten. 

■ 

Vermittlung von Baarzahlungen. 

Der Vollständigkeit wegen und um nichts Wesent- 
liches von dem zu übergehen, was zu den Berechtigungen 
des den Telegraphen in Anspruch nehmenden Publikums 
gehört, ist hier am Schlüsse noch auf die Vermittelung 
von Baarzahlungen durch den Telegraphen hinzuweisen, 
welche durch eine besondere Instruction geregelt ist. 

Nach dieser kann die Anweisung von Zahlungen bis 
zu fünfzig Thalern an bestimmte Empfänger durch Ver- 
mittlung der Telegraphen stattfinden 

1) zwischen je zwei Orten des norddeutschen Post- 
gebietes, an welchen sich dem ötfentlichen Verkehre 
dienende Telegraphen-Stationen befinden und 

2) zwischen Orten des norddeutschen Postgebiets einer- 
seits und Orten in Bayern, Württemberg, Baden, 
Luxemburg uud der Schweiz andrerseits, wenn so- 
wohl am Einzahlungs-, als auch am Auszahlungsorte 
eine dem öffentlichen Verkehre dienende Telegra- 
phen-Station sich befindet. 

Die Ein- und Auszahlung wird hierbei jedoch nicht 
durch die Telegraphen-Station, sondern durch die Local- 
postanstalt vermittelt, welche auch für die telegraphische 
Beförderung der von dem Aufgeber etwa bei der Baar- 
zahlung gewünschten sonstigen, schriftlich anzugebenden 
Notizen sorgt. 

Mit der Einlieferung des Betrages für die Baar- 
zahlung hat der Aufgeber 

die Postgebühr (bei Beträgen von fünfundzwanzig 
Thalera 2 Sgr., bei den zulässigen höhern Beträgen 
4 Sgr.) 
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die Telegraphen-Gebühr für die Depesche vom Auf- 
gabe- bis zum Bestimmungs-Orte je nach der Wortzahl 

und das doppelte Expressbestellgeld, nämlich am 
Aufgabeorte 2 1 /» Sgr. für die Besorgung der Depesche 
zur Telegraphen-Station und am Adressorte für die Be- 
stellung des Geldbetrages resp. des Telegramms, welches 
die Telegraphen-Station nicht dem Geldempfänger, son- 
dern auch der Ortspostanstalt auszuhändigen hat, damit 
diese sich mit dem Empfänger in Verbindung setzt 

In einzelnen Fällen kann die Auszahlung der An- 
weisungsbeträge an vollständig legitimirte Empfänger 
auch Seitens der Adress- Telegraphen -Station erfolgen, 
wenn der Absender dies, durch den Zusatz: „bureau 
restant" in dem Telegramm gewünscht, oder wenn der 
die Anweisung erwartende Empfänger den desfallsigen 
Wunsch der Adress-Telegraphen-Station vor Eingang der 
Anweisung ausgedrückt hat. 

Das ganze Verfahren leidet allerdings an einer ge- 
wissen Umständlichkeit, welche jedoch nicht wohl zu 
vermeiden ist, wenn diejabsolut nothwendige Sicherstel- 
lung des Fiskus gegen Malversationen erhalten bleiben 
soll, und es muss die Einführung dieser telegraphischen 
Baarzahlungsvermittlungen immer als eine grosse Er- 
leichterung und Bequemlichkeit für das Publikum be- 
trachtet werden, zumal Bankiers u. s. w. die telegra- 
phische Zahlungsvermittlung für nicht völlig bekannte 
Personen ausnahmslos ablehnen und ablehnen müssen, 
wenn sie sich nicht den ärgsten Beschädigungen aus- 
setzen wollen. 

Dass übrigens bei aller möglichen Vorsicht und trotz 
aller Verclausulirungen auch bei dem jetzigen umständ- 
lichen Verfahren etwanigen Betrügereien noch nicht völlig 
vorgebeugt ist, beweist der nachfolgende, aus neuester 
Zeit datirende Fall. 

Ein Individuum, welches sich E. nennt, giebt bei der 
Telegraphen-Station zu F. eine Depesche an die Familie 

Ludewig, Telegraphenrftoht. 10 
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E. in S. auf, in welcher es um Ueberweisung einer 
Summe Geldes nach L. bittet, und lässt sich von der 
Station eine Bescheinigung über die Abgabe der Depesche 
ausstellen. E. in S. weisen auf E. in L. die verlangte 
Summe telegraphisch an, und der ursprüngliche De- 
peschenaufgeber erhebt diese bei der Post, sich durch die 
Bescheinigung der Telegraphen-Station zu F. legitimirend, 
während es sich später herausstellt, dass der wirkliche 
E. die erste Depesche nicht aufgegeben, also das Geld 
nicht verlangt und nicht erhoben hat. — Unzweifelhaft 
musste der Betrüger und Pseudo E. genau mit den Ver- 
hältnissen u. s. w. bekannt sein, und er hat seinen Plan 
mit grosser Kafilnirtheit durchgeführt; die Familie E. in 
S. kann auch nicht zu Schaden kommen, denn sie hat 
trotz der Mystification nur auf den wirklichen E. in L. 
angewiesen, und da dessen Quittung nicht vorliegt, so 
bleibt die Verantwortlichkeit auf der Postverwaltung bez. 
auf demjenigen Beamten haften, welcher die Bescheini- 
gung über die Ursprungs-Depesche als genügende Legi- 
timation für den Geldempfang angesehen hat. 

Ob der Betrüger, der Pseudo E., noeh entdeckt 
werden wird, ist sehr zweifelhaft. Unter solchen Um- 
ständen aber, welche sich ähnlich doch häufiger wieder- 
holen können, wird es den Verwaltungen nicht zum Vor- 
wurf gereichen dürfen, wenn sie durch Vorsiehtsmassregeln 
und das Verlangen der allergenügendsten Legitimationen 
auch einmal einer von schlechten Absichten weit ent- 
fernten, aber am Orte nicht bekannten Person Unbequem- 
lichkeiten und Weiterungen verursachen. 
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Dritter Abschnitt. 



Die aus Telegrammen unter den Correspon- 
denten entstehenden Rechtsverhältnisse. 

Die Leistungen der Telegraphie. 

Ehe man an die Beurtheilung derjenigen Rechts- 
verhältnisse denken kann, welche durch den Gebrauch 
- des Telegraphen zwischen dem Absender und dem Em- 
pfänger eines Telegramms erwachsen, ist es zuvörderst 
noth wendig, sich über die eigentlichen Leistungen der 
Telegraphie völlig klar zu werden. 

Der Aufgeber übermittelt der Telegraphenamtsstelle 
die Nachricht, deren Beförderung er wünscht, indem er 
zugleich die Gebühren bezahlt, und es wird nicht die 
Original nachricht dem Adressaten behändigt, sondern ihr 
Inhalt dem Empfänger in allgemein verständlichen Zeichen 
notificirt. 

Nach dem im vorigen Abschnitte erwähnten Reg- 
lement und nach dem internationalen Wiener Telegraphen- 
Vertrag 

„muss das Original der Depesche leserlich und in 
Zeichen geschrieben sein, welche durch die in der reg- 
lementarischen Tabelle enthaltenen telegraphischen Zeichen 
wiedergegeben werden können, und welche in dem Lande, 
wo die Depesche aufgegeben wurde, üblich sind. 

10* 
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Vor dem Texte muss die Adresse und nach dem- 
selben die Unterschrift stehen. 

Die Adresse muss alle nöthigen Angaben enthalten, 
um die Uebermittlung der Depesche an ihre Bestimmung 
zu sichern. 

Einschaltungen, Randzusätze, Streichungen oder 
Ueberschreibungen müssen von dem Aufgeber der De- 
pesche oder seinem Beauftragten bescheinigt werden." 

Hiernach ist zwar zuzugeben, dass es theoretisch für 
die Wesenheit des Telegraphendienstes und der telegra- 
phischen Beförderung ganz gleichgültig ist, ob die zu 
befördernde Nachricht der Telegraphenamtsselle schrift- 
lich oder mündlich tibergeben wird; in der Praxis liegt 
aber durchaus immer die schriftliche Nachricht vor, und 
sie ist als die schriftliche Willenserklärung des Absenders 
dem Empfänger gegenüber zu betrachten, weil er sie der 
Telegraphenamtsstelle nur zu dem Zwecke übergiebt, 
ihren Inhalt dem Adressaten kund zu geben. Durch die 
hinzugefügte Unterschrift, deren Inhalt dem Adressaten 
ebenfalls mitgethcilt wird, wird auch die Absicht docu- 
mentirt, den Inhalt der Depesche, als von dem Absender 
herrührend, betrachtet zu wissen. 

Dem Aufgeber steht ferner die Zurückziehung der 
Originalschrift nur zu, wenn die Abtelegraphirung von 
der Aufgabestation selbst noch nicht begonnen war; im 
andern Falle ist ihm jede Disposition über dieselbe ent- 
zogen, und sie bleibt bis zu ihrer Vernichtung nach Ab- 
lauf eines gewissen Zeitraums im Gewahrsam der Tele- 
graphen-Verwaltung, so dass sie, wenn nicht der Fall 
einer strafgerichtlichen Untersuchung vorliegt, selbst auf 
Requisition des Gerichtes nicht verabfolgt wird, bez. nicht 
verabfolgt zu werden braucht. Dagegen sind Absender 
und Empfänger belügt, falls sie sich als solche gehörig 
legitimiren, sich Abschriften, von der Telegraphen- Ver- 
waltung amtlich beglaubigt, der von ihnen aufgegebenen 
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oder empfangenen Depeschen ausfertigen zn lassen, so 
lange die Originale noch vorhanden sind. 

Die der Telegraphen-Verwaltung unter diesen Be- 
dingungen tibergebene schriftliche Nachricht wird nun 
je nach Umständen, welche lediglich durch technische 
Betriebsrücksichten bedingt werden, entweder direkt oder 
nach ein- oder mehrmaliger Umtelegraphirung an die 
Adressstation telegraphirt. Die Art der Telegraphirung 
hängt ganz von den vorhandenen Apparatensystemen 
ab, bei welchen sich nach dem heutigen Stande der 
Technik Signalapparate und Druckapparate unterscheiden 
lassen, die aber beide wieder je zwei Unterabtheilungen 
enthalten, je nachdem allgemein verständliche Zeichen 
(Buchstaben, Ziffern) oder conventionell bestimmte Zeichen, 
deren Bedeutung am Ankunftsorte von dem Beamten 
erst ins allgemein Verständliche übersetzt werden muss, 
telegraphisch signalisirt oder gedruckt werden. 

Bei den Nadelapparaten, in welche Kategorie auch 
die zum Betriebe des transatlantischen Kabels benutzten 
Apparate zu zählen sind, hat man verschiedenen Combina- 
tionen der Ablenkung einer Magnetnadel, rechts und links, 
gross oder klein, welche man nach Belieben erzeugen 
kann, verschiedene Bedeutung beigelegt, und es ist nun 
Sache der Telegraphisten beziehungsweise statt der 
Buchstaben, Worte oder Satze der ihnen vorliegenden 
Nachricht die dafür geltenden conventioneilen Zeichen zu 
erzeugen oder auf der Empfangsstation die dort erzeug- 
ten conventioneilen Zeichen zu beobachten und in die 
gewöhnliche Schriftsprache zu tibertragen. 

Die Correspondenzzeichen sind bei dieser Manipula- 
tion nicht fixirt, die Richtigkeit bei der Erzeugung und 
Ablesung hängt von der Aufmerksamkeit der angestell- 
ten Beamten ab, und es ist absolut unmöglich, wenn 
Fehler vorkommen, nachträglich festzustellen, ob der 
telegraphirende Beamte falsche Zeichen gegeben, oder 
ob der aufnehmende Beamte richtige Zeichen unrichtig 
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abgelesen und in gewöhnliche Schriftzeichen übertra- 
gen hat. 

An demselben Mangel der Nichtfixirnng der telegra- 
phischen Zeichen leiden die Zeigerapparate, bei welchen 
für die mit einander correspondirenden Apparate zwei 
gleich gestellte Zeiger ganz gleichmässig über eine dem 
Zifferblatte einer Uhr vergleichbare Scheibe, an deren 
Rand die einzelnen abzutelegraphirenden Zeichen deut- 
lich markirt sind, wie der Zeiger einer Uhr fortlaufen. 
Jedem Zeichen entspricht eine Taste, welche der abtele- 
graphirende Beamte so lange zu drücken hat, bis der 
Zeiger an dem ihr entsprechenden Zeichen stillsteht. 
Diese Hemmung des Zeigers auf der gebenden Station 
bewirkt sofort die Hemmung des correspondirenden Zei- 
gers auf der empfangenden Station an demselben Zeichen 
und wird der abnehmende Beamte hierdurch in den Stand 
gesetzt, dasselbe unmittelbar abzulesen und niederzu- 
schreiben. Kommt hierbei eine Irrung vor, sei es des 
gebenden oder nehmenden Manipulanten, so ist es nach- 
träglich auch unmöglich festzustellen, wen die Schuld 
trifft. — Es ist jedoch schon leichter, die angedeuteten 
schriftmässigen Zeichen selbst abzulesen, als complicirte 
und ziemlich schnell verschwindende Signale erst in solche 
zu tibersetzen. 

Ungleich sicherer erscheinen die Druckapparate, 
welche die telegraphischen Zeichen selbst auf dem Papier 
fixiren. — Von diesen liefert der jetzt noch am weitesten 
verbreitete und in seiner Einfachheit wahrhaft köstliche 
Mörse-Apparat allerdings nicht gewöhnliche Schriftzeichen, 
sondern nur eine aus kurzen und langen Strichen zu- 
sammengesetzte Chiffreschrift, welche auf der empfangen- 
den Station auf einem schmalen gleichmässig Uber einen 
Stift ablaufenden Papierstreifen, je nach der Construction 
reliefartig erhöht oder in farbigem Abdruck entsteht, 
wenn auf der gebenden Station ein Hebel (Taster) kür- 
zere oder längere, der Grösse der Striche entsprechende 
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Zeit niedergedrückt wird. Eine ganz correkte Schrift 
lässt für den Kenner an Deutlichkeit Nichts zu wünschen 
übrig, und es giebt sogar Einrichtungen, welche die von 
individueller Thätigkeit abhängige Bewegung des Tasters 
auf eine ganz mechanische und darum völlig gleich- 
massig wirkende Einrichtung reduciren (Typenapparat; 
Lochapparat). Die zuletzt erwähnten Einrichtungen können 
jedoch voraussichtlich nie eine allgemeine Verbreitung 
finden, so dass eine Abhängigkeit von der freien Hand- 
arbeit bestehen bleibt, und bei dieser ist es durchaus 
nicht unmöglich, sondern es passirt dabei im Gegentheile 
sehr wohl und leicht, dass durch geringe Ungleichmässig- 
keiten kurze Striche (sg. Punkte) für längere Striche 
und letztere für Punkte angesehen werden, ganz abge- 
sehen davon, dass auch beim Abtelegraphiren nicht min- 
der, als beim Ablesen, thatsächliche Irrthtimer unterlaufen 
können. 

Solche Verwechslungen und Irrungen können aber 
auch sogar unabhängig von den Manipulationen und des- 
halb auch bei der Anwendung der erwähnten mechani- 
schen Vorrichtungen (Typen- und Lochapparat) durch 
äussere Umstände, atmosphärische Einflüsse u. s. w. er- 
zeugt werden, ohne dass irgend Jemanden eine Verschul- 
dung trifft. 

Beispielsweise kann eine geringe Unebenheit des 
durchlaufenden Papierstreifens bei dem empfangenden 
Apparate sehr leicht eine kleine Stockung im Gange 
erzeugen, welche ganz unbemerkt vorübergeht und den- 
noch hinreicht, um einen Strich zu einem Punkte zu ver- 
kürzen; oder es kann auch eine momentane, etwa in 
Folge der Berührung der Leitung durch nasse Zweige 
entstehende Ableitung ein richtig abtelegraphirtes Zeichen 
für die Empfangsstation verkürzen oder selbst ganz ver- 
loren gehen lassen. 

Bei den Typendruckapparaten bewegen sich, regulirt 
durch blos mechanische oder elektrisch-mechanische Ein- 
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richtungen zwei Scheiben, die an ihrem Rande die sämmt- 
liehen allgemein verständlichen, während der drehenden 
Bewegung mit Druckerschwärze versehenen Druckzeichen 
tragen und selbstverständlich im Zustande der Ruhe stets 
gleich gerichtet sind, mit völlig gleicher Winkelgeschwin- 
digkeit. Dem Druckzeichen entspricht ein Tastenwerk 
mit denselben Zeichen und bei jedem Tastendruck von 
genügender Dauer, bewegt sich ein Papierstreifen um 
den Raum eines Buchstabens vorwärts, um mit einer 
entsprechenden Kraft an das der Taste entsprechende 
Druckzeichen gedrückt und mit dessen Abdruck versehen 
zu werden. — Es entsteht sonach auf der Empfangs- 
station ohne Zuthun des dortigen Beamten und lediglich 
in Folge der Manipulationen des abtelegraphirenden Be- 
amten ein allgemein verständlicher Abdruck der telegra- 
phisch zu befördernden Nachricht. — Bei diesem Apparat 
ist sonach die Fehlerquelle, welche in der Mitwirkung 
des zweiten ablesenden und niederschreibenden Beamten 
auf der Empfangsstation liegt, vermieden. Trotzdem ist 
die Garantie für eine richtige Ueberkunft kaum erhöht, 
weil der abtelegraphirende Beamte sich sehr leicht in 
einer Taste vergreifen kann, und weil auch bei richtiger 
Abtelegraphirung der Abdruck unrichtiger Zeichen auf 
der Empfangsstation durchaus nicht unmöglich ist. 

Andere Apparate, (Caselli) welche bei der Empfangs- 
station auf mechanisch-chemisch-galvanisch-elektrischem 
Wege eine getreue Copie, einen identischen Abdruck der 
zu übermittelnden Niederschrift erzeugen, haben sich bis- 
her in der Praxis noch nicht bewährt. Ob es noch ge- 
lingen wird, solche Apparate in genügender Vollkommen- 
heit zu construiren, muss dahingestellt bleiben. Ihre 
allgemeine Einführung würde allerdings die rechtliche 
Basis für die aus dem Telegraphenverkehr sich ent- 
wickelnden Rechtsverhältnisse nicht unwesentlich ver- 
ändern, weil sie den Empfänger gewissermassen in den 
Besitz einer von seinem Correspondenten herrührenden, 
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handschriftlichen Urkunde setzen wtirde; allein das Un- 
mögliche ist eben noch nicht zu verlangen und wenn 
auch für die Zukunft die Möglichkeit einer solchen prak- 
tisch zu verwirklichenden Erfindung (es liegen neuer- 
dings wieder mehrfache Projekte zu autographischen 
Apparaten vor) keineswegs zu verneinen ist, so muss sie 
doch erst noch gemacht werden. 

Jedenfalls aber kann man der Ansicht eines bedeu- 
tenden Juristen, welcher schon im Jahre 1864 schrieb: 
„Bei Erwägung dieser entschiedenen Vortheile (NB. des 
Caselli'schen Apparates) sollte jede Regierung, der es 
Ernst ist, dem Telegrapheninstitut durch Benutzung neuer 
wissenschaftlicher Fortschritte die möglichste Sicherheit 
zu gewähren, bereitwillig die Erfindung von Caselli sich 
aneignen — Entschliesst sich die oberste Tele- 
graphenverwaltung, die bemerkten Einrichtungen zu 
treffen, so wird sie die Verantwortlichkeit wegen Fehler 
der Beamten um so leichter übernehmen, je seltener nach 
dem neuen Systeme Trrungen vorkommen werden" nicht 
anschliessen, da die Versuche am Experimentirtisch noch 
lange keine Garantie für allgemeine praktische Lebens- 
fähigkeit geben. 

Vorläufig wird sich das tclegraphirende Publikum 
noch auf lange Zeit damit begnügen müssen, dass die 
telegraphische Depesche dem bestimmten Empfänger in 
einer mehr oder weniger sicheren, auf eine der oben an- 
gegebenen Arten vermittelten, wörtlichen, nur in einzelnen 
Fällen durch einen Abdruck ersetzten Abschrift der 
von dem Absender bei der Abgangsstation schriftlich 
hinterlegten Mittheilung behändigt werde, wobei noch 
hervorzuheben ist, dass dem Absender eine Wahl, mittels 
welches Apparates oder auf welchem bestimmtem Wege 
die Beförderung effektuirt werden soll, nur in beschränk- 
tem Umfang freisteht, dass sich dies vielmehr theore- 
tisch fast gänzlich nach dem Belieben der Telegraphen- 
verwaltung, praktisch nach denjenigen sehr häufig 
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durch besondere Umstände von einem zum andern Tage 
wechselnden Rücksichten und Bedingungen richtet, welche 
sich aus der Regelung des Gesammtbetriebes ergeben. 



Bezüglich der aus telegraphischen Communikationen 
entstehenden Rechtsverhältnisse ist nach diesen einlei- 
tenden Erörterungen als die Frage, welche zunächst 
interessirt, die folgende in Erwägung zu ziehen: 

„Kann durch Benutzung des Telegraphen zwischen dem 
Absender und dem Empfänger überhaupt ein rechtliches 
Verhältniss entstehen, ein Vertrag errichtet werden?" 

Obschon das allgemeine deutsche Handelsgesetzbuch, 
wie schon erwähnt, den Telegraphen absichtlich über- 
gangen hat, so macht doch gerade dieses die Bejahung 
der aufgestellten Frage für alle diejenigen Rechtsverhält- 
nisse, welche seinen Bestimmungen unterliegen, unzweifel- 
haft, weil es gleich im ersten Artikel festsezt „dass in 
Handelssachen, insoweit das Handelsgesetz auch 
keine Bestimmungen enthält, die Handelsge- 
bräuche u. s. w. in Anwendung kommen." 

Da es nun notorisch ist, dass der Handel sich des 
Telegraphen bei Abschliessung von Geschäften im wei- 
testen Umfange bedient, so ist die rechtliche Möglichkeit 
eines Vertragsabschlusses in Handelssachen zu einem 
unbestrittenen Grundsatze geworden. 

Indessen beschränkt sich diese Möglichkeit rechts- 
verbindlicher Abmachungen auf telegraphischem Wege 
nicht nur auf die der Handelsgesetzgebung unterliegen- 
den Fälle; sie ist, wenn auch nicht unbeschränkt, so 
doch für viele andere Verhältnisse aus allgemeinen und 
landesrechtlichen Grundsätzen unzweifelhaft zu folgern, 
und es wird nur die Uebernahrae solcher Verpflichtungen, 
der Abschluss solcher Verträge, sowie die Vornahme sol- 
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eher Rechtshandlungen durch Vermittlung des Telegra- 
phen rechtlich unzulässig sein, für welche sich die zu 
der Gültigkeit gesetzlich vorgeschriehene Form auf diesem 
Wege nicht erfüllen lässt. 

Wenn s. Z. einmal in amerikanischen Zeitungen dar- 
über berichtet wurde, dass eine Ehe unter Mitwirkung 
juristischer Personen telegraphisch zwischen zwei von 
einander entfernten Brautleuten abgeschlossen worden sei, 
so ist es kaum möglich, dies für Anderes, als einen schlech- 
ten Spass zu halten. Wo, (wie z. B. Allg. Landr. IL 1. 
§. 167) vorgeschrieben ist, dass Privatpersonen sich bei 
der kirchlichen Trauung vor dem Pfarrer nicht vertreten 
lassen können, oder (Rhein, bürgerl. Gcs.-Buch Art. 165) 
für die Oivilche, dass dieselbe öffentlich an dem Wohn- 
orte des einen der beiden Thcile abgeschlossen werden 
muss, kann selbstverständlich von einer Mitwirkung der 
Telegraphen beim Abschlüsse nicht die Rede sein. 

Selbst ein rechtlich wirksames Ehegelöbniss würde 
sich nicht per Telegraph abschliessen lassen, weil das- 
selbe zwar unter Abwesenden zulässig ist, dann aber 
nur am Wohnorte der Braut und unter Vertretung des 
Bräutigams durch einen gerichtlich ernannten Bevoll- 
mächtigten vor einem Rechtsanwalt oder Notar vollzogen 
werden kann. (Allg. Landr. II. 1. §. 82. 86. 87.) 

Eben so wenig würde ein an das betreffende Ge- 
richt adressirtes Telegramm, auch wenn es von dem 
Testator eigenhändig unterschrieben wäre, die Stelle eines 
Testamentes vertreten können, weil die gültige Auf- und 
Abnahme von Testamenten entweder an ordentlicher Oe- 
richtsstelle oder von Notarien bez. Gerichtsabgeordneten 
u. s. w. unter Zuziehung einer bestimmten Anzahl von 
Zeugen und unter Beachtung gewisser Formalitäten ge- 
schehen muss. 

Der Inhalt eines, wenn auch recommandirten und 
beglaubigten Telegramms könnte am Adressorte ferner 
nicht die Stelle einer Originalurkunde oder vidimirten 
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Abschrift derselben vertreten, weil die Telegraphen-Ver- 
waltung durchaus nicht für die Richtigkeit der von ihr 
ausgefertigten Depeschen haftet, und weil der annehmende 
Telegraphenbeamte mindestens rechtlich nicht befähigt 
ist, die Richtigkeit des Original-Documents oder der Be- 
glaubigung zu prüfen resp. gültig anzuerkennen, und 
hieraus folgt, dass eine Bevollmächtigung auf telegraphi- 
schem Wege rechtsverbindlich nicht erfolgen kann. Wenn 
Serafini meint, der Telegraph könne beispielsweise, selbst 
da zur Anmeldung einer Appellation wider ein Urtheil 
in dringenden Fällen von der abwesenden Partei benutzt 
werden, wo eine solche nur von einem mit förmlicher 
und ausdrücklicher Vollmacht versehenen Rechtsbeistande 
eingereicht werden könne, und vorschlägt, einen Notar 
am Orte der abwesenden Partei zu veranlassen, die Voll- 
macht für einen Advokaten am Orte des Gerichtes aus- 
zustellen, sodann eine Abschrift dieses Aktes dem Tele- 
graphenamte zn übergeben, damit dieses nach der Ein- 
leitung: „Notar N. übergiebt bei diesem Amte einen Akt 
nachstehenden Inhaltes" diesen Akt wörtlich abtelegra- 
phire, — so ist hier nur das zu bemerken, dass das 
Telegraphenamt gar nicht befugt ist, die verlangte Ein- 
leitung der aufgegebenen Depesche amtlich hinzuzufügen, 
dass ihm, solange das Telegrapheninstitut eine blosse 
Beförderungsanstalt ist und bleiben will und muss, eine 
solche Befugniss, eine allgemeine Glaubwürdigkeit, wie 
sie den amtlichen Handlungen der Justizorgane, Notare 
u. s. w. innewohnt, auch gar nicht beigelegt werden 
kann, dass in Ermangelung dessen aber die telegraphische 
Ausfertigung des Notariatsaktes für den Empfänger jeder 
Beglaubigung entbehrt und ihm nur dann für authen- 
tisch gilt, wenn er dazu geneigt ist, d. h. wenn er glauben 
will, dass die von dem annehmenden Telegraphenamte 
in keiner Weise geprüfte Beglaubigung auf dem Origi- 
nale echt und richtig sei. — Rechtlich gezwungen ist 
hierzu Niemand. — 
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Amiers ist es allerdings, wenn ähnliche Handlungen 
von Behörde zu Behörde gehen und mittels Staatsdepe- 
schen telegraphisch befördert werden. Bei diesen liegt 
es dem Telegraphenbeamten allerdings ob, wenigstens in 
gewissem Umfange zu prüfen, ob der Aufgeber bez. die 
aufgebende Behörde zur Aufgabe einer Staatsdepesche 
berechtigt ist und ob die aufgelieferte Originaldepesche 
allen Erfordernissen dieser Depeschengattung genügt. 

Obgleich zwar auch hier Mystifikationen und Mal- 
versationen nicht gänzlich in das Bereich der Unmöglich- 
keit gehören, so hat es sich dennoch in der Praxis her- 
ausgebildet, das ähnliche amtliche Notifikationen von der 
empfangenden Stelle respectirt werden. — Wo daher das 
Gericht von einer Partei vermocht werden kann, eine 
Beschlagnahme, Pfändung u. s. w. an einem andern Orte 
zu veranlassen, wo das Gericht resp. die Polizeibehörde 
sich bereit linden lässt, die Verhaftung eines flüchtigen 
Schuldners oder Verbrechers zu verfügen, da kann der 
Telegraph allerdings dazu dienen die competente Stelle 
an dem andern Orte zur Ausführung zu requiriren. — 
Ganz ähnlich ist der schon im vorigen Abschnitte er- 
wähnte und bei der Besprechung des §. 6 des Reglements 
besprochne Fall zu beurtheilen, welcher die Inhibirung 
von Postsendungen durcli Intervention der Postbehörde 
im Auge hat. 

Für den Privat verkehr mittels blosser Privatdepeschen 
werden ähnliche Requisitionen nur dann von Erfolg sein, 
wenn der Empfänger sie respectiren und nicht angeben 
will, dass er im Zweifel über die Authenticität des Tele- 
gramms und der Unterschriftsbeglaubigung gewesen sei. 

Aus ähnlichen Gründen wird auch ein Telegramm 
nicht unbedingt die Stelle eines schriftlichen Zeugnisses 
vertreten können, weil auch hier für den Adressaten die 
Identität des Absenders und die Legalität der etwanigen 
Beglaubigung nicht zweifellos ist. 

Für andere Verträge und Rechtsverhältnisse, welche 
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unter Abwesenden schriftlich, und nicht unter Beobach- 
tung gewisser bei der Benutzung des Telegraphen un- 
erfüllbarer Formalitäten gültig errichtet werden können, 
ist es dagegen unzweifelhaft, dass sie auch ohne den 
Schutz des Handelsgesetzbuchs auf Grund allgemeiner 
Rechtsgrundsätze und der Landesgesetze durch den Tele- 
graphen vermittelt werden können. 

Sehr ausführlich und klar (unter andern ähnlichen 
Entscheidungen) ist dies von dem vierten Senat des 
königlichen Ober-Tribunals in der Sitzung vom 27. Mai 
1861 auseinander gesetzt worden, gelegentlich eines Pro- 
cesses, in welchem die verklagte Partei einem telegra- 
phisch getroffenen Abkommen die Qualität eines schrift- 
lichen Vertrages absprach. — 

Es wurde ausgeführt, dass in der Regel Willens- 
erklärungen, um verpflichtend zu sein gegen denjenigen 
abgegeben werden, dem sich der Erklärende verpflichten 
will. — Schriftliche Willensäusserungen erhalten ihre 
verbindliche Kraft erst durch die Unterschritt des Er- 
klärenden. (A. L.-R. L 5. §. 116-118). 

Soll dieser also durch schriftliche Erklärung ver- 
pflichtet sein, so muss er seinen Willen nicht nur schrift- 
lich und unter seiner Linterschrift ausgesprochen, sondern 
auch in dieser Forin gegen denjenigen erklärt 
haben, welcher dadurch berechtigt werden soll. Es ge- 
nügt nicht, dass die schriftliche und dnreh Unterschritt 
vollzogene Erklärung überhaupt existire; der Erklärende 
muss in der Absicht, sich durch dieselbe als durch 
eine schriftliche Willensäusseruug zu verpflichten, 
von ihr gegen den anderen Theil Gebrauch gemacht 
haben, damit dieser aus der schriftlichen Willenserklärung 
Rechte gewinne. 

Diese Absicht kann ausdrücklich ausgesprochen wer- 
den oder aus den Umständen erhellen. Das Letztere ist 
der Fall, wenn zwei Contra heilten dasselbe Instrument 
vollziehen, oder aber ein jeder von ihnen zwar nur ein 
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Exemplar der Urkunde unterschreibt, aber eine Aus- 
wechslung der gegenseitig vollzogenen Exemplare erfolgt. 
Denn solcher Hergang macht unzweifelhaft, dass es nicht 
sowohl auf Uebereinstimmung des beiderseitigen Willens, 
als vielmehr auf verpflichtende Fixirung dieser Ueber- 
einstimmung durch überführende Schriftstücke abge- 
sehen ist. 

Für den Abschluss eines Vertrages durch Correspon- 
denz folgt hieraus, dass die gegenseitigen Briefe nicht 
bloss ge- und unterschrieben, sondern auch ausgetauscht 
werden müssen. Unterbleibt der Austausch (Briefwechsel; 
A. L.-R. [, 5. §. 86), so fehlt für einen schriftlichen Ver- 
trag der verpflichtende Act. Er fehlt daher, wenn beide 
Theile zwar ihre Erklärungen (Anerbieten und Annahme) 
nieder- und unterschrieben, aber nicht in dieser Form, 
sondern mündlich oder durch Copieen Dritter einander 
zustellen und die Originale zurückbehalten. Denn als- 
dann ist demjenigen, gegen den die Erklärung erfolgt, 
auf die verpflichtende Schriftform derselben keinerlei 
Recht eingeräumt. 

Diese Sätze, auf den tclegraphischen Abschluss von 
Verträgen angewandt, scheinen demselben die Bedeutung 
der Schriltlichkeit zu entziehen. — Unähnlich der Post, 
sind die Telegraphen-Aemter nicht die Beförderer der 
Aufgabe-Depeschen, sondern die Copisten derselben. Die 
Originale der Aufgabe-Depeschen behaltend, geben sie 
dem Adressaten nur eine Copie; Durch die Annahme 
einer Depesche zur Beförderung verpflichten sie sich, die- 
selbe zunächst in telegraphischem Abdruck und nach 
diesem in gewöhnlichen Schriftzeichen zu copiren, diese 
zweite Abschritt aber dem Adressaten zuzustellen. Dabei 
übernehmen sie eine Garantie weder tür die Authenticität 
der Aufgabe-Depesche, noch für die „Treue der Copie. 

Der Aulgeber übergibt also die schriftliche, von ihm 
vollzogene Willenserklärung nicht, damit sie originalster 
dem Adressaten zugehe; und der letztere erhält auch 
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nicht eine von dem Aufgeber selbst ausgestellte schrift- 
liche Erklärung, noch hat er in dem Empfange eines 
Telegrammes eine Bürgschaft, dass das Original authen- 
tisch, d. h. von dem Aufgeber selbst vollzogen sei. 

Das Telegramm, nämlich die von dem Telegraphen- 
Amte ausgegebene Depesche, kann hiernach als eine 
schriftliche Willenserklärung des Aufgebers 
nicht gelten. — Dessen ungeachtet könnte sie ihn als 
schriftlicher Act verpflichten, wenn das Telegraphen-Amt 
als Mandatar des Aufgebers anzusehen und als solcher ge- 
hörig bevollmächtigt wäre. 

Aber Beides ist nicht der Fall. Der Aufgeber be- 
stellt das Telegraphen-Amt nicht zu seinem Mandatar, 
d. h. nicht zu seinem Stellvertreter behufs Vornahme 
einer Rechtshandlung, sondern er vereinbart mit ihm 
einen Vertrag über Handlungen, nämlich das Abschreiben 
eines Briefes und die Beförderung der Copie an eine be- 
stimmte Adresse. 

Demgeniä88 schreibt auch das Telegraphen- Amt dem 
Adressaten nicht unter eigener Unterschrift und in Ver- 
tretung des Aufgebers, sondern es stellt dem Adressaten 
die mit der Unterschrift des Aufgebers versehene Auf- 
gabe-Depesche in Abschrift zu. Dazu kommt, dass die 
Beförderungs-Verträge mit den Telegraphen-Aemtern der 
Regel nach nicht schriftlich, sondern mündlich geschlossen 
werden, selbst also unter der Voraussetzung eines Man- 
dat-Verhältnisses es an der verpflichtenden Form dem 
Auftraggeber gegenüber fehlen würde. 

Dessen ungeachtet muss der telegraphische Abschluss 
eines Vertrages dann als schriftlicher gelten, wenn die 
Aufgabe-Depeschen von den Aufgebern (oder ihren ge- 
hörig legitimirten Vertretern) vollzogen sind. Denn für 
den Abschluss eines schriftlichen Vertrages durch succes- 
sive schriftliche Erklärungen bedarf es nicht der Aus- 
wechslung derselben zwischen den Coutrahenten in Person, 
der Austausch kann vielmehr auch zwischen Vertretern 
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geschehen, oder die schriftlichen Erklärungen können, 
ohne dass eine eigentliche Auswechslung erfolgt, bei 
einem Dritten verwahrlieh niedergelegt werden. Denn 
der letztere vertritt alsdann die Contrahenten, und was 
der eine Theil ihm übergibt, muss als für den anderen 
niedergelegt angesehen werden. 

Bei dem telegraphischen Abschlüsse von Verträgen 
werden nun zwar die Telegraphen-Aemter von den Con- 
trahenten nicht ausdrücklich als Verwahrer ihrer Auf- 
gabe-Depeschen bestellt, wohl aber ergiebt sich diese 
Stellung derselben aus der Natur der telegraphischen 
Correspondenz und den bestehenden Dienstvorschriften. 
Die Telegraphen-Aemter sind nämlich verpflichtet, die 
Aufgabe-Depeschen mehrere Jahre zu bewahren; — die 
Zurückgabe an den Aufgeber findet nicht Statt. (Dienst- 
Instr. für die königl. Telegr.-Verwalt, Abschn. VIII. Abth. 
V. §. 2.) 

Wer also einem Telegraphen-Amte eine von ihm voll- 
zogene schriftliche Vertrags-Offerte zur Beförderung über- 
giebt, erklärt nicht nur seinen Willen schriftlich, sondern 
verliert auch die Disposition über seine schriftliche Er- 
klärung dergestalt, dass dieselbe in amtlichem Gewahr- 
sam bleibt, und zwar nicht bloss zu dienstlichen Zwecken. 
Die schriftliche Erklärung ist also zum Zwecke der 
Manifestation seines Willens niedergelegt; mithin ist, falls 
die Eingehung eines Vertrages ihren Gegenstand bildet, 
von ihr gegen den anderen Contrahenten in bindender, 
die freie Verfügung des Erklärenden über dieselbe aus- 
schliessender Weise Gebrauch gemacht. 

Alle Erfordernisse einer verpflichtenden schriftlichen 
Willenserklärung sind hiernach in diesem Falle vor- 
handen: 

die schriftliche Erklärung existirt; der Erklärende 
hat von ihr, um sich durch sie zu verpflichten, 
gegen den, dem er sich verpflichten wollte, Ge- 
brauch gemacht; die Erklärung ist dem letzteren 

Ludewig, Telegraphenrecht. 11 
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zwar nicht ausgehändigt, aber als für ihn amtlich 
niedergelegt anzusehen." 

Interessant ist es, dass bei dieser Entscheidung das 
Verhältniss zwischen der Telegraphenverwaltung und dem 
Depeschenaufgeber nicht, wie es von verschiedenen Seiten 
betrachtet worden, als Mandatsverhältniss anerkannt wird. 

Andre noch gesuchtere Theorien sind gar nicht be- 
rücksichtigt worden, wie die Vergleichung der Telegra- 
phen Verwaltung resp. der Telegraphenbeamten mit Sen- 
salen oder Handelsmäklern (Panattoni, Mittermaier), die 
ganz gewiss unzulässig ist, weil jene nicht „als amtlich 
bestellte Vermittler für Handelsgeschäfte" anzusehen sind 
und überhaupt in keiner Weise die Pflichten und Rechte 
haben, welche u. A. der siebente Titel des deutschen 
Handelsgesetzbuchs dieser Klasse von Mittelspersonen des 
Handels beilegt. 

Ebenso wenig können die Dienstleistungen der Tele- 
graphen-Verwaltung mit denjenigen eines Dolmetschers 
identificirt werden. — Selbst der Vergleich derselben 
(Busch) mit denjenigen eines Boten, welcher noch am besten 
zuzutreffen scheint, ist bei genauer Untersuchung nicht 
aufrecht zu erhalten. — Angenommen, dass es Boten- 
dienst ist, wenn die Telegraphen-Verwaltung die Nach- 
richt oder Willenserklärung des Aufgebers dem Empfänger 
mittheilt, so ist sie doch durch eine schriftliche Vollmacht 
des Erstem nicht legitimirt, und es würde deshalb jeg- 
liche Verpflichtung des Maehtgebers entfallen, da die 
schriftliche Ueberlieferung der Nachricht von Seiten des 
Aufgebers nicht als Vollmacht, sondern lediglich als In- 
struction und etwanige Rechtfertigung bezüglich der ge- 
treuen Ausführung des erhaltenen Auftrages für die 
Telegraphen-Verwaltung dienen kann. (Allg. Landr. I. 
13. §.91 u. ff.) Dagegen ist nicht zu übersehen, dass 
der Depeschen-Aufgeber durch die schriftliche Aufliefe- 
rung der Dopesche die Telegraphen-Verwaltung zur Ver- 
wahrerin seiner schriftlichen Willenserklärung macht, 
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und dass er nach erfolgter Abtelegraphirung jede Dis- 
position Uber dieses Document verliert. 

Die telegraphische Mittheilung ist eben als etwas 
Neues zu betrachten, welchem die frühern Begriffe nicht 
völlig entsprechen, und wie „Telegraph iren" mit voll- 
kommener Berechtigung weder mit „Spreche n" noch mit 
„Schreiben" bezeichnet werden kann, so lässt sich 
auch eine telegraphische Willenserklärung weder 
mit einem „mündlichen" noch mit einem „schritt- 
lichen" Auftrage völlig identificiren. 

Dies ist in dem oben angegebnen Urtheil des höch- 
sten Gerichtshofes auch nicht geschehen, indem dasselbe 
die Möglichkeit des Contraktschlusses auf telegraphischem 
Wege nur aus den bei dem Telegraphirungsgeschäfte 
wirklich vorkommenden Handlungen folgert und auf 
successive, verwahrlieh niedergelegte schriftliche Erklä- 
rungen, einseitig vollzogne Punktationen der Contrahenten 
zurückführt. — Hiernach gelangt der Contraktsschluss 
eventuell schon durch die blosse Aufgabe der Depeschen 
bei der Telegraphenverwaltung zur Perfection, während 
die Telegraphirung selbst für die Möglichkeit desselben 
nur nebensächlich ist. — Dieses Resultat erscheint in 
gewissem Grade auffallend, weil das nebensächlich Er- 
scheinende zur Hauptsache wird; — so lange jedoch als 
die Gesetzgebung sich noch nicht speciell auf durch 
telegraphischen Wechselverkehr entstehende privatrecht- 
liche Fragen erstreckt hat, wird und kann man sich mit 
dieser durchaus consequent durchgeführten Schlussfolge- 
rung genügen lassen, zumal der Beweis für die in der 
Originaldepesche enthaltene Willenserklärung auch gegen 
den Willen des Absenders vom Empfänger und umge- 
kehrt während der Aufbewahrungsperiode erbracht wer- 
den kann, indem den Bestimmungen gemäss Beiden zwar 
nicht das Original, aber beglaubigte Abschriften auf Ver- 
langen von der Telegraphen -Verwaltung ausgehändigt 
werden können und müssen. 

11* 
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Gelingt es in näherer oder fernerer Zeit einen für 
die praktische Einführung und allgemeine Verwendung 
brauchbaren s. g. autographischen Telegraphen-Apparat 
einzuführen, dann erhält der Depeschen-Empfänger einen 
genauen Abdruck der Willenserklärung seines Correspon- 
denten, für welchen zwar bis jetzt eine juridische Klassi- 
ficirung auch noch nicht existirt, der aber unzweifelhaft 
die Gültigkeit eines schriftlichen Documentes besitzt, und 
es wird sich dann die vorstehende Rechtsfrage wesent- 
lich vereinfachen. 



Wer hat den durch die Verstümmelung eines Tele- 
grammes entstehenden Schaden zu tragen? 

Die Beantwortung dieser Frage ist nach dem be- 
stehenden Rechte eine überaus schwierige, und bei jeder 
Entscheidung sind Zweifel gegen die Richtigkeit und 
Billigkeit des Urtheils unvermeidlich. 

Wenn ein Schaden wirklich entsteht, so ist das eine 
richtig, dass irgend Jemand ihn tragen muss, und un- 
zweifelhaft würden die Parteien des Aufgebers und des 
Empfängers ganz zufrieden sein, wenn er dem Telegra- 
phenfiskus zur Last gelegt würde. — Dies ist aber, wie 
wir gesehen haben, nicht nur nach dem speciellen Tele- 
graphenrecht, soweit ein solches bereits besteht, sondern 
auch nach allgemeinen rechtlichen Grundsätzen völlig 
unzulässig und es erübrigt nur, zwischen dem Depeschen- 
Aufgeber und dem Empfänger hinsichtlich der Ersatz- 
verbindlichkeit zu entscheiden. 

In dem einen, wie in dem andern Falle aber ist das 
instinktive Gefühl einer Härte nicht zu beseitigen, sowohl 
wenn der Depeschen- Aufgeber für den Schaden auf- 
kommen muss, der bei Ausführung eines von ihm gar 
nicht ertheilten Auftrages entstanden ist, als wenn der 
Empfänger belastet werden soll, da er doch nur einen 
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im guten Glauben als richtig angenommenen Auftrag 
erfüllt hat. 

Für alle dem Handelsrechte unterliegenden Rechts- 
verhältnisse kann hierüber jedoch heute kein Zweifel 
mehr bestehen, weil die Anerkennung einer Depeschen- 
ausfertigung' Seitens der Empfänger als die wirkliche 
Willenserklärung des Absenders im Handelsverkehre 
usancemässig ist und der Grundsatz von den Handels- 
leuten in ihrem Verkehre untereinander allgemein an- 
erkannt wird, dass die Gefahr, welche aus telegraphi- 
schen Communikationen erwächst, denjenigen trifft, wel- 
cher die Benutzung dieses Verkehrsmittels in jedem 
Falle veranlasst hat. 

Dagegen gehen die in einzelnen Fällen früher er- 
gangeneu und nicht auf das specielle Handelsrecht basir- 
ten Entscheidungen verschiedener Gerichtshöfe diametral 
auseinander. 

Nachdem der französische Staatsrath eine wegen 
irrthümlicher Telegraphirung gegen den Direktor der 
Pariser Telegraphenlinien und den Minister des Innern, 
als den Vertreter des Staats, angestrengte Entschädi- 
gungsklage, auf erhobenen Competenzconflikt, der ge- 
richtlichen Entscheidung entzogen hatte, weil nicht ein 
vom Direktor der Telegraphenlinien persönlich begangenes 
Versehen behauptet werde, — entschied der Apellhof 
zu Amiens (1859) in derselben Sache, dass, — insofern 
durch einen Irrthum des Telegraphisten ein Auftrag dem 
Mandatar anders, als er vom Mandanten ertheilt worden, 
zugekommen war, — der von dem Mandatar nach dem 
vermeintlichen Auftrage mit einem Dritten geschlossene 
Vertrag wegen Irrthums nichtig und der Mandant auch 
nicht dem Dritten schadenersatzpflichtig ist, sofern er 
diesen Irrthum nicht verschuldet hat. 

Diese Entscheidung enthält eine noch grössere Härte, 
indem sie durch die Nichtigkeitserklärung des in Folge 
eines fehlerhaft angekommenen Telegramms Seitens des 



Digitized by Google 



— 166 



Empfängers mit einem Dritten abgeschlossenen Vertrages 
diesen Dritten eventuell zur Tragung eines Schadens 
verurtheilt, obwohl dieser mit der Telegraphirung selbst - 
gar Nichts zu thun hatte. 

Ein höchst interessantes Urtheil ist im Jahre 1864 
von dem Stadtgerichte zu Frankfurt a. M. ausgegangen. 

Am 16. September 1860 ertheilte das Bankhaus v. 
St. in Frankfurt a. M. der Darmstädter Bank brieflich 
den Auftrag, die Summe von 90,000 Frcs., mit welchem 
Betrag es sich bei der neuen 5procentigen sardinischen 
Anleihe betheiligt hatte, in Paris oder Turin für seine 
Rechnung bestens begeben zu lassen, v. St. bemerkte 
hierbei ausdrücklich, dass die Bank sofort telegraphisch 
Verkaufsauftrag ertheilen und sich Rückantwort auf 
demselben Wege erbitten solle. Die Bank sendet dem- 
gemäss folgendes Telegramm an E. E. und Co. in Paris. 

Vendez au mieux a Turin quatre vingt dix mille 
francs capital rente Pi&nontaise liberöe de dix ou 
vingt pour cent. Avis tetegraphique d'effectuation. 

Dieses Telegramm kam auch ausweislich der von 
Strassburg nach Darmstadt gelangten Controle und der 
Zurücktelegraphirung von Paris dortselbst richtig an, ge- 
langte aber nicht in derselben richtigen Gestalt auch in 
E. E.'s Hände, sondern vielmehr in der Art verstümmelt, 
dass zwischen „francs" und „rente" das Wort „capital" 
fehlte. E. E. gab nun die Verkaufsordre, gerade so wie 
sie an ihn gelangt war, weiter nach Turin auf, und fing 
man dort alsbald an zu verkaufen. Erst als bereits eine 
weit höhere Summe als 90,000 Frcs. verkauft worden 
war, stieg in E. E. Zweifel darüber auf, ob auch die 
Verkaufsordre in richtiger Fassung an ihn gelangt wäre, 
und er Hess deshalb am 17. September, Abends 8 Uhr 
5 Minuten, folgende telegraphische Anfrage an die Klä- 
gerin ergehen: 
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Nous comprenons votre ordre 90,000 Rente par 
capital, avons vendu encore Turin 20,000 78. 22. 
S'il n'est pas ainsi tölegraphiez hnmddiatement Bam- 
berger Hotel Feder, Turin. 

Diese Depesche gelangte am 18. September Vormit- 
tags gegen 9 Uhr in die Hände der Bank, welche sofort 
direct nach Turin telegraphirte, dass ihr Auftrag auf 
90,000 Frcs. Capital gelautet habe. Inzwischen war aber 
bereits der Betrag von 48,000 Frcs. Rente oder 960,000 
Frcs. Capital verkauft worden, und wurde dies dann 
auch sogleich an dieselbe zuriickgemeldet, welche De- 
pesche an dem nämliclien Tage zwischen 1 und 2 Uhr 
Mittags in Darmstadt eintraf. Hierauf Hess die Bank 
das Bankhaus von St. mittels eines um 5 Uhr 38 Minu- 
ten Nachmittags aufgegebenen Telegramms ersuchen, es 
möchte sich einer der Associes um 7 7a Uhr Abends in 
Frankfurt am Bahnhof einfinden, Behufs Besprechung 
mit dem um diese Zeit eintreffenden Bankdirector W. 
Hier kam man nun überein, sofort Auftrag zum Rück- 
ankauf ertheilen zu wollen und zwar für Rechnung des- 
sen, den es angehe (pour compte de qui de droit). Da 
aber inzwischen die Course der sardinischen Papiere ge- 
stiegen waren, so ergab sielt bei diesem Rückkauf ein 
Verlust von über 11,000 Frcs. v. St. weigerte sich, die- 
den Verlust zu tragen und setzte der erhobenen Klage 
namentlich die Einwendungen entgegen, dass der Auf- 
traggeber nur denjenigen Schaden und in so weit zu 
ersetzen verpflichtet sei, als er an diesem Schaden die 
Schuld trage, dass die Bank überdies ein Verschulden 
treffe, weil sie den ihr gewordenen Auftrag nicht sorg- 
fältig ausgeführt habe. 

Das Stadtgericht in Frankfurt verwarf jedoch in 
seinem Urtheil vom 25. April 1864 diese Einwendungen 
und verurtheilte den Beklagten v. St. zur Tragung des 
von der Darmstädter Bank geltend gemachten Anspruchs 
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nebst Zinsen, indem es hierbei von folgenden Gesichts- 
punkten ausging: 

„Wie der Mandant dem Mandatar, so haftet auch der 
Committent dem Commissionar nicht nur für alles Ver- 
schulden (omnis culpa), sondern auch als casus dominus 
negot. (1. 13 C. mand. 4, 34). 

Es kann in vorliegendem Fall auch nicht behauptet 
werden, dass der Mandant nicht haftbar sei, weil der 
Mandatar einen ganz anderen Auftrag vollzogen habe, 
als ihm geworden (in welchem Falle, namentlich 
wenn der Mandatar durch Versehen irgend eines 
Telegraphenbeamten einen andern Auftrag er- 
hält, als der Mandant ertheilt hat, der Mandats- 
eontract nieht zu Stande gekommen erscheint)- 
indem vielmehr die Sache hier sich so verhält, dass der 
Auftrag gerade so wie ihn v. St. ertheilte, an die Darm- 
städter Bank gelangt und von dieser angenommen wor- 
den war. Hiermit war der Mandatscontract perfect ge- 
worden, und v. St. konnte sich jetzt nicht darauf berufen, 
dass er einen solchen Auftrag nicht ertheilt habe, da 
von jetzt an die Bank lediglich für seine, des Mandanten, 
Rechnung und Gefahr handelte, und ihre eigene Ver- 
antwortlichkeit und Schadenersatzpfiichtigkeit erst mit 
dem Augenblicke anfängt, wo sie sich einer culpa oder 
doch wenigstens eines Mangels an diligentia schuldig 
macht (Sintenis, Civilr. Bd. 2, S. 574; Puchta Pand, 
§. 324; Treitschke, Commissionshandel S. 51; Gad, Han- 
delsrecht Bd. 1, S. 265). 

Jedenfalls tritt die Haftbarkeit des Mandanten oder 
Committenten für alle Versehen, welche sicli aus dem 
Grunde der Benutzung des Telegraphen als Verkehrsmittel 
ergeben, dann ein, wenn jener seinen Mandatar, wie vor- 
liegend, ausdrücklich angewiesen hat, mittels desselben 
zu operiren und in Folge dieser telegraphischen Opera- 
tionen, also lediglich in Vollzug des gewordenen Auf- 
trags Zwischenfälle eingetreten sind, welche zu Ver- 
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lusten geführt haben, die der Mandatar durch Zahlung 
oder Uebernahme von Verbindlickeiten erlitten hat. 
(fr. 38 §. 1., fr. 45 p. §. 2. 4. 5. D. mand. 17. 1., Glück, 
Pand. Bd. 15, S. 315; Sintenis a. a. 0. S. 577.) Dass 
aber die Bank ihrem Aftercommissionar E. E. 
für seine Auslagen aufgekommen sei oder auf- 
zukommen verbunden sei, hat v. St. nirgends be- 
stritten, und somit zugegeben, dass die Bank die 
eingeklagten Auslagen für ihn gehabt habe. 

Dass aber die Bank verpflichtet gewesen wäre, ihre 
Verkauf sordre in der Gestalt an E. E. aufzugeben, dass 
dieser den Antheil des v. St. an der fraglichen Anleihe 
verkaufen oder begeben solle, oder gar, dass in der Un- 
terlassung dieser besonderen Modifikation der Verkaufs- 
ordre ein Verschulden zu befinden sei, ist eine völlig 
irrige Behauptung. Denn selbst angenommen, dass in 
diesem Falle, was übrigens noch sehr dahin steht, ein 
auf dem Telegraphen-Büreau vorgekommenes Versehen 
ohne nachtheilige Folgen geblieben sein würde, so könnte 
doch aus einer abweichenden Fassung der Bank jeden- 
falls nur dann ein Verschulden oder ein von ihr zu ver- 
tretender Mangel an Sorgfalt abgeleitet werden, wenn 
diese Fassung als eine ganz ungewöhnlich o, von dem 
regelmässigen Verfahren sich entfernende, als eine un- 
geschäftsmässige oder dem ausdrücklichen Auftrage wider- 
strebende sich darstellen würde. Alles dies war aber 
nicht der Fall, im Gegentheil ist es vielmehr gerade das 
übliche und gewöhnliche Verfahren, dass der Commis- 
sionar seinen Committenten nicht nennt. (Vergl. Motive 
zum Pr. Entw. des H.-G.-B., S. 150). 

Was den Wortlaut des an E. E. von der Bank ge- 
sandten Telegramms betrifft, so kann es daliin gestellt 
bleiben, ob die Fassung eine glückliche gewesen oder 
nicht, da es weder darauf ankommen kann, ob dieselbe 
in gutem Französisch geschrieben war, noch ob dieselbe 
der Geschäftsform völlig conform war, sondern lediglich, 
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ob dieselbe geeignet gewesen, über die Absicht des Com- 
mittenten keinen Zweifel aufkommen zu lassen. Wollte 
man aber auch annehmen, dass, selbst wenn die Depesche 
unverstümmelt an E. E. gelangt sein würde, dieser den- 
noch über den Sinn derselben nicht ganz ohne Zweifel 
sich befunden haben dürfte, so lag dann die Sache jeden- 
falls so, dass E. E. als Commissionar, Uberhaupt als sorg- 
faltiger Geschäftsmann verpflichtet gewesen wäre, noch- 
mals über den Sinn der Depesche anzufragen, in welchem 
Falle dann seine Zweifel beendet worden wären. Eine 
Veranlassung, nochmals anzufragen, lag aber nicht vor, 
sobald das Wort „capital" durch Versehen des Telegra- 
phisten ausgefallen war. Da nun aber die Bank als 
Cominissionarin zu nichts weiter verpflichtet sein konnte, 
als den Auftrag, den sie der Natur der Sache nach nicht 
selbst besorgen konnte, in verständlicher, unzweideutiger 
Weise weiter zu befördern, die Form und Fassung der 
Depesche aber ihr weder vorgeschrieben war, noch für 
dergleichen eine besondere geschäftsmässige Form existirt, 
auch bekanntermassen derartige Börsen - Effecten oft 
unter den verschiedensten Namen coursiren , so kann 
auch der Bank kein Vorwurf gemacht werden, dass sie 
eine Fassung gewählt hat, welche dadurch, dass sie ver- 
stümmelt ankam, zu Miss Verständnissen Veranlassung 
geben mochte, da einerseits dieselbe nur für die Fassung 
ihrer Ordre, so wie sie dieselbe wirklich aufgegeben 
hatte, haftbar gemacht werden konnte, und andererseits 
sich überhaupt keine Form denken lässt, die für den 
Fall, dass ein oder mehrere Worte ausfielen, nicht einen 
andern, aber an sich immer noch verständlichen Sinn 
enthielte. 

Endlich ist auch der Vorwurf ungegründet, dass die 
Bank nicht rasch genug sich beeilt habe, den vorgefal- 
lenen Fehler wieder gut zu machen. Ehe die Bank einen 
Schritt thun konnte, musste sie doch erst genau wissen, 
wie die Sachlage war, das Einzige, was sie sofort thun 
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konnte, bestand darin, dass sie den richtigen Inhalt ihrer 
Verkaufs-Ordre sofort sowohl nach Turin, wie nach Paris 
telegraphirte. Dies geschah denn auch, den genauen 
Stand erfuhr sie aber erst durch die am 18. September 
1 Uhr 30 Minuten eintreffende Depesche. Für diesen 
Tag war es aber jedenfalls zu spät, um an der Börse 
die verkauften Effecten wieder zurückkaufen zu lassen, 
und war es vielmehr ganz dieser mit so grossem Risico 
verbundenen Angelegenheit entsprechend, wenn die Bank 
sich noch für den Abend desselben Tages eine Unter- 
redung mit v. St. erbat, um dessen Instruction einzuholen 
oder auch gemeinsame Schritte zu vereinbaren. 

In der Zeit nämlich, während welcher diese An- 
gelegenheit spielte, stand Garibaldi gegen die neapolita- 
nische Armee im Felde; jeder Tag konnte bringen und 
brachte Nachrichten, welche auf das Steigen und Sinken 
der Course der italienischen Papiere von dem grössten 
Einflnssc waren. Es konnte darum durchaus nicht mit 
Sicherheit vorausgesehen werden, ob an dem fraglichen 
Tage ein Rückkauf im Interesse des Committenten sein 
mochte oder nicht. Es lag vielmehr liier recht eigent- 
lich ein Fall vor, wo der Commissionar darauf ange- 
wiesen ist, neue Instruction von dem Committenten ein- 
zuholen. (Brinkmann, Handelsr. S. 395; Oad. a. a. 0., 
S. 264; Seuffert, Archiv, Bd. 4, S. 338.)" 

Das Schlussrcsultat dieses Urtheils, d. h. die An- 
erkennung der Ersatzverbindlichkeit des ersten Depeschen- 
aufgebers wird sich nicht wohl anfechten lassen. Die 
ganze Deduktion ist jedoch nicht consi quent durchge- 
führt. 

Es wird nämlich zunächst angegeben, dass ein Man- 
datscontract nicht zu Stande gekommen scheine, wenn 
der Mandatar durch Versehen eines Telegraphenbeamten 
einen andern Auftrag erhält, als der Mandant ertheilt 
hat. — Dies für das Verhältniss zwischen v. St. in Frank- 
furt und der Darmstädter Bank zugegeben, so war auch 
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zwischen der Darmsädter Bank als Mandant und dem 
E. E. als ihrem Mandatar nnd Aftercommissionar des 
ersten Mandanten kein bindender Vertrag zu Stande ge- 
kommen und somit die Darmstädter Bank nicht verbun- 
den, dem E. E. für seine Auslagen aufzukommen. Es 
ist deshalb nicht wohl einzusehen, wie der Richter trotz- 
dem und gegenüber seiner eignen Auffassung über die 
Entstehung des Mandats mit Hülfe des Telegraphen den 
Mandanten v. St. zur Erstattung eines Schadens an 
seinen Mandatar verurtheilen konnte, welchen' dieser 
nicht erlitten haben würde, wenn den als rechtlich gel 
tend angerufenen Rechtsgrundsätzen gemäss verfahren 
sein würde. — 

Zu ähnlichem Schlussresultat unter andrer Begrün- 
dung kommen mehre Entscheidungen des Landgerichts 
und Handelsgerichts in Cöln. 

In dem schon im zweiten Abschnitte wegen der Ad- 
citation der Telegraphen-Verwaltung erwähnten Processe 
W. in Frankfurt a. M. wider 0. in Cöln blieb nach der 
Erfolglosigkeit der Adcitation noch zu entscheiden, ob 
der klagende Depeschenempfänger und Verkäufer W. in 
Frankfurt mit seiner Klage abzuweisen, oder ob der ver- 
klagte Auftraggeber zur Erfüllung der Vertragsverbind- 
lichkeit resp. zum Schadenersatze zu verurtheilen sei. 

Das Urtheil des Cölner Landgerichts fiel zu Un- 
gunsten des Auftrag gebenden Hauses 0. aus, und es 
wurde in den Erwägungsgrtinden ausgeführt, dass die 
elektro-magnetische Telegraphie zur Zeit (also 1856) noch 
ein mehr oder weniger ungenaues und unzuverlässiges 
Verkehrsmittel bilde, weil sowohl die bewegende Kraft 
und die ihr entgegenwirkenden, hemmenden und ver- 
zögernden Einflüsse noch nicht gehörig bekannt seien, 
als auch, abgesehen von den rein mechanischen Opera- 
tionen, die Thätigkeit des dabei beschäftigten Personals 
wegen der ungewöhnlichen Eile und Schnelligkeit, worauf 
dasselbe der Natur der Sache nach angewiesen sei, leicht 
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zu Versehen, Irrungen [und Missverständnissen Anlass 
geben könne, weshalb denn auch säimntliehe Staaten, in 
deren Händen sich dass Telegraphenwesen bisher befinde, 
jede Garantie ausgeschlossen haben. 

Derjenige, welcher sich dieses unsichern Mittels zu 
seiner Correspondenz bediene und die Vorsichtsmass- 
regeln, (es war die vollständige Collationirung in der 
damals zulässigen Form Seitens des Aufgebers nicht ver- 
langt und nicht bezahlt worden), welche zur Vergewis- 
serung der richtigen Uebermittelung vorhanden seien, 
unterlasse, habe sich die Folgen von eintretenden Stö- 
rungen und Irrungen selbst zuzuschreiben und müsse den 
Andern dadurch verursachten Schaden ersetzen (Art. 
1382 des bürgert Gesetzb.) 

Das Haus W. dagegen habe die ihm zugegangene 
Depesche, als direkt aus den Händen des absendenden 
Hauses empfangen, betrachten dürfen und im besten 
Glauben dem ihm bekannt gewordenen Inhalte gemäss 
gehandelt, ohne sich dadurch den Vorwurf eigenen Ver- 
schuldens zugezogen zu haben, da die Depesche in 
klaren, unzweideutigen Worten abgefasst gewesen sei 
und zu einer Rückfrage eine Veranlassung nicht vorge- 
legen habe. 



Zu einem ähnlichen Resultat, wenn auch auf andrem 
Wege, gelangte das Handelsgericht in Cöln bei einer im 
Jahre 1862 ergangenen Entscheidung. 

Unterm 29. Juli d. J. liess nämlich der in Köln woh- 
nende Banquier E. den in Aachen wohnenden Banquier 
W. vor das Handelsgericht in Köln laden „um sich ver- 
pflichtet erklären zu hören, dem Kläger fünf Stück Ac- 
tien der in Köln bestehenden Feuer- Versicherungsgesell- 
schaft „Colonia", jede zu 1000 Thlr. Nominalbetrag an 
jedem dem Kläger beliebigen Tage bis ultimo December 
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d. J. zum Course von 230 pCt. und den üblichen Zinsen 
der Einzahlung vom 1. Juli an, gegen Zahlung des Kauf- 
preises zu überliefern. 

Die Klage wurde darauf gestützt, dass der Beklagte 
am 16. Juli d. J. dem Kläger diese fünf Actien zum 
Course von 230 pCt. telegraphisch angeboten und „Draht- 
Antwort" begehrt habe, dass letztere sofort erfolgt und 
die Actien vom Kläger acceptirt worden seien. Zugleich 
wurde ein Attest eines hiesigen Wechsel-Sensals vorge- 
legt, wonach Kläger die fraglichen fünf Actien an dem- 
selben Tage zu 231 1 \% pCt. weiter verkauft hatte. 

Der Beklagte dagegen erwiederte auf die Klage 
Folgendes: 

Am 16. Juli d. J. habe Kläger ihm geschrieben: 
„Ich biete Ihnen auf 5000 Thlr. Colonia 5 pCt. Prämie 
auf 235 per ultimo December täglich hier zu liefern . . . • 
bei telegraphischer Zusage bei Erhalt dieses u. s. w/' 
Dieser Weisung entsprechend habe Beklagter sofort per 
Telegraph geantwortet: Auf Prämie gebe ich nicht ab, 
offerire fünf Colonia fix, Ende December oder täglich 240. 
Draht-Antwort." — Dieses Telegramm sei richtig in Köln 
angekommen, hier aber falsch abgeschrieben worden, 
indem statt 240 die Zahl 230 gesetzt worden sei. Dar- 
auf habe Kläger sofort telegraphisch erwiedert: „Accep- 
tire offerirte fünf Colonia, stelle weitere fiinf oder zehn 
Stück an;" also laute die lakonische Antwort, in der 
Alles, jedoch nicht das Wichtigste, der Preis angegeben 
sei. Noch am folgenden Tage sei Kläger förmlich davon 
in Kenntniss gesetzt worden, dass er eine unrichtig 
referirte Offerte acceptirt habe. — Dem Ansprüche des 
Klägers auf Erfüllung des angeblichen Vertrages stehe 
aber entgegen: 1) Nach Art. 1108 des bürgerl. G.-B. ge- 
höre zur Gültigkeit des Vertrages vor Allem der über- 
einstimmende Wille beider Parteien, und daher sei ein 
Vertrag, bei welchem Offerte und Accept sich nicht decken, 
nichtig (vergl. noch Art. 1589 und 1591 daselbst.) Dies 
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sei aber untergebens der Fall. Es sei zu 230 pCt. accep- 
tirt, aber nie offerirt worden. Das Angebot, welches 
Kläger angenommen, sei nur scheinbar vorhanden ge- 
wesen. Liege aber kein perfecter Vertrag vor, so könne 
auch nicht auf Erfüllung, sondern höchstens auf Schaden- 
ersatz geklagt werden. 2) Wenn Kläger im vorliegenden 
Falle durch den Irrthum wirklich zu Schaden gekommen 
sein sollte, was aber bestritten werde, so habe er sich 
diesen Schaden selbst, wenigstens nicht dem Beklagten 
zuzuschreiben. Beklagter habe seine Offerte richtig ab- 
gegeben, sie sei in Köln richtig eingetroffen. Wollte 
man ihm einen Vorwurf darüber machen, dass er sich 
zur Vermittelung des Telegraphen bedient habe, so ver- 
weise er darauf dass gerade Kläger ihn hierzu ange- 
halten habe. Wo der Kläger einmal telegraphische Ant- 
wort vorgeschrieben, da habe er auch selbstredend die 
damit verbundene Gefahr getragen und die Telegraphen - 
Verwaltung zu seiner eigenen Mandatarin gemacht. Zudem 
würde ja Kläger jeden Irrthum haben verhindern oder 
zeitig haben redressiren können, wenn er sich nur auf 
dem Telegraphenamte von dem Inhalt der Depesche 
selbst Uberzeugt hätte. 

Durch Erkenntniss vom 29. August 1862 verurtheilte 
das Handelsgericht den Beklagten, dem Kläger fünf 
Actien Colonia an jedem dem Kläger beliebigen Tage 
bis ultimo December zum Course von 230 pCt. und den 
üblichen Zinsen der Einzahlung vom 1. Juli er. an gegen 
Zahlung des Kaufpreises zu überliefern. In den Gründen 
wird geltend gemacht: 

„Dass unbestrittener Massen der Beklagte mittels 
Telegramms vom 16. Juli dem Kläger fünf Stück Actien 
der Feuer- Versicherungsgesellschaft Colonia in Cöln, liefer- 
bar an jedem dem Kläger beliebigen Tage bis ultimo 
December 1. J., zum Course von 230 pCt. offerirt, worauf 
Kläger diese Offerte noch an demselben Tage mittels 
Telegramms aeeeptirt hat. 
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Dass durch diese Acceptation das zwischen den 
Parteien intendirte Kaufgeschäft vollständig zum Ab- 
schlüsse gekommen ist und Beklagter sich nicht dadurch 
von demselben lossagen kann, dass, seiner Angabe nach, 
die von ihm in Aachen aufgegebene Depesche in Coln 
in unrichtiger Abschrift dem Kläger zugestellt worden, 
weil bei dem Umstände, dass das von dem Kläger ur- 
sprünglich proponirt gewesene Prämiengeschäft, wegen 
dessen Drath-Antwort verlangt war, von dem Beklagten 
nicht aeeeptirt, vielmehr ausdrücklich abgelehnt und statt 
dessen von seiner Seite ein Geschäft auf anderer Grund- 
lage vorgeschlagen worden ist, der Beklagte, welcher 
sich zu dem Ende der Telegraphen-Verwaltung bediente, 
offenbar als Mandant dieser letzteren erachtet werden 
muss, und ein etwaiges Versehen dieser seiner Manda- 
tarin dem Kläger nicht zum Nachtheile gereichen darf/' 

Die letzt erwähnte Entscheidung geht von der ge- 
wiss nicht richtigen und auch von dem Obertribunale, 
wie oben erwähnt, schon als unrichtig bezeichneten An- 
nahme aus, dass der Depeschen- Aulgeber die Telegra- 
phen-Verwaltung zu seiner Mandatarin bestelle. 

Gleichwohl entspricht dieses Urtheil, sowie das des 
Cölner Handelsgerichts am meisten wenn nicht dem 
Kechtsbewusstsein, so doch dem gesunden Menschen- 
verstände, dem es durchaus nicht einleuchten will, dass 
der Depeschenempfänger zu Schaden kommen soll, weil 
er im guten Glaubcu eine Nachricht für richtig, für die 
Willenserklärung des Absenders gehalten und darnach 
gehandelt hat. Wäre es irgend wie zulässig, den guten 
Glauben bei der Richtighaltung jeder verstümmelten 
Depesche in Abrede zu stellen, so könnte der Telegraph 
überhaupt niemals zu geschäftlicher Correspondenz be- 
nutzt werden; seine Dienste müssten dann vielmehr auf 
Condolenzen, Gratulationen und andere unschädliche 
Aeusserungen beschränkt bleiben. — Uebrigens darf die 
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dem Adressaten zugekommene Depeschenausfertigung 
im Allgemeinen auch als richtig angenommen werden, 
weil es bekannt ist, dass die Telegraphen-Verwaltung, 
wie schon erörtert worden, alle Sorge aufwendet, um 
allen Fehlern vorzubeugen, und dass Verstümmelungen 
in der That auch wenigstens relativ nur selten vorkom- 
men (cfr. Seite 82.) 

Die Gegner der Ansicht von der Haftpflicht des 
Depeschenaufgebers führen an, dass bei unrichtiger Aus- 
führung der telegraphischen Meldung, um den Vertrags- 
abschluss gültig werden zu lassen, das wesentliche Er- 
forderniss der Uebereinstimmung der Willenserklärung 
der beiden Contrahenten fehle und von dem Zustande- 
kommen eines Vertrages daher gar nicht die Rede sein 
könne; — dass aber auch eine Verschuldung (culpa) oder 
sogar nur ein Mangel an Achtsamkeit (diligentia) dem 
Aufgeber nicht zugeschrieben werden könne, wenn er, von der 
wenig üblichen Recommandation # der Depeschen keinen 
Gebrauch machend, sich bei seinem Antrage einer ge- 
wöhnlichen Depesche bedient habe, weil er eben bei und 
in der staatlichen Verwaltung des Telegraphenwesens 
die Garantie erblicken könne für die vollkommene Er- 
füllung des zwischen dieser und ihm errichteten Lohn- 
oder Leistungsvertrages, d. h. für die richtige und buch- 
stäbliche Ueberkunft und Ausfertigung seiner in dem 
Originaltelegramm ausgedrückten Willenserklärung. 

Hiergegen kann man heute noch immer, wie das 
Landgericht in Cöln 1856 gethan hat, die Telegrapliie 
ein unsicheres und ungenaues Correspondenzmittel nennen 
und dies trotz aller von der Verwaltung für die Erfül- 
lung ihrer Zwecke angewendeten Sorgfalt. Abgesehen 
auch von dem Hughes'schen Druckapparat, bei welchem 
eine sehr grosse Geschwindigkeit des Arbeitens erforder- 
lich ist, wenn er den Dienst nicht gänzlich versagen 
soll, bei welchem diese Geschwindigkeit, nicht von dem 
Belieben des Arbeiters, sondern nur von der Construction 

Ludewig, Telegraphen recht. 12 
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des Apparates abhängend, für das Lesen der einzelnen 
Ziffern und Buchstaben von der Original-Depesche, sowie 
für das Abtelegraphiren derselben eine Gewandheit er- 
fordert, wie ziemlich rasches Notenlesen und Tasten- 
greifen beim Ciavierspiel, abgesehen also von diesem 
Apparat, dessen Bedienung nur sehr schwer leidlich zu 
erlernen und dessen Anwendung selbst bei sehr gewand- 
ten Beamten mit häufigeren Fehlern behaftet ist, — so 
gehören unerkennbare und daher unvermeidliche Fehler 
doch auch bei dem sichersten und solidesten der bisheri- 
gen Telegraphen-Apparate, bei dem Morse'schen, durch- 
aus nicht in das Reich der Unmöglichkeit. 

Jeder Telegraphenbeamte weiss es und wird es be- 
stätigen, dass bei der aus längern und Punkte genann- 
ten, kürzeren Strichen bestehenden Morseschrift, ein 
zufälliges nervöses Zucken in der Hand des abtelegra- 
phirenden Beamten, ohne dass dieser es merkt, einen 
Strich in zwei Punkte, spalten, dass eine augenblickliche 
Stromesableitung auf der Leitung denselben Fehler, oder 
das Ausbleiben eines Punktes und die Verkürzung eines 
Striches zu einem Punkte bewirken kann, dass durch 
andre unabwendbare Einflüsse zwei Punkte sich zu einem 
Strich verbinden können u. s. w. u. s. w. — Eine Menge 
ähnlicher Fälle und Fehlerquellen liesse sich noch auf- 
zählen, doch würde dies das Eingehen in rein technisches 
Detail erfordern, und das Angeführte genügt schon, um 
die Behauptung der Unzuverlässigkeit der Telegraphen 
zu erhärten. 

Beispielsweise sei nur angeführt, dass K ( ) 

sehr leicht in B ( ) oder V ( ), 

in ö ( L) J /r ( ) in H ( ), Z 

( ) in 6 ( ), Ü ( ) in 

4 ( ) sowie umgekehrt u. s. w. verwandelt 

werden können. 

Die Möglichkeit dieser Fehler ist dem Absender 
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nicht minder bekannt, als dass die Telegraphen-Verwal- 
tung für die Richtigkeit der telegraphischen Uebennitte- 
lungen durchaus keine Garantie übernimmt und, wie 
aus dem Vorigen hervorgeht, übernehmen kann. Da der 
Absender nun ferner, wenn er ein Contractsverhältniss 
eingehen will, doch unzweifelhaft verpflichtet ist, dafür 
zu sorgen, dass seine freiwillige Willenserklärung dem- 
jenigen, welchen er aus eignem Antriebe zum Eingehen 
auf ein Vertragsverhältniss veranlassen will, auch rich- 
tig insinuirt werde, so hat er sich hierzu auch nur der- 
jenigen Mittel zu bedienen, welche genügende Sicherheit 
gewähren. Als solche werden schriftliche Mittheilungen, 
Briefe ganz allgemein angesehen, wenn sie die Unter- 
schrift des Antragenden enthalten, und wenn diese, sei 
es aus Versehen des Antragenden selbst oder auch nur 
eines Copisten, einen bei der Unterschrift nicht redressir- 
ten Irrthum enthalten, so fallen die Folgen desselben 
lediglich auf den Absender zurück. — Hätte der An- 
tragende oder sein Copist zufällig bei einer Zahl eine 
nicht haltbare Dinte gewählt, welche bei der Ankunft 
verlöscht wäre, so würde er auch lür den hieraus ent- 
stehenden Schaden allein aufzukommen haben. Wählt 
Offerent nun im eignen Interesse in der Benutzung der 
Telegraphen eine bestimmte Art der Mittheilung, welche 
zwar den Vortheil der grössern Schnelligkeit, nicht aber, 
wie allgemein bekannt, die volle Garantie richtiger Ueber- 
mittlung bietet, so muss er auch den hierdurch even- 
tuell entstehenden Schaden tragen, nicht aber derjenige, 
welcher an der Wahl des Beförderungsmittels ganz un- 
schuldig ist. 

Das Verlangen der Collationirung, die s. g. Rekom- 
mandation einer Depesche ist nun zwar auch nicht unter 
allen Umständen hinreichend, um jeden Fehler und jede 
Irrung auszuschliessen; sie erhöht die Sicherheit jedoch 
sehr wesentlich, weil es nicht wahrscheinlich ist, dass 
dieselbe Ursache den gleichen Fehler zu zwei verschie- 

12* 
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denen Malen erzeugt, und weil naturgemäss die Auf- 
merksamkeit der Telegraphisten durch den eine gewisse 
„Auszeichnung" andeutenden Vermerk erhöht wird. Es 
ist daher mit verhältnissmässig geringen Opfern ein 
Mittel geboten, die Sicherheit der richtigen Uebermitte- 
lung nicht unbeträchtlich zu erhöhen, und wenngleich 
die Folgen eines trotz der Recommandation vorfallenden 
Irrthums dennoch den Absender treffen müssen, so muss 
er um so mehr für den Schaden aufkommen, welcher 
durch Verstümmelung einer nicht recoinniandirten De- 
pesche erwächst. 

Dass die Recommandation wenig gebräuchlich wäre, 
kann im einzelnen Falle gar nicht als Entschuldigungs- 
grund angesehen werden. — Wo in einer Gegend der 
Holzdiebstahl häufig und verbreitet vorkommt, ist der 
im einzelnen, gegebenen Falle ermittelte Holzdieb darum 
nicht weniger strafbar, und die Beschreitung eines ver- 
botenen Weges ist für den Einzelnen nicht minder ver- 
boten, wenn ihn Viele trotz des Verbotes zu benutzen 
pflegen. — Wollen endlich Viele lieber in einem Falle 
sich einem Verluste aussetzen, als regelmässig die Mehr- 
gebühr für die Recommandation bezahlen, so haben sie 
das mit sich auszumachen, es kann dies aber dem Ein- 
zelnen nicht zur Entschuldigung dienen. 

Hat der Antragende bei seinem tclegraphischen An- 
trage die Einwilligung auf demselben Wege verlangt 
oder ohne besondere Erwähnung die Vermuthung ent- 
stehen lassen, dass er wegen eigner Benutzung der Tele- 
graphen auch telegraphische Einwilligung erwarte, so 
muss er selbst auch für den aus der Verstümmelung des 
Rücktelegramms etwa entstehenden Schaden aufkommen, 
Hätte er aber briefliche Rückäusserung ausdrücklich 
verlangt, und der Antwortende sich des Telegraphen 
dem entgegen bedient, so würde dem Letztern die Haft- 
barkeit zufallen; und dies würde auch dann zutreffen, 
wenn der Antwortende das vorgeschlagene Geschäft 



Digitized by Google 



181 

nicht ohne Weiteres acceptirt, sondern durch Abänderung 
der vorgeschlagenen Bedingungen einen neuen Antrag for- 
mirt hätte, wie dies auch in dem oben mitgetheilten Er- 
kenntniss des Cölner Handelsgerichtes vom Jahre '1862 
geschehen ist. 

Wäre die schon mehrfach angedeutete Depeschen- 
Classification mit der Massgabe eingeführt, dass die Tele- 
graphen-Verwaltung bei wesentlicher Verstümmelung 
recommandirter Depeschen einen bestimmten geringem 
Ersatz zu leisten hätte, etwa wie die Postverwaltung bei 
dem Verlust recommandirter Briefe 14 Thlr., und dass 
sie unter gleichen Umständen bei den s. g. Werths- 
depeschen für den ganzen Werth aufzukommen hätte, 
— so würde jegliche Härte in den aus dem Telegraphen- 
Verkehre sich entwickelnden Folgen verschwinden, weil 
dann der Aufgeber in der Lage wäre, sich durch eine 
entsprechende Leistung vor jeglichem Schaden zu be- 
wahren. Versäumt er diese Vorsichtsmassregel, so tiber- 
nimmt er freiwillig das Risiko und kann sich bei even- 
tuellem Verlust höchstens über sich selbst beklagen. 



In welchem Falle ist der Depeschen-Empfänger vor 

Schaden nicht geschützt? 

Im Vorhergehenden ist nachgewiesen worden, dass 
der Depeschen-Empfänger für den aus der Verstümme- 
lung der ersten oder der Antwortsdepesche entstandenen 
Schaden in der Regel nicht verantwortlich gemacht 
werden kann, es sei denn, dass er durch Aufstellung 
neuer Bedingungen die Rolle des Antragerhaltenden mit 
der des Antragenden vertauschte. 

Indessen machen die Eigenthümlichkeitcn des tcle- 
graphischen Verkehrs und die in der Natur der Organi- 
sation des Telegraphen - Wesens liegenden Mängel die 
Telegraphie zu einem höchst prekairen und so unzuver- 
lässigen Correspondenzmittel, dass auch der Empfänger 
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einer Depesche in grossen Nachtheil gerathen kann, 
ohne sogar nur eine Schadenersatzklage anstrengen zn 
können. 

Nach §.'10 des Telegraphen-Reglements (s. Seite 111) 
ist die Telegraphen-Verwaltung zwar befugt, von dem 
Anfgeber einer Privatdepesche den Beweis für die Echt- 
heit seiner Unterschrift zn verlangen, aber nicht ver- 
pflichtet, dies zu thun, — wie denn auch in der Wirk- 
lichkeit solches, — wenn überhaupt — so doch nur in 
äusserst seltenen Fällen geschieht. — Die dem Adres- 
saten zugehende Depeschenausfertigung giebt daher auch 
nicht den entferntesten Beweis für die Authcnticität der 
Aufgabedepesche resp. deren Unterschrift. 

Hierdurch wird allen möglichen Vexationen und Be- 
trügereien Thür und Thor geöffnet. — Hat beispielsweise 
A. in F. ein Interesse daran, dass zu G. in irgend einem 
Artikel gehandelt werde, und weiss er, dass C. in F. 
mit B. in G. in Geschäftsverbindung steht, so kann er 
dem B. unter der fingirten Unterschrift des C. einen 
dahin zielenden Auftrag telegraphisch zusenden, und 
wird der C. den etwa entstehenden Schaden allein zu 
tragen haben, wenn er den Auftrag auf die erhaltene 
Depesche hin ausführt. — Denn selbstverständlich kann 
C. für einen Auftrag, der nicht von ihm ausgegangen 
ist, für eine unter Missbrauch seines Namens und An- 
wendung einer fingirten Unterschrift verübte betrügerische 
Täuschung nicht verantwortlich gemacht werden, — und 
dass der Urheber der unerlaubten Handlung, A., entdeckt 
werden sollte, ist zwar möglich, aber gewiss sehr 
schwierig. Er brauchte das Telegramm nicht einmal 
persönlich aufzugeben, sondern konnte den ersten, besten 
Dienstmann als Boten benutzen und sogar die Post als 
Vermittlerin wählen. (§. 2 des Reglements s. Seite 99). 
Ist eine solche Depesche mit Marken gehörig frankirt 
und in currenter Schrift unter Beachtung der in der 
Regel üblichen, sehr einfachen Geschäftsformen geschrie- 
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ben, so wird der annehmende Beamte gewiss keinen 
Verdacht schöpfen und die Depesche schwerlich unter 
der Berufung auf die ihm nach §. 10 des Reglements 
zustehende Befugniss beanstanden. 

Diese Unzuverlässigkeit der telegraphischen Corre- 
spondenz, fiir welche, wie schon im zweiten Abschnitt 
nachgewiesen ist, die Telegraphen - Verwaltung nicht 
haftbar gemacht werden kann, ist auch der Grund, 
weshalb Geschäftsleute, wie schon am Schlüsse dieses 
Abschnitts erwähnt wurde, nur in höchst beschränk- 
tem Masse und bei völliger Bekanntschaft mit den Per- 
sonen, sowohl der Auftraggebenden, als der Geldem- 
p langenden, den Telegraphen benutzen, um Geldzahlungen 
anzuweisen. — Um dringenden Verlegenheiten abhelfen 
zu können, ist daher die Uebernahme der telegraphischen 
Vermittlung solcher Baarzahlungen Seitens der Telegra- 
phen-Verwaltung in Gemeinschaft mit der Post in ein- 
zelnen Fällen als eine grosse Wohlthat anzusehen. 

Allein trotz ähnlicher von den Geschäftsleuten be- 
obachteter Vorsicht kann der Telegraph dennoch unter 
Umständen leicht zu Betrügereien benutzt werden. Wie 
die Verwaltung selbst zu Schaden kommen kann, zeigt 
der oben (Seite 145) mitgetheilte Fall; eine Beschädigung 
des Publikums weist der folgende von Mittermaier mit- 
getheilte Fall nach. 

Der Lehrling des Bankiers G., ein gewisser S., hatte 
bei der Telegraphenstation seines Wohnortes mehrere 
Depeschen mit dem Namen G. unterzeichnet an Geschäfts- 
freunde des G. ohne Auftrag des Letzteren aufgegeben, 
mit dem Ersuchen an G. bestimmte Summen zu senden. 

Die Adressaten befolgten dies, undS., der von dem 
Principale einen allgemeinen Auftrag hatte und bei der 
Localpostan8talt zur Empfangnahme von für G. bestimm- 
ten Geldbriefen durch G. allgemein legitimirt war, nimmt 
die Geldsendungen in Empfang und eignet sie sich an — 

Die nach §. 6 des Reglements dem Depeschenauf- 
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geber zustehende Befugniss, seiner Unterscbrift eine be- 
liebige Beglaubigung beifügen zu lassen, kann in ähn- 
lichen Fällen auch nur wenig helfen; denn der Betrüger, 
welcher sich auf so verschmitzte Weise des Betrugs und 
der Täuschung, ausgeübt durch den Gebrauch unächter 
Urkunden, schuldig machen will, wird auch fähig sein 
und nicht anstehen, einschlagenden Falls eine falsche 
Beglaubigung der fingirten Unterschrift zu fabriciren und 
zu benutzen, und da die Telegraphenverwaltung sich 
auch nicht auf die Prüfung der Echtheit der Beglaubi- 
gung obligatorisch einzulassen hat, so bietet auch die 
Erbringung einer solchen noch keine volle Garantie 
gegen Täuschungen und hat mindestens in der auf der 
Depeschenausfertigung figurirenden mittelbaren Abschrift 
in keiner Weise Anspruch auf volle Glaubwürdigkeit. — 
Der Adressat wird daher eine solche Depesche auch 
nicht unter allen Umständen zu respektiren, rechtlich 
verbunden sein. Es ist dies schon bei der Besprechung 
über die Möglichkeit des Verttagsabschlusses (Seite 156) 
ausführlich auseinandergesetzt und gleichzeitig angedeutet 
werden, wie die wohl vorkommende Berufung, dass Pri- 
vatgeschäfte jeder Art auf demjenigen Wege doeb 
sollten abgewickelt werden können, dessen sich der 
Staat selbst bei den wichtigsten Staatsactionen, bei der 
Frage über Krieg und Frieden, Uber Leben und Tod be- 
dient, nicht völlig begründet ist. Es sind eben die Be- 
dingungen für Staats- und Privatdepeschen völlig andere, 
und wenn der Staat die Telegraphenverwaltung wohl 
einigermassen dafür verantwortlich machen kann, dass 
sie sich vor untergeschobenen Staatstelegrammen hütet, 
weil ihre Organe wohl befähigt sind, sich über die ge- 
ringe Anzahl von amtlichen Personen orientirt zu erhal- 
ten, welche an jedem Orte zur Aufgabe derselben er- 
mächtigt sind, so kann er dies auf Privattelegramme doch 
nicht ausdehnen, ohne von dem Telegraphenbeamten die 
Qualifikation zu fordern und ihnen die Mittel zu ge- 
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währen, welche von Personen, activ und passiv, verlangt 
werden, deren amtlichen Aeusserungen volle Glaubwür- 
digkeit innewohnt. 

Dass dies nicht möglich, — dass nicht an jedem 
unbedeutenden Orte, jedem Telegraph isten, dessen Quali- 
fikation zu der von ihm geforderten, ziemlieh einfachen 
und mehr oder minder mechanischen Thätigkeit völlig 
ausreicht, die Funktionen eines richterlichen Beamten 
oder Rechtsanwaltes übertragen werden können, leuch- 
tet ein. 

Das würde allerdings nicht unmöglich sein, für jede 
Telegraphen-Station am Sitze jedes Gerichtes und jeder 
Gerichtscommission bestimmte Organe zu bestellen, deren 
Beglaubigung der Unterschrift einer Depesche hinreichend 
wäre, um die Telegraphenverwaltung zu veranlassen, die 
Vertretung der vielleicht persönlich bei der Ueberbringung 
bestätigten Richtigkeit der Beglaubigung zu 
übernehmen und dies durch einen amtlichen Zusatz zu 
der Depesche selbst auszudrücken. — Es würde dies 
jedoch, um allen Anforderungen zu genügen, nur auf 
Grund eines speciellen Gesetzes geschehen können, wel- 
ches augenblicklich noch mangelt, weil dieser amtliche 
Zusatz bis jetzt noch nicht von rechtlicher Bedeutung 
sein würde. Selbstverständlich müsste der Absender einer 
solchen Depesche nicht nur die Kosten der Beglaubigung 
selbst, sondern auch noch eine Extragebühr für deren 
amtliche Weiterbeförderung bezahlen, weil es nicht ge- 
rechtfertigt ist, wenn eine staatliche Anstalt eine Extra- 
leistung die nur dem Einzelnen zu Gute kommt, ohne 
besondere Vergütung übernehmen wollte. 

Dass eine solche Einrichtung in vielen Fällen Nutzen 
stiften könnte, ist unzweifelhaft; ob aber das Bedürfniss 
zur Emanirung eines besondern Gesetzes in diesem Be- 
züge vorliegt, soll hier nicht entschieden werden. — Un- 
zweifelhaft würde sie genügen, um den Adressaten zu 
zwingen, den Inhalt der ihm zugefertigten Depeschen- 
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ausfertigung als die wirkliche und documentelle Willens- 
äusserung des Absenders anzusehen. 

Der Staat besitzt in der Anwendung der Chiffre- 
Schrift noch ein "andres Mittel, um bei wichtigen An- 
lässen den im Besitze des Chiffre-Schlüssels befindlichen 
Empfänger über die Authenticität den ihm zugegangenen 
Depesche zweifellos zu machen. — Warum dasselbe Mittel 
dem Privatverkehre noch entzogen bleibt, ist nicht ohne 
Weiteres einzusehen, zumal der Staat, der das Brief- 
geheininiss zu bewahren verpflichtet ist, die Beförderung 
gesetzlich verbotener und staatsgefährlicher Mittheilungen 
durch die Post doch auch nicht verhindern kann. In 
gewöhnlichen Zeiten würde die Zulassung chiffrirter Pri- 
vatdcpeschen gänzlich unbedenklich sein, und in kri- 
tischen Zeiten, die doch immer nur die Ausnahme sind, 
kann ihre Beförderung immer sehr leicht ausgeschlossen, 
auch in besondern Fällen in gewöhnlichen Zeiten ihre 
Beschlagnahme unter Beachtung bestimmter gesetzlicher 
Formen, ähnlich wie bei der Beschlagnahme von Briefen, 
vorbehalten bleiben. — Die Zulassung chiffrirter Privat- 
depeschen würde auch noch den Vorth eil haben, dass 
Verstümmelungen, welche bei solchen Depeschen der 
erhöhten Aufmerksamkeit und obligatorischen vollstän- 
digen Collationirting wegen überhaupt nur selten vor- 
kommen, wenn sie dennoch eintreten, in der Regel nicht 
unbemerkt bleiben, weil sie die völlige Dechiffrirung un- 
möglich machen. 

Zur Beseitigung von Zweifeln über die Authenticität 
der eingehenden Depeschen steht bei öfteren telegraphi- 
schen Correspondenzen übrigens auch noch ein sehr ein- 
faches Mittel offen, die Verabredung gewisser und wo- 
möglich öfters wechselnder Passworte und ähnlicher 
Zeichen, welche, an einer bestimmten Stelle der Depesche 
ausser allem Zusammenhange stehend, als Zeichen für 
die Echtheit derselben dienen können. 

Von dem erheblichsten und günstigsten Einflüsse 
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würde bei dem oben Besprochenen die Vollendung eines 
autographischen Apparates sein, welcher den Empfänger 
in den Besitz einer nicht nur dem Sinne, sondern auch 
der Form der Handschrift nach völlig correkten Copie 
oder eines solchen Abdrucks der Autgabsdepesche setzen 
und ihn in allen denjenigen Fällen vor Täuschungen be- 
wahren würde, in denen auch bei schriftlichen Docu- 
menten Fälschungen nicht vorkommen. 



Zu welcher Zeit ist bei telegraphischer Correspondenz 
ein Vertrag als abgeschlossen zu betrachten? 

Das deutsche Handelsgesetzbuch bestimmt: 

Art, 319, Bei einem unter Abioesenden gestellten Antrage 
bleibt der Antragende bis zu dem Zeitpunkte gebunden, in 
welchem er bei ordnungsmnssiger, rechtzeitiger Absendung 
der Antwort den Eingang der letztern erwarten darf. 
Bei der Berechnung dieses Zeitpunktes darf der An- 
tragende von der Voraussetzung ausgehen, dass sein 
Antrag rechtzeitig angekommen sei. 

Trifft die rechtzeitig abgesandte Annahme erst nach 
diesem Zeitpunkt ein, so besteht der Verfrag nicht, wenn 
der Antragende in der Zwischenzeit oder ohne Verzug 
nach dem Eintreffen der Annahme von seinem Rücktritt 
Nachricht gegeben hat. 

Art. 320. Geht der Widerruf eine» Antrages dem andern 
Theile früher als der Antrag, oder zu gleicher Zeit mit 
demselben zu, so ist der Antrag für nicht geschehen zu 
erachten. 

Ebenso ist die AnnaJime für nicht geschehen zu er- 
achten, wenn der Widerruf noch vor der Erklärung der 
Annahme oder zu gleicher Zeit mit derselben bei dem 
Antragsteller eingegangen ist 
Art 321, Ist ein unter Abwesenden verhandelter Vertrag 
zu Stande gekommen, so gilt der Zeitpunkt, in welchem 
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die Erklärung der Annahme behufs der Absendung 
abgegeben ist, als der Zeitpunkt des Abschlusses des 
Vertrags. 

Art 323. Wenn zwischen dem Kaufmann, welchem ein 
Auftrag gegeben wird, und dem Auftraggeber eine Ge- 
schäftsverbindung besteht, oder sich derselbe gegen Letz- 
teren zur Ausrichtung solcher Aufträge erboten hat, so 
ist er zu einer Antwort ohne Zögern verpflichtet, widrigen- 
falls sein Schweigen ah lieber nähme des Auftrages gilt 

U. S. W. 

Obgleich das deutsche Handelsgesetzbuch auf den 
telegraphischen Correspondcnzverkehr nicht speciell Rück- 
sicht genommen hat, so genügen die vorstehenden ge- 
setzlichen Bestimmungen doch zur Beurtheilung der ge- 
wöhnlichen und am meisten vorkommenden Fälle. — 
Der Telegraph kann darnach, vorausgesetzt dass ein 
Zweifel über die Authcnticität des Telegrammes nicht 
obwalten und nicht vorgeschützt werden kann, sehr wohl 
benutzt werden, um brieflich formirte Anträge und brief- 
lich erfolgte Annahmeerklärung zu widerrufen, insofern 
das Telegramm so rechtzeitig abgesandt und befördert 
wird, dass es vor dem Eingang des die erste Erklärung 
des Absenders enthaltenden Schreibens an den Adressa- 
ten gelangt. — Geht der Widerruf des Antrages resp. 
der Annahme erst nach der ersten Willensäussefung der 
Gegenpartei zu, so ist er nicht als verpflichtend zu er- 
achten, und ist es hierbei offenbar auch gleichgültig, 
wenn der Widerruf nur in Folge einer verzögerten Be- 
förderung verspätet eingegangen ist. 

Eine solche Verspätung kann aber weder für Sachen, 
die dem Handelsrechte unterliegen, noch auch für andre, 
nach landes- und allgemein rechtlichen Grundsätzen zu 
beurthcilcnde Verhältnisse ohne Einfluss sein, wenn sie 
bei dem ersten Antrage oder selbst auch bei der An- 
nahme eintritt. 

Das Rhein, bürgcrl. Gesetzbuch stellt nur vier Er- 
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fordernisse auf, (Art. 1108), welche wesentlich die Gil- 
tigkcit eines Vertrags bedingen: die Einwilligung des 
Theiles, welcher sich verbindet, dessen Fähigkeit zu con- 
trahiren, eine bestimmte Sache, welche den Gegenstand 
der Verbindlichkeit ausmacht, — und einen erlaubten 
Grund der Verbindlichkeit. — Von der Zeit der Einwil- 
ligung ist hierbei nicht die Rede. 

Hiernach erscheint der Vertrag vollkommen ge- 
schlossen, wenn der Oblat die Annahme durch Abgabe 
des Telegramms und selbst, wenn telegraphische Ant- 
wort nicht ausdrücklich gefordert war, durch Aufgabe 
eines Briefes, documentirt hat. Der Widerruf des Offe- 
renten würde nur dann wirksam sein, wenn er dem Ob- 
laten vor der „Documentirung" der Annahme zugegangen 
wäre, weil alsdann die Uebcreinstimmung des Willens 
nicht mehr vorhanden. — Hat der Oblat dagegen ohne 
abändernde Bedingungen angenommen, dann kann für 
ihn ein nachträglich eingehender Widerruf; wäre er auch 
vor der Annahme abgesandt, nicht mehr gültig sein. 
Wollte man hiergegen einwenden, dass die Willen beider 
Contrahenten nicht mehr tibereinstimmen, wenn der An- 
nehmende dem ursprünglichen, später aber geänderten 
Antrage zugestimmt hätte, und dass deshalb ein Vertrag 
nicht habe zu Stande kommen können; — so würde 
man hiermit jede Möglichkeit des Vertragsabschlusses 
nicht nur auf telegraphischem Wege, sondern auch über- 
haupt unter Abwesenden nehmen, da es durchaus un- 
möglich ist, in irgend einem Augenblick die volle Ge- 
wissheit zu haben, dass die Willen der Abwesenden 
wirklich noch übereinstimmen und nicht nach der letz- 
ten Erklärung, vor deren Eingang wieder geändert sind. 
Der Oblat müsste dann nach der Annahme wieder die 
übereinstimmende Erklärung der Offerenten, dieser nach- 
her die abermalige Bestätigung des Oblaten erwarten 
und so in alle Ewigkeit fort. — Da dies aber offenbar 
dem gesunden Menschenverstände zuwider ist, so muss 
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man annehmen, das8 im Geltungsbereich des bürgerlichen 
Gesetzbuchs, wenn nicht besondere Zeitbestimmungen 
speciell stipulirt sind, der Vertrag perfekt geworden ist, 
durch die telegraphische Aufgabe der Annahme. — 
Hatte der Offerent jedoch bei seinem Antrage eine be- 
stimmte Frist gestellt, sei es direkt oder durch Verlangen 
einer telegraphischen Antwort implicite, so ist er nach 
Ablauf dieser Frist nicht mehr an seinen Antrag ge- 
bunden. 

In diesem Sinne hat unter Andern das Handels- 
gericht der Seine (1862) entschieden, dass der Offerent 
im Falle eines telegraphischen Ankaufsantrages mit dem 
Verlangen ungesäumter telegraphischer Ant- 
wort an seine Offerte, ungeachtet er den Gegentheil zur 
telegraphischen Antwort aufgefordert habe, nicht ge- 
bunden sei, wenn die rechtzeitig abgesandte, zusagende 
Antwort durch einen Fehler der Telegraphen- Verwaltung 
verspätet angekommen ist. 

In demselben Jahre erkannten die Gerichtshöfe zu 
Rouen, dass bei telegraphischer Offerte mit dem Ver- 
langen ungesäumter Antwort telegraphische Ant- 
wort erwartet werden dürfe und der Offerent nicht bis 
zum Eintreffen brieflicher Antwort gebunden sei. Im 
einzelnen Falle wird es also auch hier, obschon der An- 
trag ohne besondere Zeitbestimmung nicht von selbst 
nach dem Ablauf einer bestimmten Frist aufhört, auf die 
Fcsstellung ankommen, ob eine telegraphische Verspä- 
tung stattgefunden hat oder nicht. 

Dieselbe Frage wiederholt sich überall da, wo die 
Gesetze schon an sich die Zeit für die Verbindlichkeit 
des Antrages limitiren. 

Die hier einschläglichen Paragraphen des „Allge- 
meinen Landrechtes" bestimmen, dass es für einen schrift- 
lichen Antrag unter Abwesenden auf den Zeitpunkt an- 
kommt, da der Brief von dem Orte, wo der Andere sich 
aufhält, nach dem gewöhnlichen Laufe der Posten hat 
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eingehen können, und dass der % Antrag mit der nächsten 
fahrenden oder reitenden Post, welche nach diesem Zeit- 
punkte abgeht, beantwortet werden muss, der Antragende 
jedoch gleichwohl gehalten sein soll, noch den nächst- 
folgenden Posttag, wegen möglicher Zwischenfalle abzu- 
warten. — Ist der schriftliche Antrag durch einen eigenen 
Boten geschehen, so muss der Antragende den längsten 
Zeitraum, binnen welchem ein solcher Bote, ohne unge- 
wöhnliche Zwischenfälle, zurückkommen kann, abwarten, 
und ist, wenn der Bote in diesem Zeiträume nicht zu- 
rückgekommen ist, verpflichtet, den Andern davon zu 
benachrichtigen und ihm zugleich zu eröffnen, ob er 
noch ferner an den Antrag gebunden sein wolle. (L 5. 
§. 96 u. ff.) 

Analog diesen Bestimmungen kann auch ein tele- 
graphisch gestellter Antrag selbst ohne Zeitbestimmung 
nicht für immer, und nicht einmal wie unter dem Gel- 
tungsbereich des rhein. bürg. Gesetzbuchs bis zu erfolg- 
tem Widerruf als bindend erachtet werden. Hat der 
Antragende nicht nach seinem Belieben eine bestimmte 
Frist gesetzt, so wird in Ermanglung andrer allgemeiner 
Festsetzungen der Richter hier sowohl, als ttir die dem 
Handelsgesetze unterliegenden Fälle zu ermessen haben, 
ob event. eine telegraphische Verspätung vorliegt, da das 
Handelsgesetzbuch überhaupt nur im Allgemeinen von 
ordnungsmässiger Rechtzeitigkeit spricht und die vom 
Landrechte am l. Juni 1794 für die damaligen Verhält- 
nisse gegebenen Vorschriften auf den Telegraphenverkehr 
nicht ohne Weiteres angewendet werden können. 

Diese Frist für die Rechtsverbindlichkeit des An- 
trages setzt sich zusammen aus der Beförderungszeit des 
Antrages, aus derjenigen Zeit, welche nach dem Eingang 

desselben dem Oblaten für die Expedition und Aufgabe 
der Antwort gestattet sein muss und endlich aus der 
Beförderungszeit der Annahme selbst. — Die Zeit, welche 
zwischen Eingang des Antrages und Aufgabe der An- 
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nähme liegt, hat mit dem telegraphischen Verkehr an 
sich Nichts zu thun, und es wird hier nach Handelsrecht 
und Gewohnheit, wie bei jeder anderen Communikations- 
weise unter Abwesenden zu entscheiden sein, ob die Auf- 
gabe der Antwort rechtzeitig erfolgt ist, und auch in 
dem Handelsrechte nicht unterliegenden Fällen wird die 
Erwägung massgebend sein, dass der Oblat, da die 
Absicht des Offerenten, seinen Antrag angenommen zn 
sehen, vernunftgemäss vorauszusetzen ist, — die nöthige 
Zeit behalten muss, um mit Rücksicht auf die übliche 
Arbeitszeit den Antrag in Erwägung zu ziehen und die 
auf seine Beurthcilung einflussreichen andern Geschälte, 
Ueberlegungen, Ermittelungen, Absprachen vor der Auf- 
gabe der Antwort zu erledigen. — Da heute manchmal 
vier und fünf Posten täglich zwischen zwei Orten cur- 
siren, so kann die landrechtiiche Verpflichtung, den näch- 
sten Posttag abzuwarten, nicht mehr, wörtlich ge- 
nommen werden, weil zur Zeit der Emanirung des Land- 
rechts die Postverbindungen sich nicht nach einzelnen 
Stunden, sondern nach Tagen und Wochen berechneten. 
— Da nun aber selbst für schriftliche Anträge unter 
Personen, die an einem Orte sich aufhalten, eine Ent- 
scheidungsfrist von 24 Stunden im Landrechte (I. 5. 
§. 95) vorbehalten ist, so ergiebt sich, dass auch für den 
an einem andern Orte wohnenden Oblaten mindestens 
eine annähernde Frist gewährt sein muss. — Aehnlich 
verlangt auch das Handelsrecht, nicht wie ursprünglich 
von Preussen vorgeschlagen war „umgehende", sondern 
nur „rechtzeitige" Antwort, wodurch angedeutet wird, dass 
die Antwort des Acceptanten so schnell, als bei einem 
ordentlichen Geschäftsgange th unlieb, zu erfolgen habe. 

In einer dem Verfasser vorliegenden höchst wissen- 
schaftlichen Abhandlung eines Juristen ist von dem Vor- 
schlage die Hede, „ob es nicht zweckmässig sein würde, 
im Gesetze zu bestimmen, dass bei telegraphischer Corre- 
spondenz unter Umständen der Acceptant schuldig sei, 
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seine die Annahme enthaltende Antwort mit dem näch- 
sten Telegraphen, der an den Wohnort des An- 
dern abgeht und frei ist, abzugeben. Dass hierbei 
die Betriebsverhältnisse des Telegraphendienstes , für 
welche von einem „abgehenden Telegraphen" doch 
nicht die Rede sein kann, in keiner Weise klar gewesen 
sein können, liegt auf der Hand. 

Ebensowenig kann eine andre Meinung als die rich- 
tige angesehen werden, nach welcher sich ein Vertrags- 
antrag durch den Telegraphen, — weil dieser gleichsam 
alle Raum- und Orts-Verschiedenheiten aufhebe und mit 
Gedankenschnelle, unabhängig von Witterung«- und 
atmosphärischen Verhältnissen, jede Hotschaft auf die 
weitesten Entfernungen trage, — nur nach den Grund- 
sätzen beurthcilen lassen soll, welche für den Fall eines 
schriftlichen Antrages unter Personen bestehen, die sich 
an demselben Orte befinden, so dass die verbindliche 
Erklärung binnen 24 Stunden erfolgen müsse. — Wie 
eben erwähnt, kann dieser Rechtsgrundsatz einen Anhalt 
bieten zur Beurtheilung der Frist, welche dem Oblaten 
nach dem Empfang des Antrages bis zur Aufgabe der 
Antwort zu vergönnen ist, — allenfalls auch da bei 
massigen Entfernungen, wo die Zeit der telegraphischen 
Beförderung nicht allzusehr von der Geschwindigkeit 
eines von einem nach einem andern Orte derselben Stadt 
gesandten Boten abweicht. Da aber jetzt schon China, 
Ost- und Westindien, Californien u. s. w. telegraphisch 
mit Europa correspondiren können, und da bei solchen 
Entfernungen — wenn sie auch theoretisch ttir die Zeit 
der elektrischen Zertheilungen verschwindend sind — 
in der Praxis für die Depeschenbeförderung immer mehre 
Stunden, häufig sogar Tage erforderlich werden, da es hier- 
bei ferner sehr erheblich sein kann, wenn ein keineswegs 
verzögertes Telegramm, am Tage abgesandt, deu Be- 
stimmungsort der geographischen Längendifferenz wegen 
erst im Anfang oder inmitten der dortigen Nacht er- 

Ludewig, Telugruphenreclit. 13 
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reicht, — so bedarf es keines weiteren Beweises für die 
Unanwendbarkeit der vierundz wanzigst ündigen Frist. 

Uebrigens ist die telegraphische Beförderung auch 
auf kurzem Entfernungen durchaus nicht unabhängig 
von der Witterung; Regen, Nebel, Gewitter Üben sehr 
häufig einen wesentlichen und höchst schädlichen, ver- 
zögernden Einfluss aus, und endlich ist es vollkommen 
unmöglich, wenn wirthschaftlich, nicht etwa rein fiska- 
lisch, sondern nur vernünftig verwaltet werden soll, stets 
eine solche Masse von Betriebsmitteln und Kräften in 
Bereitschaft zu halten, dass jedes Telegramm ohne jeg- 
liche Verzögerung befördert werde. — Das Ideal der 
Wirtschaftlichkeit würde es sein, wenn die vollkommen 
in Anspruch genommenen Betriebsmittel in je 24 Stunden 
gerade hinreichten, um die vorliegende Arbeit zu be- 
wältigen. Dies ist zwar nicht zu erreichen, aber man 
darf sich bei dem zur Beförderung des Verkehrs notwen- 
digen Kräfte- und Mittel-Ueberschuss auch nicht allzu- 
weit von dieser Grenze entfernen. 

Das Gesagte wird hinreichen, um klar zu machen, 
wie äusserst schwierig es ist, a priori bestimmen zu 
wollen, was bei dem Telegraphen-Verkehr als Verzöge- 
rung anzusehen ist. Es wird sogar gegebnen Falles für 
den Richter eine sehr schwierige Aufgabe sein, dies 
richtig zu beurtheilen, und kaum Andres erübrigen, als 
event. die Entscheidung auf ein von sachverständiger 
Seite einzuholendes Gutachten zu gründen. — 

Sogar dasjenige, was innerhalb der Telegraphen- 
Verwaltung selbst aus dienstlichen u. s. w. Rücksichten 
unter Verzögerung verstanden wird, giebt keinen genü- 
genden Anhalt. — In einer frühern Zeit wurde den De- 
peschen eine motivirende Notiz beigefügt, wenn ihre 
Beförderung 

bei einer direkten Entfernung bis 45 Meilen über 

100 Minuten, 
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bei einer direkten Entfernung von 45—100 Meilen über 

110 Minuten, 

„ „ „ „ „ 100— 135 Meilen Uber 

120 Minuten, 

n „ „ „ über 135 Meilen über 

130 Minuten 

Zeit beansprucht hatte; es war dies also als eine Ab- 
weichung von der normalen Geschwindigkeit anerkannt. 
Gegenwärtig besteht die Bestimmung, weil undurchführ- 
bar, nicht mehr, und es bietet nur das noch einen An- 
halt, dass unter den früher angegebenen Umständen die 
eingezahlten Beförderungsgebühren zurückgezahlt werden, 
wenn die Depesche dem Adressaten später zu Händen 
kommt, als ihn ein gleichzeitig der Post übergebner, mit 
gleicher Adresse versehener Brief erreicht haben würde. 
Für nicht allzuweite Entfernungen kann dies vielleicht 
als Anhalt der Beurtheilung dienen; sobald weitere und 
namentlich überseeische Plätze in Betracht kommen, würde 
die auf den Vertragsabschluss influirende Verzögerung 
hiernach nicht wohl zu bemessen sein. 

Jedenfalls erscheint es für die Betheiligten hiernach 
zur Vermeidung unliebsamer Weiterungen immer ge- 
rathen, bei jeder telegraphischen Offerte gleich die Zeit 
anzugeben, bis zu welcher sie als bindend betrachtet 
werden soll, und es ist hierbei sogar möglich, sogleich 
selbst die Controle über die Ausführbarkeit des Antrages 
u. s. w. innerhalb der angegebenen Zeit eintreten zu 
lassen. 

Will der Aufgeber nämlich unabhängig von 
der Thätigkeit des Empfängers möglichst schleunige 
Kenntniss über die Zeit der Ankunft seines Antrages 
erhalten, so steht ihm hierzu als Mittel das Verlangen 
einer amtlichen Empfangsanzeige zu Gebot (§. 16 der 
Telegraphen-Ordnung), durch welche ihm die Zeit der 
Aushändigung auf telegraphischem Wege amtlich noti- 

ficirt wird. # 
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In wichtigen Fällen und kurz angegebenen Zeit- 
fristen können diese Empfangsanzeigen einen grossen 
Werth erlangen, namentlich auch dann, wenn der Auf- 
geber sich die Ueberzeugung von dem rechtzeitigen Ein- 
treffen seiner Annahmeerklärung verschaffen will. 

In vielen Fällen wird der Telegraph auch nicht so- 
wohl zur Offerte eines Vertrages, als vielmehr zur Er- 
theilung eines Commissionsauftrages benutzt, und hierbei 
ist es nicht üblich, die Uebernahme des Auftrages tele- 
graphisch zu notifieiren, sondern lediglich von der ge- 
schehenen Ausführung Mittheilung zu machen. Oefters 
wird dies durch die Ordre: „Ausführung telcgraphisch" 
ausdrücklich stipulirt, öfters aber auch nur stillschwei- 
gend angenommen. — • 

In diesem Falle und bei eintretendem Widerrufe 
kommt bei den der Handelsgesetzgebung unterliegenden 
Fällen der Artikel 377 zur Geltung, nach welchem dem 
Commissionär bez. dem in dem einzelnen Falle als Com- 
missionär aultretenden Kaufmanne, durch das Eintreffen 
des Widerrufs, ehe die Anzeige von der Ausfuhrung des 
Auftrages Behufs ihrer Absendung abgegeben ist, die 
liefugniss entzogen wird, selbst als Verkäufer oder Käufer 
einzutreten. — Wäre der Widerruf nach Abschlicssung 
des in Auftrag gegebenen Geschäftes mit einem Dritten 
eingegangen, so würde der Committent dasselbe un- 
zweifelhaft zu aeeeptiren haben, während der Com- 
missionär, „welcher dem Committenten die erforder- 
lichen Nachrichten zukommen zu lassen, insbesondere 
sofort nach der Ausführung des Auftrages davon Anzeige 
zu machen hat," (Art. 361) nur für den Schaden haftbar 
sein würde, welcher als aus der Vernachlässigung so- 
fortiger Mittheilung entstanden nachgewiesen werden 
kann. 

Auch an der Hand des Landrechtes (Vollmachts- 
anfträge) sowohl, als des bürgerlichen Gesetzbuches, 
selbst insofern nicht eigentliche Handelssachen vorliegen, 
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kommt man zu ähnlichen Conclusionen und Entschei- 
dungen. 

Scliliissbemerkinigen. 

In den vorstehenden Abhandlungen sind die wesent- 
lichen Rechtsfragen, welche durch den telegraphischen 
Verkehr entstehen, wohl alle berührt und mit Bezug auf 
die bestehende Gesetzgebung einer Beurtheilung unter- 
zogen werden. Es hat sich hierbei ergeben, dass das 
Verhältniss des Gewerbsunternehmers zu dem den Tele- 
graphen benutzenden Publikum thatsächlieh zwar voll- 
ständig klar und gesetzlich geregelt ist, dass dasselbe 
jedoch bezüglich der Garantie und der Legitimirung der 
Depeschen zu wirklich rechtsgültigen Dokumenten we- 
sentliche Aenderungen und Vervollständigungen äusserst 
wünsch enswerth macht, und dass solche nicht nur im 
Interesse des Publikums, sondern auch der Verwaltung, 
allerdings nur im Wege der Gesetzgebung ohne jeglichen 
Nachtheil und zu allseitigem Vortheil erreicht werden 
können. 

Die privatrechtliche Seite des Telegraphenverkehrs 
unterliegt noch mehreren Zweifeln, und ist hierbei na- 
mentlich die geringe Glaubwürdigkeit der Depeschen- 
ausfertigungen als Dokumente, sowie die Unsicherheit 
der Beurtheilung hinsichtlich rechtzeitiger Ankunft von 
Einfluss. — 

Auch hier ist es dringend, dass die in Folge des 
neuen Verkehrs in der Gesetzgebung entsandene Lücke 
bald möglichst ausgefüllt werde, dass an die Stelle des 
freien Ermessens bestimmte Angaben treten, wenngleich 
letztere, wie mehr oder minder alle Zeit- und Zahlbestim- 
mungen in den Gesetzen, sich nicht aus logischen Schlüs- 
sen ergeben können, sondern, so zu sagen, der Willkür 
des Gesetzgebers anheim fallen müssen. 

Ein Gesetz über den telegraphischen Verkehr in 
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Staats- und privatrechtlicher Beziehung würde ziem- 
lich umfänglich ausfallen und eine grosse Menge der 
gegenwärtig in den verschiedenen Gesetzen, Reglements, 
internationalen Verträgen u. s. w. zerstreut enthaltenen 
Bestimmungen reproduciren müssen. Es kann nicht die 
Absicht sein, das was in Vorstehendem schon vollständig 
enthalten ist, liier noch einmal zusammenzustellen; da- 
gegen wird es vielleicht nicht als überflüssig angesehen 
werden, diejenigen Punkte noeh einmal kurz anzu- 
führen, welche in der bestehenden Gesetzgebung nicht 
enthalten sind, deren Aufnahme in dieselbe und Ver- 
wirklichung aber der fortschreitenden glücklichen Ent- 
wickelung wegen wünschenswerth und nothwendig er- 
scheint: 

1) „Die Telegraphen- Verwaltung nimmt im internen 
Verkehr und insoweit dies nach den Verträgen mit andern 
Verwaltungen statthaft ist, im internationalen Verkehre 
von Jedermann Privatdepesehen zur Beförderung an, 
welche zerfallen in: • 

1) gewöhnliche Depeschen 

2) beschleunigte Depeschen 

3) recommandirte Depeschen 

4) Depeschen mit deklarirtem Wcrthe. 

Für gewöhnliche Depeschen ist die nach den Ent- 
fernungszonen und der Wortzahl abgestufte einfache 
Gebühr zu erlegen. Reklamationen wegen Verlustes, 
Verspätung oder Verstümmelung derselben bleiben un- 
beachtet. 

Für beschleunigte Depeschen ist die dreifache Taxe 
gewöhnlicher Depeschen zu erlegen. Dieselben werden 
vor allen niehl beschleunigten Privatdepeschen in der- 
selben Richtung in der Reihe der aufgelieferten beschleu- 
nigten Depeschen nach der Zeit der Auflieferung bez. 
des Eingangs bei der Telegraphen-Station befördert. — 
Verspätungen über anderthalb Stunden für jede Zone 
des internen Verkehrs resp. von 2'/2 Stunden für jede 
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Zone resp. je 150 Meilen direkter Entfernung- über die 
zweite Zone hinaus im Vereins- und internationalen 
Verkehr begründen den Anspruch auf Rückerstattung der 
eingezahlten Telegraphengebühr. 

Recommandirte Depeschen unterliegen der doppelten 
Taxe ftir gewöhnliche Depeschen. Im Falle des Ver- 
lustes oder wesentlicher Verstümmelung derselben hat 
die Verwaltung der Aufgabestation dem Empfanger 
14 Thlr. Schadenersatz zu leisten. Beschleunigte De- 
peschen können auch recommandirt werden. Für Recom- 
mandation und Beschleunigung zusammen ist die vier- 
fache Taxe gewöhnlicher Depeschen zu bezahlen. Die Ver- 
spätung recommandirter, beschleunigter Depeschen nach 
^lassgabe der für beschleunigte Depeschen getroffenen 
Bestimmungen giebt Anspruch auf Rückerstattung der 
Beförderungsgebühr, Verlust und wesentliche Verstümme- 
lung derselben auf 14 Thlr. Schadenersatz und Rück- 
erstattung der Beförderungsgebühr. 

Depeschen mit dcklarirtem Werthe können nur 
recommandirt mit oder ohne Beschleunigung aufgegeben 
werden. Sie unterliegen der entsprechenden Taxe und 
einer Zusatzgebühr von l j t Procent der deklarirten Werth- 
summe, wobei Beträge unter 100 Thlr. für 100 Thlr. ge- 
rechnet werden. Im Falle des Verlustes und wesentlicher 
Verstümmelung solcher Depeschen wird die deklarirte 
Werthsumme als Schadenersatz geleistet. War die De- 
pesche beschleunigt, so geschieht dasselbe im Falle der 
Verspätung über das doppelte der für beschleunigte De- 
peschen festgesetzten Maximalbe förder ungszeit, insofern 
die Verspätung nicht durch höhere Gewalt oder Störung 
der Linien herbeigeführt worden. 

Als wesentliche Verstümmelung ist jeder nicht durch 
die Schuld des Aufgebers entstandene sinnentstellende 
Fehler anzusehen. 

2) Bei denjenigen Telegraphen-Stationen, bei welchen 
Organe der Justizverwaltung entsprechend aecreditirt 
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— Jede beglaubigte Depesche erhält den Zusatz: „amt- 
lich beglaubigte Depesche" und ist nicht nur zu reeoni- 
inandiren, sondern auch von dem beglaubigenden Beam- 
ten der Annahmestelle persönlich zu Ubergeben. Für die 
Beglaubigung, welche als zum Text der Depesche gehörig 
betrachtet wird, ist eine besondere Gebühr zu bezahlen. 

Den Ausfertigungen beglaubigter Depeschen wird bis 
zum Erweise des Gegentheils die Gültigkeit einer eigen- 
händigen schriftlichen Erklärung des Absenders beigelegt. 

3) Bei nicht recommandirten Depeschen übernimmt 
der Aufgeber derselben die Gefahr in privatrechtlicher 
Beziehung; bei recommandirten derjenige, welcher die 
Benutzung der Telegraphen veranlasst hat. — Es wird, 
falls nicht ausdrücklich ein Andres bestimmt worden^ 
das Einverständniss mit der recommandirten telegraphi- 
schen Beantwortung jeder eingegangenen recommandirten 
telegraphischen Mittheilung vorausgesetzt. 

4) Bei beschleunigten Depeschen, welche den Be- 
stimmungsort telegraphisch erreichen können, darf der 
Absender in Bezug auf den Adressaten die Bestellung 
derselben innerhalb derjenigen Zeit als geschehen an- 
nehmen, über welche hinaus die Verspätung den An- 
spruch auf Rückerstattung der Gebühren begründet, für 
nicht beschleunigte Depeschen innerhalb des Sechsfachen 
von dieser Zeit. Wo nicht ausdrücklich ein Andres stipu- 
lirt worden, ist die Antwort auf die erste Depesche als 
rechtzeitig aufgegeben anzusehen, wenn sie spätestens 
6 Stunden nach dem Empfang der Ursprungsdepesche 
bei der betreffenden Telegraphen-Station bez. Ortspost- 
anstalt zur Beförderung aufgegeben worden ist. — Den 
für telegraphische Beförderung angegebenen Zeiten tritt 
zutreffenden Falles die Zeit der Beförderung durch die 
Post, durch Boten u. s. w. hinzu." 



Druck: Wilhelm Bueusch. Leipzig. 
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